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Sehr geehrte Damen und Herren,

ich freue mich, Ihnen das Eimsbütteler Woh-
nungsbauprogramm 2011 / 2012 vorstellen 
zu dürfen. 

Eimsbüttel ist ein stark nachgefragter und 
ausgesprochen attraktiver Wohnstandort. 
Als flächenmäßig kleinster Bezirk weist 
Eimsbüttel die höchste bezirkliche Bevölke-
rungsdichte der Stadt auf. Während in Ham-
burg durchschnittlich 2.300 Einwohner pro 
Quadratkilometer wohnen, sind es im Bezirk 
Eimsbüttel knapp 5.000 Menschen pro Qua-
dratkilometer und damit mehr als doppelt so 
viele. Eimsbüttel verfügt jedoch über nahezu 
keine größeren Liegenschaftsflächen sowie 
sonstige Konversionsflächen, d.h. die Umset-
zung des ambitionierten Ziels der Schaffung 
von Wohnungspotenzialen bedarf besonderer 
Anstrengung.

Im Rahmen des Vertrags für Hamburg hat 
sich Eimsbüttel verpflichtet die Voraussetzun-
gen für 700 Wohnungen pro Jahr zu schaffen. 
Dabei ist für den Bezirk Eimsbüttel die quan-
titative Erhöhung der Wohnungsbestände un-
trennbar mit einer qualitativen Weiterentwick-
lung in allen Stadtteilen verbunden. Die neu 
gestellten Anforderungen an den Wohnungs-
bau durch den „Vertrag für Hamburg“ bedeu-
ten für alle Stadtteile eine Herausforderung. 
Dieser Herausforderung stellt sich der Bezirk 
Eimsbüttel offensiv, will dabei jedoch die be-
stehenden Qualitäten erhalten und fördern.
Zu diesem Zweck hat der Bezirk Eimsbüttel 
- aufbauend auf den Erkenntnissen der Woh-
nungsbaukonferenzen 2010 und 2011 - ein 
umfassendes Wohnungsbauprogramm erar-
beitet.

Mit dem Wohnungsbauprogramm 2011 / 
2012 wird der Bezirk Eimsbüttel die wohn-
bauliche Entwicklung des Bezirks vorantrei-
ben. Dabei konzentriert sich das Wohnungs-
bauprogramm insbesondere auf

• die Darstellung der zukünftigen Herausfor-
derungen,

• die Identifizierung von möglichen Potenzial-
flächen und

• die fachlich-programmatische Ausrichtung 
für deren Aktivierung.

Im zweiten, separaten Teil des Wohnungs-
bauprogramms werden die insgesamt 113 
Wohnungsbaupotenzialflächen dargestellt, 
von denen über die Hälfte für eine Entwick-
lung bis 2015 zur Verfügung stehen. Wir wer-
den diesen Teil regelmäßig aktualisieren und 
fortschreiben.

Einen Schwerpunkt bei der Umsetzung des 
Wohnungsbauprogramms sehe ich in der 
Schaffung von preiswerten und bezahlbaren 
Wohnraum. Wir möchten vor allem auch in 
den stark nachgefragten Wohnlagen Eimsbüt-
tels preiswerten Wohnraum schaffen. 
Deshalb wird ein besonderes Augenmerk auf 
der Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
liegen.

Ihr,

Dr. Torsten Sevecke

Vorwort
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1.1  Einführung

Wohnungsbau und Wohnungsbauprogram-
me sind kein neues Thema in Hamburg. Trotz-
dem war die Ausgangssituation selten proble-
matischer als derzeit; ist der Wohnungsmarkt 
in Hamburg doch als sehr angespannt zu be-
zeichnen. Seit mindestens 10 Jahren werden 
zu wenige Wohnungen gebaut.

Das Arbeitsprogramm des derzeitigen Senats 
umfasst das Ziel, die Zahl der fertig gestell ten 
Wohnungen zu steigern. Das Ziel sind 6.000 
neue Wohnungen pro Jahr. 2.000 davon sol-
len geförderte Wohnungen sein – darunter 
auch solche für Haushalte mit mitt lerem Ein-
kommen.

Bereits der Vorgängersenat hatte in einer 
ressortüber greifenden Gesamtstrategie 2009 
unter Beteiligung der Wohnungswirtschaft 
ver sucht durch den Wohnungsbauentwick-
lungsplan und seiner Fortschreibung 2011 
die woh nungspolitischen Herausforderun-
gen zu konkretisieren und Handlungsschrit-
te aufzu zeigen. Zielsetzung war die nach-
haltige Förde rung des Wohnungsbaus, die 
quantitativ und qualitativ der wachsenden 
Bevölkerung und ihrer demografischen Ver-
änderung sowie den Zielen einer nachhalti-
gen Flächenentwick lung Rechnung tragen 
sollte. Die Förderung des Wohnungsbaus 
auf Standorten der Innen entwicklung soll-
te mit dem Ziel der Schaffung neuer stadt-
räumlicher Qualitäten und Auf wertung von 
Quartieren verknüpft werden. Zielvereinba-
rungen mit den Bezirken zur Be reitstellung 
und Generierung von Wohnungsbaupotenzi-
alen, Förderung für private Investi tionen und 
Kooperationen mit der Wohnungswirtschaft 
sollten die dazu erforderlichen Rahmenbedin-
gungen verbessern. Ins gesamt ist in Hamburg 
von einem Orientierungs rahmen von 5.000 
bis 6.000 neuen Woh nungen jährlich auszu-
gehen.1 Letztmalig wurde 2000 über 6.000 

Wohnungen fertiggestellt, in den darauffol-
genden Jahren waren es im Mittel lediglich  
ca. 3.800 Wohnungen.

Die Bezirke tragen die Verantwortung für die 
Schaffung von Planungsrecht und die zügige, 
transparente und verlässliche Durchführung 
von Genehmigungsverfahren. Zu diesem 
Zwecke haben der derzeitige Senat und die 
Bezirke gemeinsam den Vertrag für Hamburg 
– Wohnungsneubau verhandelt und unter-
zeichnet und somit eine Vereinbarung zwi-
schen Senat und Bezirken zum Wohnungs-
neubau geschlossen.

Mit dem Vertrag für Hamburg verpflichtet sich 
jeder Bezirk die Zahl der genehmigten Woh-
nungen so zügig wie möglich in der Gesamt-
summe auf 6.000 pro Jahr zu steigern. In be-
zirklichen Wohnungsbauprogrammen sollen 
die Bezirke diese Ziele konkretisieren sowie 
Vorhaben und konkrete Flächen benennen.

Die Wohnungsbauprogramme sollen Aussa-
gen enthalten zu 
•	 geeigneten städtischen und privaten 

Grundstücken, 
•	 Flächen mit vorhandenem Planungsrecht, 
•	 Flächen, die sich für eine Bebauung nach 

§ 34 BauGB eignen, 
•	 Flächen, für die Planungsrecht geschaf-

fen werden muss und 
•	 Flächen, die sich besonders für eine Be-

bauung durch SAGA GWG eignen.

Die Wohnungsbauprogramme sollen die ge-
samtstädtischen Ziele auch hinsichtlich
•	 Mietwohnungsbau und Eigentum,
•	 Geschosswohnungsbau und Einfamilien- 

und Reihenhäusern sowie
•	 gefördertem und freifinanziertem Woh-

nungsbau 
•	 der jährlichen Schaffung neuen Planungs-

rechts (Vorweggenehmigungsreife) für 
2012-15 in Bezug auf Wohneinheiten und 
der hierfür erforderlichen Bebauungspläne  
nachfragegerecht konkretisieren.

1 Anlass und Ziele 
des Wohnungsbauprogramms
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In der Praxis zeigt sich, dass private Flächen 
tatsächlich nur schwer mobilisiert und bebaut 
werden können. Die Gründe hierfür sind sehr 
unterschiedlich, sie reichen von fehlenden 
Investitionsmitteln der Eigentümer über un-
rentierlichen Kosten bis hin zu spekulativen 
Motiven und Erbschaftsangelegenheit.

Insofern stellt das Wohnungsbauprogramm 
auch einen ersten Schritt zu einer systema-
tischen Erfassung und Mobilisierung dieser 
Flächen durch den Bezirk Eimsbüttel dar. In-
folge des Wohnungsbauprogramms soll eine 
gezielte Ansprache der Grundstückseigen-
tümer ermöglicht werden.

Im Vertrag für Hamburg hat sich der Bezirk 
Eimsbüttel verpflichtet, 700 genehmigte Woh-
nungen im Durchschnitt über mehrere Jahre 
zu erreichen. Das vom Bezirksamt Eimsbüt-
tel vorgelegte Wohnungsbauprogramm will 
der genannten Verpflichtung nachkommen 
und mit dem Wohnungsbauprogramm die 
weitergehende wohnbauliche Entwicklung 
des Be zirks vorantreiben. Dabei konzentriert 
sich dieses Wohnungsbauprogramm insbe-
sondere auf die Darstellung der zukünftigen 
Herausforderungen sowie der Identifizierung 
von mög lichen Potenzialflächen und der fach-
lich-programmatischen Ausrichtung für die 
Aktivierung dieser. Anmerkung: die Potenzia-
le wurden für den Zeitraum 2012 bis 2016 ff. 
betrachtet.

Dabei nimmt der Bezirk Eimsbüttel im ham-
burgweiten Vergleich eine besondere Rolle 
ein. Als einziger Bezirk verfügt Eimsbüttel 
über nahezu keine größeren Liegenschafts-
flächen sowie sonstige Konversionsflächen, 
d.h. die Umsetzung des ambitionierten Ziels 
der Schaffung von Wohnungspotenzialen be-
darf besonderer Anstrengung. 
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Abbildung 1: 
Baufertigstellungen von Wohneinheiten in Wohngebäuden in Hamburg2
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1.2  Beschluss des Eimsbütteler  
  Wohnungsbauprogramms
Die Bezirksversammlung Eimsbüttel hat dem 
vorliegenden Wohnungsbauprogramm in 
ihrer Sitzung am 15.12.2011 einstimmig zu-
gestimmt. Mit dem Beschluss verbunden 
waren Änderungen, die in dieser Fassung be-
reits eingearbeitet sind, sowie die folgenden 
Maß gaben:

1. Das Bezirksamt wird beauftragt, dem   
Stadtplanungsausschuss eine Einschät-
zung vorzulegen, an welchen Standorten 
geförderter Wohnungsbau entstehen kann. 

2. Das Bezirksamt wird beauftragt, mit den 
zuständigen Fachbehörden und der Woh-
nungsbaukreditanstalt die Fragestellung 
der Sicherung von sozial geförderten Woh-
nungsbau, schwerpunktmäßig im Kernge-
biet aber auch in den Urbanisierungs zonen 
durch Ankauf von Wohnungsbindungen, 
insbesondere in Verbindung mit Moder-
nisierungsmaßnahmen zu erörtern und 
dem Stadtplanungsausschuss einen 
entsprechenden Bericht zu erstatten. 

3. Das Bezirksamt wird beauftragt, weitere 
ergänzende Stellungnahmen zu den bei 
ein zelnen Flächen erhobenen naturschutz-
rechtlichen Einwänden einzuholen und 
dem Stadtplanungsausschuss vorzule-
gen. Auch sollte diese Thematik Bestand-
teil des vom Bezirksamt beabsichtigten 
Treffens mit den Bürgerinitiativen sein. 

4. Das Wohnungsbauprogramm (einschließ-
lich der detaillierten Beschreibungen in 
der An lage), hierzu eingehende Stellung-
nahmen und Untersuchungen werden im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht da-
tenschutzrechtliche Bestimmungen da-
gegen stehen. 

Gleichwohl ist das Wohnungsbauprogramm 
kein Allheilmittel, welches die bestehenden 
wohnungsspezifischen Problemstellungen 
allein lösen kann. Es kann nur ein Werkzeug 
sein, welches hilft die richtigen Entschei-
dungen vorzubereiten und diese auch umzu-
setzen. Es ist bekannt, dass die Umsetzung 
des Eimsbütteler Wohnungsbauprogramms 
mit besonderen Schwierigkeiten verbunden 
ist. Diese Herausforderung nimmt der Be-
zirk Eimsbüttel an. Weiterhin ist zu erwar-
ten, dass es auch in Eimsbüttel noch derzeit 
unbe kannte bzw. nicht so im Fokus stehende 
Potenzialflächen gibt. Es ist Sinn und Zweck 
des vorgelegten Stands des Wohnungsbau-
programms die darin aufgeführten Flächen in 
den Fokus zu rücken und so eine Entwicklung 
von diesen herbeizuführen. 

Mögliche Reserveflächen oder nicht identifi-
zierte Potenziale werden im Wohnungsbaupro-
gramm nicht aufgeführt oder mit einer Quanti-
tät versehen, da diese Potenziale nur schwer 
quantifizierbar sind.

Das Wohnungsbauprogramm soll regelmäßig 
fortgeschrieben werden.
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2.1   Kurzer Überblick über den Hamburger  
  Wohnungsmarkt
Seit 1987 ist Hamburg wieder eine wachsen-
de Stadt. Seit diesem Jahr wächst Hamburg 
kontinuierlich und die Einwohnerzahlen stei-
gen deutlich. Knapp 200.000 neue Einwohner 
zählt Hamburg seit 1987. Zuvor ist die Be-
völkerungszahl von Hamburg über 20 Jahre 
kon tinuierlich gesunken. Trotz der positiven 
Bevölkerungsentwicklung der letzten 24 Jah-
re ist nach wie vor das Jahr 1964 das Jahr 
mit dem höchsten Einwohnerstand in der Ge-
schichte von Hamburg. Dennoch ist die der-
zeitige Lage am Wohnungsmarkt in Hamburg 
als ange spannt zu bezeichnen. Von 2002 bis 
2010 ist die Bevölkerung von Hamburg um 
insgesamt knapp 60.000 Einwohner gestie-
gen. Im gleichen Zeitraum wurden lediglich 
33.000 Woh nungen fertiggestellt, wobei bei 
diesem Vergleich die dem Wohnungsmarkt 
entzogen Wohnungen nicht berücksichtigt 
sind. Dieses betrifft allerdings nicht alle Lagen 
und Stadtteile gleichermaßen, aber umso pre-
kärer ist die Lage in den besonders nachge-
fragten Stadtteilen im Kerngebiet und rund 
um die Alster.

Ursache für diese Entwicklung ist der starke 
Rückgang in den Fertigstellungszahlen des 
Wohnungsneubaus; in Hamburg wurden in 
den letzten Jahren im Verhältnis zur steigen-
den Einwohnerzahl zu wenige Wohnungen 
gebaut.

Während Mitte der 1990er Jahre die Bau-
fertigstellungen in Folge der hohen Zuwan-
derung und aufgrund starker Aktivitäten im 
Sozialen Wohnungsbau noch zwischen 8.000 
und fast 10.000 Wohnungen pro Jahr lagen, 
wurden sie bis 2002 stark reduziert und ha-
ben sich schließlich auf einem vergleichswei-
se niedrigen Niveau von rd. 3.800 Fertigstel-
lungen pro Jahr stabilisiert. 

Der Rückgang der Baufertigstellungen ist 
vor allem durch den geringeren Neubau im  
Ge schosswohnungsbau bedingt. Hier ist die 
Bautätigkeit vor allem im geförderten, aber 
auch im frei finanzierten Segment sehr stark 
zurückgegangen. Während 1998 noch rd. 
5.300 Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 
gebaut wurden, war es im Jahr 2010 mit rd. 
1.950 Einheiten nur noch ein gutes Drittel die-
ses Wertes.

Einen zentralen Einfluss auf diese Entwicklung 
hat die Reduzierung der Wohnungsbauför-
derung: Im Mietwohnungsneubau wurden 
1995 noch 3.900 Wohnungen gefördert, wäh-
rend 2003 508 Einheiten und 2008 586 Ein-
heiten gefördert wurden. Immerhin wurde 
die Förderung in den Jahren 2009 und 2010 
wieder auf über 1.000 Wohnungen gestei-
gert.3 

Auch die Zahl der durch sonstige Baumaß-
nahmen entstandenen Wohnungen – v.a. 
Dach ausbauten – ist seit Ende der 1990er 
Jahre erheblich zurückgegangen. Dies ist u.a. 
darauf zurückzuführen, dass die Potenziale 
für die Schaffung zusätzlicher Wohnungen 
in beste henden Gebäuden vermeintlich wei-
testgehend ausgeschöpft sind.4

Gleichermaßen ist in diesem Zeitraum die 
durchschnittliche Haushaltsgröße mit 1,88 
Per sonen pro Haushalt auf den niedrigsten 
Stand seit Beginn der Erhebung 1970 gefal-
len. Der Anteil der Einpersonenhaushalten ist 
auf über 50 % der Haushalte gestiegen und 
der Anteil der Drei- und Mehrpersonenhaus-
halte auf unter 20 % gesunken. Dieses führte 
auch zu einem Anstieg der Wohnfläche je Ein-
wohnerin und Einwohner.

Wohnungswirtschaftliche 
Rahmenbedingungen

2
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Ab der Jahrhundertwende finden sich hier 
aber auch sozi alreformerische Bauprojekte 
wie die „Hamburger Burg“ und charakteris-
tische Klinker bauten der 1920er Jahre. Aus-
gehend von den innenstadtnahen Gründer-
zeitvierteln folgte die Stadtentwicklung den 
Hauptausfallstraßen nach Nordwesten. Die 
ehemaligen Dörfer Lokstedt, Stellingen, Ni-
endorf, Eidelstedt und Schnelsen wurden zu-
nehmend in das Stadt gebiet integriert.

Die innerstädtischen Stadtteile des Bezirks 
Eimsbüttel stellen sich heute als dicht bebau-
te Gebiete dar, in denen sich Quartiere aus 
der Zeit vor und um die Jahrhundertwende 
mit Bauten aus den 1920er Jahren und der 
Nachkriegszeit abwechseln und die als Wohn-
standort beliebt sind. In den nördlichen Stadt-
teilen ist bis heute eine eher offene Wohnbe-
bauung vorherrschend, geprägt von neueren 
Einfamilienhäusern und einzelnen Spuren der 
dörflichen Vergangenheit. Damit bietet der 
Bezirk Eimsbüttel vielfältige Räume für unter-
schiedliche Nutzungen und Ansprüche.

Zusammensetzung des Bezirks
Der Bezirk Eimsbüttel setzt sich aus 
neun Stadtteilen zusammen, die jeweils 
unterschied liche Identitäten, stadträumliche 
Merkmale und besondere Angebote aufwei-
sen. Das Kerngebiet von Eimsbüttel zählt zu 
dem Bereich „Westliche Innere Stadt“. Die-
ser Be reich der „Westlichen Inneren Stadt“ 
steht wie kaum ein anderer im Spannungs-
feld zwischen hervorragender Standortqua-
lität, attraktiv vielfältiger Nutzung, enormen 
Um wandlungs- bzw. Gentrifikationsdruck, 
unterschiedlichen Arbeitsplatzangeboten und 
multi kultureller Mischung inklusive ihrer At-
traktivität und ihren sozialen Spannungen so-
wie Potenzialen für den Aus- und Umbau des 
städtischen Gefüges. 
 
 
 
 

2.2  Struktur des Bezirks Eimsbüttel

Historische Entwicklung
Der Bezirk Eimsbüttel ist aufgrund seiner his-
torischen Entwicklung wie kaum ein anderer 
Hamburger Bezirk geprägt durch Kleintei-
ligkeit und urbane Nutzungsmischung. Der 
Name „Eimsbüttel“ geht auf das ehemalige 
Dorf „Eymersbutele“ zurück, welches 1275 
erstmals urkundlich erwähnt wurde. Auch die 
unterschiedlich stark ausgeprägten Identitä-
ten der einzelnen Stadtteile sind historisch be-
dingt: Die Stadtteile Stellingen und Eidelstedt 
waren ursprünglich Vororte der Stadt Altona. 
Lokstedt, Niendorf und Schnelsen bildeten die 
holsteinische Gemeinde Großlokstedt. Diese 
fünf Stadtteile wurden, anders als die altham-
burgischen Stadtteile Rotherbaum, Harveste-
hude, Hoheluft- West und Eimsbüttel, erst im 
Rahmen des Groß-Hamburg-Gesetzes von 
1937 zur Stadt Hamburg eingemeindet.

Bis ins 19. Jahrhundert war das Gebiet des 
Bezirks Eimsbüttel stark landwirtschaftlich 
ge prägt. Die heutigen Stadtteile waren Dörfer 
vor den Toren der Stadt. Im 17. Jahrhundert 
setzte der Zuzug wohlhabender Hamburger 
ein, die sich Landhäuser erbauen ließen. Fa-
milien wie Alardus, Doormann, Faber, Lappen-
berg, Lastrop und Lutteroth finden sich noch 
heute in den Straßennamen wieder. Mit dem 
wirtschaftlichen Aufschwung Hamburgs zu 
Beginn der Industrialisierung dehnte sich die 
Stadt schnell weiter aus. Die Entwicklung kon-
zentrierte sich zunächst auf die innenstadtna-
hen Stadtteile. Harvestehude und Rotherbaum 
wandelten sich ab Mitte des 19. Jahrhunderts 
zu privilegierten städtischen Wohnstandorten 
mit Villen und vornehmen Stadthäusern an 
breiten Alleen. Deutlich ein facher waren die 
Wohnverhältnisse im Westen von Rother-
baum, Eimsbüttel und Hoheluft- West. Hier 
entstanden in dieser Zeit die typischen sehr 
dicht bebauten Gründerzeitquar tiere mit der 
Mischung von einfachen Mietshäusern und 
Fabrikgebäuden mit zum Teil sehr schlechten 
Wohnverhältnissen. 
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sowie sozialen Problemlagen geprägt sind, 
mittlerweile nicht mehr nur noch als klassische  
„Zwischenzone“ klassifizieren. Vielmehr ist 
eine Drei teilung des Bezirks zu beobachten, 
wobei die Grenze innerhalb der „Zwischenzo-
ne“ sich ungefähr an der Lage der Güterum-
gehungsbahn und den Fluglärmschutzberei-
chen des Flughafens festmachen lässt.

Hinsichtlich der Typologisierung und Struktu-
rierung des Bezirkes und seiner Stadtteile bie-
tet sich eine Einteilung anhand seiner geogra-
fischen Lage und Eigenschaften an, da diese 
auch unmittelbare Auswirkungen auf bauliche 
Entwicklungspotenziale und -grenzen hat.

Durch den hohen Wohnungsdruck entwi-
ckelt sich das Kerngebiet über seine Grenzen 
hin aus weiter und dieses ist auch bereits in 
den direkt angrenzenden Stadtteilen deutlich  
spürbar. 

Dadurch bedingt lassen sich die als Ortsamts-
bereiche klassifizierten Stadtteile, die einer-
seits von hochwertigen Wohnstandorten und 
einem vom Generationswechsel betroffenen 
Bevölkerungsmuster sowie andererseits 
durch großräumige Wohngebiete aus den 
1950er und 1960er Jahren mit entsprechen-
den Merkmalen der Monostruktur, Defiziten 
in Versor gung, Freiraum und Infrastruktur  

	  
Abbildung 2: 
Bezirkliche Teilräume: Kerngebiet, Urbanisierungszone, äußere Stadtteile 
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repräsentativsten Stadtteile Hamburgs. Die 
städtebauliche Struktur wird vor allem durch 
um die Jahrhundertwende gebaute herrschaft-
liche Reihenvillen und Etagenhäuser sowie 
durch Büro- und Universitätsgebäude geprägt. 
Die Innenstadtnähe lockt zahlreiche Firmen, 
vor allem aus der Medienbranche, nach  
Rotherbaum. Hinzu kommen mehrere Konsu-
late, die ihren Sitz in repräsentativen Lagen ha-
ben. In Rotherbaum sind zahlreiche kulturelle 
Einrichtungen vorhanden, wie z.B. die Ham-
burger Kammerspiele, die Instituts museen 
der Universität, das Museum für Völkerkun-
de sowie auch das beliebte Programm kino 
Abaton. Darüber hinaus bietet der Stadtteil 
viele Freizeit-, Sport- und Naherholungs-
möglichkeiten. Die Außenalster ist seit jeher 
ein prägendes Element der Stadtlandschaft.

Eimsbüttel
Eimsbüttel ist der am zweitdichtesten besie-
delte Stadtteil des Bezirks. Die städtebauliche 
Struktur wird durch zahlreiche gründerzeit-
liche Altbauten und die Bebauung aus den 
1950er und 1960er Jahren um den Eimsbütt-
ler Marktplatz bestimmt. Eimsbüttel zeichnet 
sich durch eine vielfältige und kleinteilige Ge-
werbestruktur aus. Der Stadtteil hat nicht nur 
die höchste Anzahl an Beschäftigten absolut 
im Bezirk, sondern verfügt auch über den 
höchsten Anteil an Beschäftigten im Verhält-
nis zur Einwohnerzahl. Den wenigen kleinen 
Parks, dem Isebekgrünzug sowie angren-
zenden Angeboten, wie dem Schanzenpark, 
kommt daher eine wichtige Bedeutung als 
Freizeit- und Erholungsräume für die Bevölke-
rung zu.

Hoheluft-West
Hoheluft-West ist der am dichtesten besiedel-
te sowie der kleinste Stadtteil in Eimsbüttel 
und in ganz Hamburg. Dicht bebaute Quartie-
re aus der Gründerzeit prägen den Stadtteil. 
Zwischen Bismarckstraße und Eppendorfer 
Weg befindet sich das „Generalsviertel“, 
welches sich durch prächtige, bis zu fünfge-
schossige Altbauten auszeichnet.

Demnach kann in drei bezirkliche Teilräume 
unterschieden werden:
•	 Kerngebiet (Eimsbüttel, Harvestehude, 

Hoheluft-West, Rotherbaum) – diese in-
nenstadtnahen Stadtteile weisen eine 
hohe Bebauungs- und Bevölkerungsdich-
te auf und lassen nur noch begrenzte bau-
liche Entwicklungen zu;

•	 Urbanisierungszone (Lokstedt, Stellin-
gen) – Stadteile der Urbanisierungszone 
können von der Lage fast als zum Kern-
gebiet zugehörig definiert werden, un-
terscheiden sich aber von diesem durch 
lockerere Bebauung;

•	 Äußere Stadtteile (Eidelstedt, Niendorf, 
Schnelsen) – diese Stadtteile in unmittel-
barer Nachbarschaft zu Schleswig-Hol-
stein haben teilweise noch kleinstädti-
schen Charakter und weisen zumeist 
lockere Bebauung auf.

Die Stadtteile des Kerngebiets
Harvestehude 
Harvestehude wurde ab Mitte des 19. Jahr-
hunderts als privilegierter Wohnstandort an 
der Alster entwickelt. Die städtebauliche 
Struktur wird vornehmlich von Villenreihen-
häusern aus dieser Zeit geprägt. Einzig in we-
nigen Baulücken und auf größeren im Krieg 
zerstörten Flächen entstanden nach dem 
Zweiten Weltkrieg neue Gebäude. Bekann-
tes Beispiel dafür sind die von 1946 bis 1956 
überwiegend zu Wohnzwecken erbauten 
Grindelhochhäuser im Westen des Stadtteils, 
die inzwischen unter Denkmalschutz stehen. 
In dem ursprüng lich nur für Wohnzwecke vor-
gesehenem Stadtteil haben sich heute zahl-
reiche Dienstleister angesiedelt, hierzu gehö-
ren vor allem Firmen mit dem Schwerpunkt 
Medienwirtschaft, u.a. das Landesfunkhaus 
des NDR an der Rothenbaumchaussee. Darü-
ber hinaus sind in den repräsentativen Lagen 
zahlreiche Konsulate zu finden.

Rotherbaum
Universität und Alster bestimmen den Charak-
ter des Stadtteils Rotherbaum. Er ist einer der 
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Hauptverkehrsstraßen sowie Bahnlinien und 
Güterbahnflächen verlaufen durch und um 
den Stadtteil herum und bilden Barrieren im 
gewachsenen Umfeld. 

Niendorf
Das Stadtbild des ehemaligen Dorfes wird 
heute vornehmlich geprägt von Ein- und Zwei-
familienhäusern aus den 1950er bis 1970er 
Jahren. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts ent-
standen zahlreiche Villen und Bürgerhäuser, 
welche in einigen Bereichen heute noch be-
stehen. Die Kirche am Niendorfer Markt gilt 
nach dem Michel als bedeutendstes Barock-
bauwerk Hamburgs. Trotz Lärmbelastungen 
durch den Flughafen Fuhlsbüttel genießt der 
Stadtteil in Hamburg den Ruf einer durch-
grünten, „guten Wohnadresse“.

Schnelsen
Als Überbleibsel des ehemaligen holsteini-
schen Bauerndorfes sind nur noch das Gut 
Wendlohe und der Bornkasthof in der Froh-
mestraße vorhanden. Die städtebauliche 
Struktur des Stadtteils Schnelsen wird heute 
vornehmlich durch Ein- und kleinere Mehr-
familienhäuser geprägt. Eine Ausnahme bil-
det die überwiegend in den 1970er Jahren 
ent standene Großwohnsiedlung rund um den 
Vörn Brook in Schnelsen-Süd, in der etwa 
2.700 Menschen aus mehr als 30 verschiede-
nen Nationen leben. Mit diesem Gebiet und 
den großen in den 1990er Jahren gebauten 
Neubausiedlungen in Burgwedel profiliert 
sich Schnelsen als Wohnstandort für junge  
Familien.

Die Stadtteile der Urbanisierungszone
Lokstedt
Das ehemalige Dorf Lokstedt war im 18. 
und 19. Jahrhundert ein beliebter Landhaus-
Wohnort für wohlhabende Hamburger Bürger. 
Vereinzelt sind noch gut erhaltene Villenge-
biete zu finden, hier ist besonders das „Zy-
linderviertel“ zu nennen. Wahrzeichen des 
Stadtteils ist der neogotische Wasserturm in 
der Buchenallee. Die städtebauliche Struktur 
des Stadtteils wird von Ein- und Zweifamili-
enhäusern sowie Geschosswohnungsbau 
der 1950er und 1960er Jahre geprägt. In der 
in den 1970er Jahren gebauten Lenzsiedlung 
wohnen in bis zu 15-geschossigen Hochhäu-
sern über 3.000 Menschen. Lokstedt war in 
den letzten zehn Jahren ein Schwerpunkt des 
Wohnungsneubaus.  Der Stadtteil zeichnet 
sich durch einen hohen Anteil an Grünflächen 
aus, die vielfältige Freizeit- und Naherho-
lungsmöglichkeiten bieten.

Stellingen
Stellingen ist geprägt durch ein Nebenei-
nander von ruhigen, zum Teil idyllischen 
Wohn situationen, stark emissionsbelasteten 
Wohnbereichen und Gewerbegebieten. Die 
städte bauliche Struktur des Stadtteils wird 
neben vielen Einzel- und Reihenhäusern aus 
den 1950er Jahren auch durch Geschosswoh-
nungsbau aus den 1960er und 1970er Jahren 
bestimmt. Zwischen der S-Bahn und den 
Fernbahngleisen wurde in den 1960er Jahren 
die Großwohnsiedlung „Linse“ gebaut.
 
Die Äußeren Stadtteile
Eidelstedt
Das ehemalige Dorf Eidelstedt zeichnet sich 
heute durch Einzel- und Reihenhäuser aus 
den 1950er bis 1970er Jahren aus. Daneben 
bestehen Mietshaussiedlungen mit Hoch-
häusern und Wohnblöcken. Einen starken 
Wachstumsschub erfuhr der Stadtteil in den 
1960er Jahren. Die Autobahn A7 verläuft ent-
lang des östlichen Randes des Stadtteils, die 
davon abzweigende Autobahn A23 bildet sei-
ne nördliche Grenze. Weitere stark befahrene 
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letzteren aber immer noch um knapp die Hälfte  
höher ist als der Hamburger Durchschnitt (vgl. 
Abbildung 7). Die Dichte im Kerngebiet weist 
sogar einen um Fünf mal so hohen Wert auf 
als der Hamburger Durchschnitt.

Die aufgezeigten Dimensionen sowie die 
dahinterstehenden Sachverhalte und Situati-
onen stellen wichtige Einflussgrößen für die 
aktuelle und zukünftige Wohnraumsituation in 
den einzelnen bezirklichen Teilräumen dar und 
bedürfen bei der Entwicklung von Strategien 
und Leitlinien für die Wohnraumschaffung 
besonderer Berücksichtigung. Insbesondere 
die stark differierenden Bevölkerungsdichten 
sind, nicht nur aus stadtsoziologischer Sicht, 
ein beachtenswerter Faktor u.a. bei Entschei-
dungen über Nachverdichtungen, dem Um-
gang mit Freiflächen und der Steuerung der 
sozialen Mischung in den Teilräumen.

Demographischer Wandel
Neben Bevölkerungsstruktur und -verteilung 
sind vor dem Hintergrund der Wohnraum-
schaffung insbesondere die zukünftige Be-
völkerungsentwicklung sowie die daraus 
resul tierenden Bedarfe in Menge und Art 
interessant. Im Rahmen der Demographie 
stellen sich dabei insbesondere zwei Deter-
minanten als bedeutend heraus:
1. Die Bevölkerungsveränderung (Zunahme/

Abnahme) in Höhe und regionaler Vertei-
lung lässt Aussagen hinsichtlich des Be-
darfs an Wohnraum in Menge und Loka-
tion zu.

2. Die Verschiebungen in der Alters- und 
Sozialstruktur ermöglicht Aussagen hin-
sichtlich der nachgefragten Wohnraumar-
ten und -formen.

Wertet man die Aussagen zum De-
mographischen Wandel sowie zur 
Bevölkerungsprog nose aus, ist langfristig 
von einer Abnahme der Bevölkerung auf-
grund des Geburtendefi zits auszugehen.  
Für den Bereich Hamburg wird allerdings bis 
zum Jahr 2020 zunächst eine weitere Bevöl-

2.3  Demographische Entwicklung   
  im Bezirk Eimsbüttel
Bevölkerungsentwicklung   
und -verteilung
Die Bevölkerung im Bezirk Eimsbüttel hat sich 
seit 1987 – trotz der Konsequenzen aus Be-
zirksverwaltungsreform und die hamburgwei-
te Bereinigung des Melderegisters mit dem 
damit einhergehenden Verlust von ca. 5.000 
Einwohnern - um mehr als 11.500 Einwohner 
erhöht (vgl. Abbildung 3). Dies entspricht ei-
ner prozentualen Zunahme um knapp 5 %.

Betrachtet man den Ursprung der Bevölke-
rungszunahme, ist zunächst anzumerken, 
dass die Geburtenrate im Betrachtungszeit-
raum unterhalb der Anzahl der Todesfälle lag 
(Ausnahme 2010). Dies hätte eigentlich ein 
Absinken der Bevölkerungszahlen nach sich 
ziehen müssen. Da seit dem Jahr 2000 aller-
dings überwiegend deutlich positive Wande-
rungssaldi (mehr Zu- als Fortzüge) zu ver-
zeichnen waren (vgl. Abbildung 4), wurde der 
Bezirk Eimsbüttel bevölkerungsreicher.

Obwohl die 245.979 Einwohner des Bezirkes 
gut 14 % der Hamburger Bevölkerung (rd. 
1,75 Mio.) ausmachen, bewohnen sie nur 
6,6 % Prozent der Fläche des Landes. Eims-
büttel als flächenmäßig kleinster Bezirk weist 
dadurch die höchste bezirkliche Bevölke-
rungsdichte der Stadt auf (vgl. Abbildung 5). 
Während in Hamburg durchschnittlich 2.295 
Einwohner pro Quadratkilometer wohnen, 
sind es im Bezirk Eimsbüttel 4.959 Menschen 
und damit mehr als doppelt so viele.

Die Verteilung der Einwohner auf die Stadttei-
le des Bezirkes zeigt, dass im Stadtteil Eims-
büttel die größte Anzahl an Menschen lebt 
(vgl. Abbildung 6).

Stellt man die Bevölkerungsdichte anhand 
der definierten Teilräume dar, ist deutlich 
zu erkennen, dass diese vom Kerngebiet in 
Richtung der äußeren Stadtteile abfällt, in  
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Abbildung 4: 
Wanderungssaldi für den Bezirk Eimsbüttel 2000-20106

Abbildung 5: 
Bevölkerungsdichte in den Hamburger Bezirken (2010)7

Abbildung 6: 
Bevölkerung in den Eimsbütteler Stadtteilen (2010)8

Abbildung 3: 
Bevölkerungsentwicklung im Bezirk Eimsbüttel 1987-20105
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Den Prognosen des BBSR entspricht mehr-
heitlich auch eine Bevölkerungsschätzung 
des Statistikamtes Nord für das Jahr 2020.14 
Darin wird zudem aber auch deutlich, dass 
es innerhalb des Bezirkes Eimsbüttel beacht-
liche Differenzen hinsichtlich des Umfangs 
und der Richtung der Entwicklungen geben 
könnte (vgl. Abbildung 9). So steigt gemäß 
der Be rechnungen des Statistikamtes z.B. 
der Anteil der über 60-jährigen im Kerngebiet 
bis 2020 um 24,8 %, liegt dann aber mit ei-
nem Anteil von 23,7 % an der Gesamtbevöl-
kerung der Stadtteilzone immer noch unter-
halb des bezirklichen sowie des Hamburger 
Durchschnitts. In den äußeren Stadtteilen 
hingegen sinkt der prognostizierte Anteil der 
über 60-jährigen bis 2020 um 0,6 %; ihr Anteil 
an der Gesamtbevölkerung der Stadtteilzone 
liegt mit 29,2 % dann aber immer noch deut-
lich über dem städtischen Durchschnitt sowie 
den bezirklichen Vergleichswerten.15

Erstellt man ein aktuelles Bild der Bevölke-
rungsgruppen in den Teilräumen sind insbe-
sondere die Entwicklungen in der Altersgrup-
pe „65 Jahre und Ältere“ bemerkenswert 
(vgl. Abbildung 10). Während die äußeren 
Stadtteile seit 1987 einen deutlichen (+70 %), 
die Urbanisierungszone einen moderat stei-
genden (+20 %) Anstieg älterer Menschen 
ab 65 Jahren zu verzeichnen haben, ist deren 
Anteil im Kerngebiet im gleichen Zeitraum um 
20 % gesunken.

Im Vergleich zu den Werten der älteren Bevöl-
kerungsgruppe zeigen die Zahlen für die Grup-
pe der „Menschen unter 18 Jahre“ jeweils 
gegenläufige Trends in wesentlich kleine ren 
Umfängen. So ist deren Anteil in den äuße-
ren Stadtteilen zwischen 2004 und 2010 um 
0,7 %, in der Urbanisierungszone um 0,06 %, 
gesunken, im Kerngebiet aber um 1,1 %  
ge stiegen.18

kerungszunahme um 3,1 % prognostiziert.  
Für den Bezirk Eimsbüttel wird in diesem 
Zusammenhang eine Zunahme um 1,9 % 
geschätzt (vgl. Abbildung 8).10 Vor dem Hin-
tergrund, dass die Verteilung der geschätz-
ten Bevölkerungszunahme in den  einzel-
nen Bezirken anhand der 2010 bekannten 
Flächenpotenziale erfolgte, kann die Be-
völkerungszunahme für Eimsbüttel bei er-
höhter Aktivierung von bislang unbekannten 
Po tenzialen noch deutlich höher ausfallen, da 
Eimsbüttel im Bezirksvergleich über wenige 
Liegenschafts- oder bekannte Konversionsflä-
chen verfügt und insofern die Vorhersagen für 
Eimsbüttel wenig Aussagekraft haben.

Unabhängig von der Fragestellung, ob die 
Bevölkerungszunahme in der aufgezeigten 
Verteilung erfolgen wird, ist – auch unter Be-
rücksichtigung anderer Prognosen, die eine 
positive Veränderung voraussagen12 – fest-
zustellen, dass es in Hamburg sowie den 
Teil räumen des Bezirks Eimsbüttel einen Be-
völkerungszuwachs geben wird. Dieser wird 
auch eine Nachfrage nach Wohnraum nach 
sich ziehen, sodass nach derzeitigem Stand 
ein deutlicher Bedarf an Wohnungen in den 
nächsten Jahren konstatiert werden kann.

In Bezug auf die Entwicklung der Alters- und 
Sozialstruktur sagen die Prognosen eine 
deutliche Verschiebung voraus. Unabhängig 
von der Höhe der Zuwanderung wird dem-
nach in Hamburg die Bevölkerungsgruppe 
„60 Jahre und älter“ bis 2025 deutlich zu-
nehmen, während der Umfang der Bevölke-
rungsgruppe zwischen 20 und 60 Jahren eher 
abnimmt. Eine Haspa-Studie zitiert in diesem 
Zusammenhang aus einer regionalisierten 
Bevölkerungsprognose des Bundesinstitutes 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), 
nach der in Hamburg im Jahr 2025 ein Bevöl-
kerungsanteil der unter 20-jährigen von 17 %, 
der 20-60-jährigen von 56 % und der 60 Jah-
re und älteren Bevölkerung von 26 % zu ver-
zeichnen sein wird.13
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Anteil der Altersgruppe im Jahr 2020  
an der Gesamtbevölkerung  

der jeweiligen Bezugsgröße

Relative Veränderung 2020
gegenüber der Basis 2009

Altersgruppe

Bezugsgröße
0-20 20-60 60 und älter 0-20 20-60 60 und älter

Hamburg 17,4% 57,6% 25,0% + 1,7% + 2,5% + 5,7%

Bezirk Eimsbüttel 16,0% 57,8% 26,2% + 3,2% - 0,6% + 7,0%

Kerngebiet 13,6% 62,7% 23,7% + 5,0% - 5,4% + 24,8%

Urbanisierungszone 18,1% 56,5% 25,4% + 24,4% + 4,4% - 2,0%

Äußere Stadtteile 17,5% 53,4% 29,2% - 6,6% + 3,0% - 0,6%

Bezirkliche Teilräume Basis 30.04.2009 2015 2020
Veränderung 2020 
gegenüber Basis

Veränderung
in %

Kerngebiet 97.953 100.133 99.722 + 1.769 + 1,8

Urbanisierungszone 47.481 49.111 50.207 + 2.726 + 5,7

Äußere Stadtteile 97.139 97.796 97.278 + 139 + 0,1

Gesamt Bezirk Eimsbüttel 242.573 247.040 247.207 + 4.634 + 1,9
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Abbildung 9: 
Prognose der Entwicklung von drei Altersgruppen bis zum Jahr 202016

Abbildung 10: 
Anzahl der „65-jährigen und Ältere“ in den Teilräumen 1987-201017

Abbildung 8: 
Bevölkerungsprognose für den Bezirk Eimsbüttel11

Abbildung 7: 
Bevölkerungsdichte (Einwohner/qkm) in den Eimsbütteler Teilräumen (2010)9
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2.4   Wohnungs- und Immobilienmarkt  
  im Bezirk Eimsbüttel
Wohnungsangebot
Der Bezirk Eimsbüttel ist ein sehr gefragter 
Wohnstandort. Die Bezirksverwaltung Eims-
büttel unternimmt jedes Jahr besondere An-
strengungen, um durch die Schaffung von 
neuem Planungsrecht die Voraussetzungen 
für die Genehmigung weiterer Wohneinhei-
ten zu schaffen. In den letzten Jahren ist 
dieses jeweils gut gelungen. Parallel zur Stei-
gerung der Bevölkerungszahlen hat sich auch 
der Bestand an Wohnungen in Eimsbüttel in 
den letzten Jahren kontinuierlich erhöht (vgl. 
Abbildung 11). Dabei machen die 2010 vor-
handenen 132.107 Wohnungen rund 14,8 % 
des gesamten Hamburger Wohnungsbestan-
des (893.495) aus.19

Allerdings wird es zunehmend schwieriger 
geeignete Flächen und Potenziale zu finden 
und einer baulichen Entwicklung zuzuführen. 
Dabei nimmt der Bezirk Eimsbüttel im ham-
burgweiten Vergleich eine besondere Rolle 
ein. Als einziger Bezirk verfügt Eimsbüttel 
über nahezu keine größeren Liegenschafts-
flächen sowie sonstige Konversionsflächen, 
d.h. die Umsetzung des ambitionierten Zieles 
der Schaffung von Wohnungspotenzialen be-
darf besonderer Anstrengung. Nutzungskon-
flikte und Auseinandersetzungen mit den pri-
vaten Grundeigentümern sowie Bürgern sind 
zu erwarten.

Der hamburgweite Rückgang bei den Ge-
schosswohnungsbauten ist auch in Eimsbüt-
tel zu verzeichnen, allerdings hat sich dieser 
Trend aufgrund der baulichen Struktur im Be-
zirk und einer hohen Nachfrage nicht konse-
quent durchgesetzt (vgl. Abbildung 13).

Analysiert man die Entwicklung der 
räumlichen Verteilung des Eimsbütteler 
Wohnungsbe standes, kann man eine nahezu 
gleichbleibende parallele Steigung über den 
kompletten Betrachtungszeitraum hinweg 

Vor dem Hintergrund der aufgezeigten Daten 
und Entwicklungen (insbesondere Bevölke-
rungsentwicklung, Bevölkerungsstruktur/-
dichte, Bevölkerungsprognose und Alters-
struktur) werden die Herausforderungen 
Eimsbüttels im Bereich des Wohnungs-
marktes deutlich: Es werden mehr Wohnun-
gen benötigt, um den innerbezirklich unter-
schiedlichen Bedarf – der dabei zwischen 
den Altersgruppen sowohl in Bezug auf die 
Menge/Größe als auch die Wohnraumform 
unterschiedlich definiert sein dürfte – decken 
zu können. Dafür stehen allerdings nur sehr 
begrenzte Flächenpotenziale zur Verfügung, 
wobei diese zudem zwi schen den Teilräumen 
sehr ungleich verteilt sind.
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2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 Gesamt
Hamburg
gesamt 6.502 5.054 3.711 3.862 3.893 3.251 4.278 3.173 3.758 3.587 3.051 44.120

Bezirk Eimsbüttel 556 667 498 507 451 419 643 510 375 588 495 5.709
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Abbildung 14: 
Baufertigstellung von Wohnungen im Wohn- und Nichtwohnbau 2000-201023

Abbildung 11: 
Wohnungsbestand in Eimsbüttel 2000-201020

Abbildung 12: 
Baufertigstellungen von Wohneinheiten in Wohngebäuden in Eimsbüttel

Abbildung 13: 
Anzahl der Wohnungen in den bezirklichen Teilräumen 1990-201022
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für eine Mietwohnung im Bezirk Eimsbüt-
tel von 11,85 Euro ermittelt (Hamburger  
Durchschnitt 10,55 Euro). Die Mietpreisspan-
ne im Bezirk variiert dabei allerdings zwischen 
8,00 Euro/m² in günstigen und 16,55 Euro/m² 
in teuren Lagen.24

Die ermittelten Mietpreise der zitierten Studie 
entsprechen im Wesentlichen den Erkennt-
nissen anderer Quellen und spiegeln die 
Mietpreissituation im Bezirk Eimsbüttel realis-
tisch wider. So hat z.B. das Immobilienportal 
immoscout24 einen ähnlichen Durchschnitt 
für die Mietpreise im Bezirk Eimsbüttel (11,12 
Euro/qm) sowie vergleichbare Maximalwerte 
(Mini mum: 8,47 Euro/qm; Maximum: 15,12 
Euro/qm) für das Jahr 2009 ermittelt (vgl. Ab-
bildung 15).

Fasst man die Stadtteile zu den definierten 
Teilräumen zusammen und vergleicht die 
Mietpreise pro Quadratmeter, ist ein deut-
licher Unterschied zwischen den einzelnen 
Zonen erkennbar (vgl. Abbildung 16). So liegt 
der durchschnittliche Mietpreis im Kerngebiet 
knapp 34 % über dem in den äußeren Stadt-
teilen und ca. 25 % über dem der Urbanisie-
rungszone. Der Mieten-Durchschnitt in den 
äußeren Stadtteilen ist dabei um 12 % nied-
riger als jener der Urbanisierungszone.

Während im Bereich der Mieten die Teil-
räume um maximal bis zu 34 % voneinan-
der ab weichen, beträgt der Unterschied 
bei den durchschnittlichen Kaufpreisen von 
Eigentums wohnungen zwischen Kerngebiet 
und äußeren Stadtteilen knapp 51 % (vgl. 
Abbildung 17). Die Preise in der Urbanisie-
rungszone liegen in diesem Wohnungsseg-
ment immerhin noch um 38 % unterhalb des 
Höchstwertes des Kerngebietes, aber wiede-
rum 21 % über denen der äußeren Stadtteile.

Die Entwicklung der durchschnittlichen Prei-
se für Eigentumswohnungen in den letzten 
fünf Jahren lässt für das Kerngebiet einen, 

feststellen (vgl. Abbildung 13). Demnach sind 
die Bestände in allen Teilräumen mehr oder 
weniger konstant gestiegen, wobei im Kern-
gebiet dauerhaft knapp die Hälfte aller Woh-
nungen im Bezirk zur Verfügung stand bzw. 
steht. Die Wohnun gen in der Urbanisierungs-
zone machen ca. 20 % aller Wohnungen im 
Bezirk aus, während in den äußeren Stadttei-
len ca. ein Drittel aller Wohnungen des Bezir-
kes Eimsbüttel zu finden sind.

In Bezug auf die Fertigstellung von neuen 
Wohnungen kann der Bezirk Eimsbüttel für 
das Jahr 2010 insgesamt 495 Wohnungsfer-
tigstellungen, davon 327 in Mehrfamilienhäu-
sern, verzeichnen (vgl. Abbildung 14). Dieser 
Beitrag hat einen Anteil von 16 % an den 
Gesamtfertigstellungen in Hamburg ausge-
macht. In den Jahren seit 2000 lag die Zahl 
der durchschnittlich fertiggestellten Wohnun-
gen im Bezirk Eimsbüttel bei 520 Wohnungen 
und entsprach dabei einem Durchschnittsan-
teil von ca. 13 % an den gesamten Hambur-
ger Wohnungsbaufertigstellungen.

Vor dem Hintergrund der vorhandenen Flä-
chenpotenziale im Bezirk sowie der hohen 
Be bauungs- und Bevölkerungsdichte sind 
die zurückliegend erreichten Fertigstellun-
gen als vergleichsweise überdurchschnittlich 
und damit positiv zu bewerten. Gleichzeitig 
stellt die im „Vertrag für Hamburg – Woh-
nungsneubau“ vereinbarte Zahl von 700 ge-
nehmigten Wohnungen pro Jahr im Bezirk 
Eimsbüttel aber auch eine gesamtbezirkliche 
Herausforde rung für den zukünftig zu schaf-
fenden Wohnraum dar.

Wohnraumkosten
Ähnlich different wie die Verteilung von Men-
ge und Lage der Wohnungen stellt sich die Si-
tuation für den Bereich der Wohnungsmieten 
dar. Eine aktuelle Studie der Immobilienbe-
ratungsfirma Jones Lang LaSalle hat in die-
sem Zusammenhang für das 1. Halbjahr 2011 
einen durchschnittlichen Quadratmeterpreis 
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Abbildung 16: 
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für Mietwohnungen in den Eimsbütteler Teilräumen (2009)26
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Abbildung 15: 
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dem Trend in diesem Segment folgenden, 
aber deutlich stärker steigenden, Preisanstieg 
seit 2008 erkennen (vgl. Abbildung 18). Prei-
se in der Urbanisierungszone folgen hingegen 
dem Hamburger Durchschnitt nahezu iden-
tisch, wobei sie ihn dauerhaft unterschreiten. 
Die Veränderung in den äußeren Stadt teilen 
fallen zwar nicht ganz so stark aus wie in den 
beiden anderen Zonen, dort ist jedoch auch 
eine leichte Steigerung seit 2008 bei dauer-
haft niedrigsten Durchschnittswerten im Ver-
gleich zu den anderen Zonen zu verzeichnen.

Im Bereich der durchschnittlichen Immobili-
enpreise von Ein- und Zweifamilienhäusern 
sind ähnliche Verteilungen und Entwicklungen 
wie in den Segmenten Miet- und Eigentums-
wohnungen zu identifizieren (vgl. Abbildung 
19). So wichen 2010 die Kaufpreise zwischen 
dem Kerngebiet und den äußeren Stadtteilen 
um 51 % voneinander ab, während die Urba-
nisierungszone im Durchschnitt 42 % güns-
tiger als das Kerngebiet war. Die Differenz 
zwi schen der Urbanisierungszone und den 
äußeren Stadtteilen stellte sich mit 15 % al-
lerdings weniger drastisch dar, als in den an-
deren Segmenten.

Insgesamt ist im Bereich der Kosten für Woh-
nen ein deutlicher Trend festzustellen. Dem-
nach sind im Kerngebiet die höchsten Mieten 
und Kaufpreise für Wohnraum zu zahlen, wäh-
rend die Urbanisierungszone mehr oder weni-
ger ein Drittel günstiger ist (zwischen 25 % 
und 41 %). Die äußeren Stadtteile weisen 
ausnahmslos die niedrigsten durchschnitt-
lichen Wohnraumkosten auf und weichen da-
bei in einer Spanne von 34-51 % von denen 
im Kerngebiet und 12-21 % von denen in der 
Urbanisierungszone ab.

Ausgehend von den aufgezeigten Werten 
und Entwicklungen kann die Feststellung 
ge troffen werden, dass das Kosten- und 
Preisniveau im Hinblick auf die geografische 
Lage der Teilräume „von innen nach außen“ 
sinkt. Die niedrigste Differenz der ermittelten 

Durchschnittswerte, also die mehr oder we-
niger ausgeglichene Kostenverteilung, zwi-
schen den Teilräumen ist dabei für die Wohn-
raumform Miete zu finden (durchschnittliche 
Differenz 24 %), während die geringste Ab-
weichung der Durchschnittswerte zwischen 
den Teilräumen über alle Wohnraumformen 
hinweg zwischen der Urbanisierungszone 
und den äußeren Stadtteilen (Durchschnittli-
che Differenz 16 %) festzustellen ist (vgl. Ab-
bildung 19).

Der Bezirk Eimsbüttel stellt sich vor dem Hin-
tergrund der aufgezeigten Sachverhalte in Be-
zug auf das Wohnraumkostenniveau (und im 
Gegensatz zur ursprünglichen Teilräume-Bil-
dung) als Cluster mit zwei Zonen dar: auf der 
einen Seite ist das Kerngebiet mit stark stei-
genden und deutlich höheren Preisniveaus 
in allen Wohnformen zu erkennen, während 
im Bereich der Urbanisierungszone und den 
äußeren Stadtteilen die Preisniveaus lang-
samer steigen, untereinander eher angepasst 
sind sowie dem Hamburger Durchschnitt 
mehr oder weniger entsprechen. Die Abbil-
dungen zur Preisentwicklung von Eigentums-
wohnungen sowie Ein- und Zweifamilienhäu-
sern (vgl. Abbildung 18 sowie Abbildung 19) 
machen das Auseinanderfallen der beiden 
identifizierten Cluster auch grafisch sehr deut-
lich.

Trotz der bereits erfolgten deutlichen 
Stei gerung für Wohnraumkosten sagen 
unterschied liche Prognosen übereinstim-
mend auch für die Zukunft eine weitere Kos-
tenerhöhung, ins besondere im Bereich der 
Mietpreise, voraus. Die oben erwähnte Jones 
Lang LaSalle-Studie konsta tiert für Hamburg 
z.B. einen „Zyklus des beschleunigten Preis-
wachstums“, in dem sich unter anderem 
auch der Bezirk Eimsbüttel befinde, und pro-
gnostiziert, dass sich die Preise insbesonde-
re „in den gefragten innerstädtischen Teil-
märkten weiter nach oben ent wickeln.“30 Die 
Haspa-Studie bewertet die zurückliegenden 
Preissteigerungen zwar etwas differenzierter, 
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Mehrfamilienhäusern um ca. 16 % höher als 
in der Urbanisierungszone und knapp 13 % 
höher als in den äußeren Stadt teilen.

Betrachtet man zudem die Entwicklung der 
Wohnfläche je Einwohner von 2000 bis 2010, 
ist insgesamt eine Steigerung zu konstatieren 
(vgl. Abbildung 22). Diese fällt mit 6,3 % im 
Kerngebiet am höchsten aus, während die 
Wohnfläche in den äußeren Stadtteilen im 
Betrachtungszeitrum um 5,4 %, in der Urbani-
sierungszone um 3,3 %, gestiegen ist (Ham-
burg +3,6 %).

Die Wohnflächenentwicklung je Einwohner 
lässt verschiedene Hypothesen zu. Einerseits 
ist es möglich, dass ältere Menschen nach 
dem Tod des Partners weiterhin auf dem 
bishe rigen Wohnraum leben und den Durch-
schnitt somit erhöhen. Insbesondere in den 
äußeren Stadtteilen, in denen die Bevölke-
rungsgruppe „65 Jahre und Ältere“ beson-
ders hoch ist (vgl. Abbildung 10), könnte ein 
solcher Anteil an kleinen Seniorenhaushalten 
diese Hypo these bestätigen; die über dem 
Durchschnitt liegende Zunahme der Wohnflä-
che je Ein wohner in dieser Zone um 5,6 % seit 
dem Jahr 2000 würde eine solche Annahme 
stützen. Andererseits könnte die Entwicklung 
dadurch bedingt sein, dass sich finanziell gut 
situierte Einwohner mehr Wohnfläche leis-
ten können und dadurch zu einem höheren 
Flächen durchschnitt beitragen. Insbesondere 
für das Kerngebiet, in dem das durchschnitt-
liche Pro-Kopf-Einkommen im Zonenvergleich 
nachweislich am höchsten ausfällt, könnte 
diese Vermutung zutreffen35; die Steigerung 
der Wohnfläche je Einwohner im Kerngebiet 
um den innerbezirklichen Höchstwert von 
6,3 % könnte eine solche Annahme bestäti-
gen. 

Welche Ursache auch für die aufgezeigte Ent-
wicklung verantwortlich sein mag: es bleibt 
festzu halten, dass die Wohnfläche pro Ein-
wohner objektiv gestiegen ist und dass ggf. 
auch subjektiv mehr Wohnraum, insbeson-

hält aber auch einen zukünftigen deutlichen 
Preisanstieg angesichts eines positiven Be-
völkerungstrends bei gleichzeitig knappem 
Wohnraum für wahrscheinlich.31

Wohnformen, Wohntrends und 
Wohnungsbedarfe
Neben Anzahl und regionaler Verteilung der 
Wohnungen (vgl. Abbildung 13) sind vor dem 
Hintergrund der Demographie und der daraus 
resultierenden Nachfrage insbesondere die 
Ausprägungen des Wohnens von Interesse. 
Hinsichtlich der Wohnraumformen können 
dazu Wohnungen in Ein- und Zweifamilien-
häusern sowie Wohnungen in Mehrfamilien-
häusern unterschieden werden. Hinsichtlich 
der Wohneigentumsverhältnisse ist darüber 
hinaus genossenschaftlicher Wohnraum von 
Interesse. Zusätzlich zu Kennzahlen dieser 
Bereiche können ggf. die Entwicklungen der 
Wohnfläche je Einwohner sowie der Haus-
haltzahlen Rückschlüsse auf Wohntrends 
zulassen und bei der Identifikation von Woh-
nungsbedarfen weiterführen.

Schon allein aufgrund der geografischen und 
städtebaulichen Rahmenbedingungen ver-
wundert die Feststellung, dass es im Kernbe-
reich die wenigstens Wohnungen in Ein- und 
Zweifamilienhäusern gibt, nicht. Demnach 
weisen die äußeren Stadtteile auch den 
höchs ten Bestand an Wohnungen dieser 
Wohnform auf (vgl. Abbildung 20).

Trotz einer derartigen Verteilung ist – unter 
der Annahme, dass in Ein- und Zweifamilien-
häusern prinzipiell mehr Wohnraum pro Per-
son zur Verfügung steht – bemerkenswert, 
dass die durchschnittliche Wohnfläche je Ein-
wohner in den Zonen, in denen das Wohnen 
in Mehrwohnungshäusern dominiert, größer 
bzw. nur annähernd gleich ist, als in den Zo-
nen, in denen überwiegend Ein- und Zweifa-
milienhauswohnen stattfindet (vgl. Abbildung 
21). So ist die durchschnittliche Wohnfläche 
je Einwohner im Kerngebiet trotz hoher Bevöl-
kerungsdichte und Dominanz des Wohnens in 
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dere durch die Veränderung der individuellen 
Lebens stile, von der Bevölkerung verlangt 
wurde und auch in Zukunft wird.

Auf dem Wohnungsmarkt sind hinsichtlich der 
Bedarfsdeckung insbesondere Wohnungs-
konzerne bzw. Wohnungsbaugenossenschaf-
ten wichtige Akteure, da diese – neben Pri-
vatpersonen – eine große Bedeutung beim 
Bau, der Unterhaltung und Vermietung von 
Wohnraum haben. In Hamburg gibt es eine 
Vielzahl von Unternehmen aus dem Genos-
senschafts- und Wohnungswesen. Für den 
Bereich Eimsbüttel sind die Kaifu-Nordland 
eG sowie die Baugenossenschaft Hambur-
ger Wohnen eG die größten Wohnungsgeber. 
Über 50 % ihrer Wohneinheiten befinden sich 
innerhalb der Bezirksgrenze Eimsbüttels (vgl. 
Abbildung 23).

Setzt man die Anzahl der Genossenschafts-
wohnungen sowie die Wohnungen in Ein- und 
Zweifamilienhäusern (21.873) in Relation zuei-
nander sowie in ein Verhältnis zur Gesamt zahl 
der Wohnungen in Eimsbüttel (132.107), kann 
man die Bedeutung dieser Wohnungs art für 
den Gesamtwohnungsmarkt erkennen (vgl. 
Abbildung 24). Genossenschafts wohnungen 
machen demnach knapp ein Fünftel aller 
Wohnungen im Bezirk aus.38

Die für den Wohnungsmarkt wichtige Nach-
fragekennziffer der Haushalte stieg in Eims-
büttel zwischen 2009 und 2010 um 2,3 % 
und damit mehr als doppelt so stark wie die 
Einwohnerzahl des Bezirkes im gleichen Zeit-
raum (+1 %) sowie stärker als der Hamburger 
Durchschnitt (+2,1 %). Wesentlichen Anteil 
an dieser Zunahme hatte der enorme Zu-
wachs an Einpersonenhaushalten im Bezirk 
(Durchschnitt +5,3 %). Dabei zeigt sich, dass 
dieser in allen Teilräume mehr oder weniger 
gleich stattgefunden hat, mit einer leicht posi-
tiven Abweichung in der Urbanisierungszone 
(vgl. Abbildung 25).
 

Für den Bereich der Privathaushalte ist hinge-
gen eine Tendenz erkennbar, die einen „von 
außen nach innen“ zunehmenden Anstieg 
der Steigerungsquoten aufzeigt. Das Kern-
gebiet liegt dabei deutlich über, die äußeren 
Stadtteile nur knapp unter, dem Hamburger 
Durch schnitt. Eine Einzelbetrachtung zeigt 
allerdings, dass die höchste Zunahme an 
Privathaus halten bezirksweit in einem äuße-
ren Stadtteil festzustellen war (Eidelstedt: 
+7,3 %). Bei den Einpersonenhaushalten ist 
die höchste prozentuale Steigerung im Stadt-
teil Rother baum zu verzeichnen gewesen 
(+3,3 %).

Vor dem Hintergrund der aufgezeigten Sach-
verhalte (Wohnungsbestand, Haushaltsent-
wicklung, Preisentwicklung, etc.) kann 
ein aktuell bestehender und zukünftig zu 
erwarten der Nachfrageüberschuss – bzw. ein 
Angebotsdefizit – konstatiert werden. Da der 
Leer stand im Geschosswohnungsbau seit 
2004 noch weiter gesunken ist (-0,9 %) und 
lediglich 1,2 % beträgt (Stand 2009), ist im 
Bezirk Eimsbüttel Vollvermietung die Norm.40 
Dem Nachfrageüberschuss kann somit 
schwerpunktmäßig nur durch Neuschaffung 
von Wohnraum entsprochen werden.

Die Zahlen und Entwicklungen zeigen, dass 
im Bezirk Eimsbüttel in allen Alters- und Be-
völkerungsgruppen ein Bedarf an Wohnraum 
besteht und auch zukünftig zu erwarten sein 
wird. Weil zwischen diesen Gruppen aller-
dings unterschiedliche Anforderungen und 
An sprüche vorherrschen, wird es vornehm-
liche Herausforderung sein, den Bedarfsträ-
gern im Rahmen der vorhandenen Möglich-
keiten und Grenzen sowohl qualitativ als auch 
quantita tiv gerecht zu werden, dabei aber 
insbesondere die soziale Kohäsion nicht zu 
gefährden.
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Abbildung 19: 
Verhältniszahlen der Wohnformen und Teilräume zu- und zwischeneinander2

Abbildung 20: 
Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern in % aller Wohnungen 
in den Eimsbütteler Teilräumen (2010)32

Abbildung 21: 
Wohnfläche je Einwohner in qm in den Eimsbütteler Teilräumen (2010)33

Abbildung 22: 
Entwicklung der Wohnfläche je Einwohner in qm in den Eimsbütteler Teilräumen 2000-201034
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Unternehmen/
Genossenschaft

Anzahl Wohnungen/
Einheiten

in Hamburg

Anzahl Wohnungen/
Einheiten im Bezirk

Eimsbüttel

%-Anteil Wohnun-
gen/Einheiten in 
Eims büttel36 (ca.-

Werte)
Kaifu-Nordland eG 4956 2645 53%
Baugenossenschaft Hamburger Wohnen eG 4615 2358 51%
Baugenossenschaft FLUWOG-Nordmark eG 4300 1162 27%
Wohnungsbaugenossenschaft von 1904 eG 3655 962 26%
Baugenossenschaft freier Gewerkschafter eG 7574 1620 21%
Vereinigte Hamburger WBG eG 6800 1002 15%
Schiffszimmerer Genossenschaft eG 8966 1198 13%
Baugenossenschaft der Buchdrucker eG 1782 232 13%
SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft 128.962 ≈ 10.000 8%
Baugenossenschaft dhu eG 4200 317 8%
Bauverein der Elbgemeinden eG 13.406 535 4%
Altonaer Spar- und Bauverein eG 6563 150 2,3%
HANSA Baugenossenschaft eG 9527 58 0,6%

≈ 22.239
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Abbildung 24: 
Circa-Verteilung der Wohnungen in Eimsbüttel nach Wohnungsform (2010)

Abbildung 25: 
Durchschnittliche prozentuale Steigerung der Anzahl 
der Privat- und Einpersonen haushalte in den Teilräumen zwischen 2009 und 201039

Abbildung 23: 
Wohnungsbestand ausgewählter Unternehmen im Bezirk Eimsbüttel37
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2.5  Sozialer Wohnungsbau

Entwicklung des Sozialwohnungs-
bestandes
Einen wichtigen Anteil am Wohnungsmarkt 
macht der Bereich des öffentlich/sozial geför-
derten Wohnens aus. Hier ist jedoch seit 
dem Jahr 2000 ein stadt- und bezirksweit 
ein deutiger und anhaltender Rückgang des 
Bestandes an öffentlich geförderten Woh-
nungen – auch Sozialwohnungen genannt 
– zu verzeichnen (vgl. Abbildung 26). Dieser 
Rückgang beträgt im Bezirk Eimsbüttel zwi-
schen dem Jahr 2000 und 2010 knapp 45 %, 
in Gesamt-Hamburg ca. 35 %.

2010 verfügte der Bezirk Eimsbüttel über 
rund 7.500 Sozialwohnungen. Die Eimsbütte-
ler Sozialwohnungsquote von 5,6 % lag dabei 
lediglich bei knapp der Hälfte des Hamburger 
Durchschnitts (10,7 %). Bezirke wie Berge-
dorf oder Hamburg-Mitte wiesen mit 16,9 % 
bzw. 19,1 % einen fast drei- bzw.- viermal 
so hohen Bestand an Sozialwohnungen auf. 
Die Verteilung der Sozialwohnungen auf die 
Teilräume zeigt, dass sich zwei Drittel (66 %) 
des Sozialwohnungsbestandes des Bezirks 
auf die äußeren Stadtteile verteilen (vgl. Ab-
bildung 27). In der Urbanisierungszone liegen 
22 % der Sozialwohnungen des Bezirkes, wo-
hingegen im Kerngebiet nur knapp 12 % zu 
finden sind. Der Stadtteil Eimsbüttel hat am 
Prozentsatz des Kerngebietes wesentlichen 
Anteil. Hier werden 77 % der Sozialwohnun-
gen dieses Teilraums gezählt.

Ein Sachverhalt, der die im stadtweiten Ver-
gleich ohnehin schon geringe Anzahl an 
Sozial wohnungen weiter problematisiert, ist 
der Auslauf der Bindung von mehr als 2.700 
Sozial wohnungen im Bezirk bis Ende 2016 
(vgl. Abbildung 28), immerhin ca. 37 % des 
Sozialwohnungsbestandes. Demnach laufen 
im Kerngebiet 16 %, in der Urbanisierungs-
zone 76 % und in den äußeren Stadtteilen 
27 % der dortigen Sozialwohnungen bis zum 
genannten Jahr aus der Bindung.

Bedarf im Segment geförderter  
Wohnungsbau
Auch wenn der Bedarf an Sozialwohnungen 
quantitativ nicht exakt beziffert werden kann, 
lässt sich anhand der Entwicklung verschie-
dener Kennzahlen nachweisen, dass der Be-
darf an diesen Wohnungen im Bezirk Eims-
büttel in den letzten Jahren gestiegen ist 
und dauerhaft nicht gedeckt werden konnte 
bzw. aktuell immer noch nicht gedeckt wer-
den kann. Betrachtungsrelevante Parameter 
sind in diesem Zusammenhang insbeson-
dere die Angaben zu den erteilten Wohn-
berechtigungsscheinen – den sogenannten 
§ 5-Scheinen – bzw. zu den erteilten Dring-
lichkeitsscheinen (beide Bescheinigungen be-
rechtigen zum Bezug einer Sozialwohnung44). 
Darüber hinaus können Angaben zur Anzahl 
der An spruchsberechtigten mit unerfülltem 
Wohnungswunsch im Bezirk Eimsbüttel Auf-
schluss über die Nachfrage nach gefördertem 
Wohnraum geben.

Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass 
die Anzahl der erteilten § 5-Scheine zwi schen 
2005 und 2010 um ca. 30 % abgenommen 
hat, während im gleichen Zeitraum eine Zu-
nahme der erteilten Dringlichkeitsscheine 
(DKS) um knapp 37 % zu verzeichnen war 
(vgl. Abbildung 29). Die Zahlen des ersten 
Halbjahres 2011 lassen eine Fortsetzung die-
ser gegenläufigen Trends denkbar erschei-
nen. Während die Abnahme der § 5-Schein-
Aus stellungen vor dem Hintergrund des 
verstärkten Einsatzes anderer sozialer Inst-
rumente – insbesondere durch Akteure wie 
z.B. Jobcenter – zu interpretieren ist, hat die 
Erhöhung bei der Ausstellung von Dringlich-
keitsscheinen eine Hauptursache in der Zu-
nahme und gleichzeitigen Anerkennung von 
Krankheiten, insbesondere mit psychischen 
Auswirkun gen, die eine Erteilung dieser Be-
scheinigung rechtfertigen.

Aufgrund der – absolut betrachtet – unter-
schiedlich hohen gegenläufigen Tenden-
zen bei der Ausstellungsmenge beider  

Abbildung 23: 
Wohnungsbestand ausgewählter Unternehmen im Bezirk Eimsbüttel37
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Abbildung 26: 
Anzahl der Sozialwohnungen im Bezirk Eimsbüttel sowie in Hamburg gesamt41

Abbildung 27: 
Anzahl der Sozialwohnungen nach Teilräumen (2010)42

Abbildung 28: 
Anzahl der Sozialwohnungen mit Bindungsauslauf bis Ende 2016 nach Teilräumen (2010)43
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Scheinarten, ist der Personenkreis, der ei-
nen Anspruch auf eine Sozialwohnung be-
scheinigt bekommen hat, im Betrachtungs-
zeitraum insgesamt ge ringer geworden. Der 
prozentuale Rückgang zwischen 2005 und 
2010 beträgt dabei ca. 19 %. Setzt man die-
sen Wert zu dem Sachverhalt in Bezug, dass 
der Sozialwohnungsbe stand im gleichen Zeit-
raum um ca. 33 % gesunken ist, gelangt man 
zu der Vermutung, dass die Versorgungsquo-
te trotz einer sinkenden Anzahl an Berechtig-
ten nicht gestiegen sein kann.

Die Entwicklung der Zahl der zwischen 2005 
und 2010 mit einer Wohnung im Bezirk Eims-
büttel versorgten Anspruchsberechtigen 
bestätigt die Annahme, dass sich die Versor-
gungsquote trotz Verringerung der Zahl der 
Anspruchsberechtigten nicht verbessert hat 
(vgl. Abbildung 30). Die Gesamtanzahl der 
Versorgten sank demnach kontinuierlich, zwi-
schen 2005 und 2010 um insgesamt knapp 
46 %. Dabei ist sowohl bei den aufgrund ei-
nes § 5-Scheines, als auch bei den aufgrund 
eines Dringlichkeitsscheines Versorgten, eine 
Abnahme zu erkennen (-50 % bzw. -22 %), 
die sich auch im Jahr 2011 fortsetzen könnte.

Stellt man die Anzahl der Anspruchsberech-
tigten nun direkt den mit einer Wohnung im 
Bezirk Eimsbüttel Versorgten gegenüber, wird 
deutlich, dass wesentlich mehr Ansprüche 
auf Sozialwohnungen vorhanden waren und 
sind, als Versorgungen mit diesen Wohnun-
gen im Bezirk stattgefunden haben und statt-
finden (vgl. Abbildung 31). Hin sichtlich dieses 
Vergleichs ist anzumerken, dass die vom Be-
zirksamt Eimsbüttel erteilten Berechtigungs-
scheine nicht nur für Sozialwohnungen im 
Bezirk Eimsbüttel gelten, sondern stadtweit 
eingesetzt werden können. Die mit einer So-
zialwohnung im Bezirk Eimsbüttel versorgten 
Anspruchsberechtigten müssen aufgrund 
dieses Umstandes also nicht zwin gend auch 
schon vorher dort wohnhaft gewesen sein.  
 
 

 
Unter den in Abbildung 30 aufge zeigten Ver-
sorgten können vielmehr auch Berechtigte 
erfasst sein, die aus anderen Stadt teilen zu-
gezogen sind, um eine Sozialwohnung zu  
beziehen.47

Anhand des Vergleiches der anerkannten mit 
den versorgten Anspruchsberechtigten lässt 
sich trotz dieser einschränkenden Rahmenbe-
dingungen eine grundsätzliche Feststellung 
formulieren: demnach ist die Versorgungs-
quote deutlich defizitär und dies bei einer sin-
kenden Anzahl an Sozialwohnungen und ei-
ner sich dadurch potenzierenden Anzahl von 
unversorgten Anspruchsberechtigten.

Im Zuge der erörterten Sachlage trägt ein 
weiterer Umstand zur Problematisierung der 
Lage bei bzw. lässt sich als mögliche Ursa-
che dieser identifizieren. Die Entwicklung 
der Anzahl der Inhaber eines Dringlichkeits-
scheines mit unerfülltem Wohnungswunsch 
in Eimsbüttel lässt eine deutliche Steigerung 
der Nachfrage seit 2005 erkennen (vgl. Abbil-
dung 32). Eimsbüttel ist demnach nicht nur 
im Bereich des freien Wohnungsmarktes ein 
gefragter Standort, sondern scheint auch im 
Sektor der Sozialwohnungen ein attraktiver 
Bezirk zu sein.

Neben der aus den Auswertungen zu 
schließenden quantitativen Annahme, dass  
ehemalig und aktuell zu wenige Sozialwoh-
nungen vorhanden sind, führen verschiedene 
qualitative Zusammenhänge zu der Vermu-
tung, dass zukünftig sowohl ein geschätzter 
als auch ein tatsächlicher Bedarf an diesen 
Wohnungen sowie an Wohnungen zu mode-
raten Mieten besteht:
1. Bis Ende 2016 laufen ca. 2.700 Woh-

nungen aus der Bindung. Selbst wenn 
im Zeitraum 2012 bis 2015 jedes Jahr 
700 Wohnungen gebaut werden, müss-
ten alle Wohneinheiten als geförderter 
Wohnraum entstehen, um die Anzahl 
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Abbildung 30: 
Anzahl der mit einer Sozialwohnung im Bezirk Eimsbüttel 
versorgten Anspruchs berechtigten nach Berechtigungsgrundlage46

Abbildung 31: 
Gegenüberstellung der vom Bezirksamt Eimsbüttel erteilten Berechtigungsscheine 
und der mit einer Sozialwohnung im Bezirk Eimsbüttel Versorgten

Abbildung 32: 
Anzahl der Inhaber eines Dringlichkeitsscheines mit unerfülltem Wohnungswunsch 
im Bezirk Eimsbüttel48

Abbildung 29: 
Anzahl der vom Bezirksamt Eimsbüttel erteilten 
Wohnberechtigungs- und Dringlichkeitsscheine 2005-201145
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4. Die zurückliegenden Mietpreissteigerun-
gen entsprechen in Höhe und Umfang 
nicht der Entwicklung der Reallöhne. Ins-
besondere Wohnungen in Neubauprojek-
ten, die frei und ohne Anteil an öffentlich 
gefördertem Wohnraum errichtet wur-
den, sind daher vielfach nicht bezahlbar 
für einkommensschwache Haushalte.  
Dadurch steigt die Quote der Wohnungs-
findenden unproportional zwischen der 
Gruppe der frei suchenden und der Grup-
pe mit Wohnberechtigungsbescheini-
gung zu Lasten letzterer.

5. Eimsbüttel ist ein nachgefragter Bezirk. 
Aufgrund der hohen Nachfrage steigen 
die Preise auch für durchschnittliche 
Wohnungen in normaler Lage. Will man 
eine soziale Durchmischung erhalten und 
Segregationsprozesse verhindern, muss 
das Angebot an geförderten Wohnungen 
bezirksweit erhöht werden.

Neben den, in den vorangegangenen Ab-
schnitten aufgezeigten, Herausforderungen 
für die zukünftige Steuerung der Wohnraum-
situation in Eimsbüttel (Bevölkerungsdichte, 
De mographie, Flächenpotenziale, etc.) wird 
die soziale Komponente ein wichtiger Para-
meter sein müssen. Nicht nur aufgrund der 
ohnehin unterdurchschnittlichen Versorgung 
mit So zialwohnungen werden die Bemü-
hungen um geförderten Wohnraum an Be-
deutung zu nehmen, sondern insbesondere 
auch vor dem Hintergrund der zunehmenden 
Diskrepanz zwischen Anspruchsberechtigten 
und Versorgungsmöglichkeiten bei gleichzei-
tig sinken den Ressourcen.

der entfallenen Wohnungen zu kompen-
sieren. Die Anzahl der Bewohner dieser 
Wohnungen bzw. auch der Anteil der Be-
völkerung mit einem bisher unerfüllten 
Anspruch auf eine öffentlich geförderte 
Woh nung verringert sich durch den Bin-
dungsauslauf allerdings nicht. Ein gleich-
wertiger quantitativer und qualitativer Er-
satz ist also nicht nur notwendig, sondern 
müsste zu dem um eine weitere Anzahl 
an zu schaffenden Sozialwohnungen für 
die unver sorgten Anspruchsberechtigten 
aufgestockt werden. Neben dem Neubau 
von geförderten Woh nungen ist auch das 
Instrument des Ankaufes von Wohnungs-
bindungen, insbesondere bei Modernisie-
rungsmaßnahmen, mit den zuständigen 
Senatsbehörden zu erörtern.

2. Der erwartete Bevölkerungszuwachs 
sowie eine immer weiter zunehmende 
Wohn fläche/Einwohner und eine Redu-
zierung der Haushaltsgröße wird eine 
grundsätzliche Steigerung der Nachfrage 
nach Wohnungen nach sich ziehen. Da-
bei werden Woh nungen aller Arten und 
Preisspannen gesucht werden und not-
wendig sein, auch Sozi alwohnungen.

3. Die Differenz zwischen Angebot und 
Nachfrage sowie die Konkurrenzsituati-
on, auch auf dem Sozialwohnungsmarkt, 
trifft insbesondere Haushalte mit niedri-
gem Ein kommen, die in der Konsequenz 
der Steigerungen der Mietpreise oft 
mehr als die Hälfte ihrer Einkommen für 
Mieten aufwenden müssen. Will man ei-
nen Umzug dieser Bevölkerungsgruppe 
in das Hamburger Umland verhindern, 
muss ein entsprechendes Angebot für 
einkommensschwache Haushalte, so-
wohl im Bereich der geförderten als 
auch im Bereich der freien (aber bezahl-
baren) Wohnungen, geschaffen werden. 
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3.1 Flächenmanagement und    
 Liegenschaftspolitik

Ein Zuwachs an Wohnungsbau setzt im Nor-
malfall auch einen Zuwachs an Flächen, die 
bebaut werden können, voraus. Die Entwick-
lung neuer Wohngebiete auf bislang unbe-
bauten bzw. neuen Flächen ist der einfachste 
Weg um schnell mehr Wohnraum zu schaf-
fen. 

Allerdings ist dieses in Hamburg aufgrund 
der begrenzten Siedlungsfläche nur in Aus-
nahmefällen zu realisieren. Demzufolge ist 
die Hauptaufgabe der nachhaltigen Flächen-
entwicklung des Hamburger Senats der Vor-
rang der Innenentwicklung vor der Außenent-
wicklung. Dieser Vorrang zielt insbesondere 
auf einen ressourcenschonenden Umgang 
mit den begrenzten Flächen Hamburgs sowie 
auf eine Steigerung und Diversifizierung des 
Nutzungsmixes in bestehenden Stadtquartie-
ren und damit auch des Wohnungsangebotes 
ab.

Unter Innenentwicklung sind alle baulichen 
Entwicklungen zu verstehen, die sich im be-
stehenden Siedlungsgefüge der Stadt abspie-
len wie z.B.
•	 Verdichtung in bestehenden Stadt-

quartieren durch An- und Umbauten, 
Nutzungsände rungen, Aufstockungen, 
Baulückenschließungen, Bauen in zwei-
ter Reihe, Abriss und Neubau,

•	 Bebauung von Flächen im bestehenden 
Siedlungsgefüge wie beispielsweise klei-
nere Brachflächen oder nicht mehr benö-
tigte Sportflächen,

•	 Bebauung von Konversionsflächen, d.h. 
Flächen, die bereits bebaut, aber mit ei-
ner anderen Nutzung belegt waren (z.B. 
ehemalige Kasernen, Post- und Bahnflä-
chen, Krankenhaus- und Pflegeheimflä-
chen, gewerbliche Flächen deren Nut-
zung aufge geben wurde),

•	 Schließung von Baulücken (auch an ver-
kehrsbelasteten Straßen). Die Lücken-
schlie ßung bietet dem dahinter liegenden 
Wohnungsbestand Lärmschutz, wodurch 
evtl. weitere Wohnungsbaupotenziale 
mobilisiert werden können,

•	 Quartiere mit sehr geringen Bebauungs-
dichten,

•	 nicht ausgeschöpfte Standortpotenziale, 
z.B. Wasserlagen.

Im hamburgweiten Vergleich kommt dem Be-
zirk Eimsbüttel eine außergewöhnliche Rolle 
zu. Eimsbüttel verfügt als einziger Bezirk über 
nahezu keine größeren Liegenschafts flächen 
oder auch größere Konversionsflächen. Die 
Entwicklung von Wohnbaupotenzialen ist so-
mit eng mit der Mobilisierung von privaten 
Flächen verbunden. Aus diesem Grund be-
darf die Umsetzung des ambitionierten Zie-
les der Schaffung von Wohnungspotenzialen 
besonderer Anstrengung. Einerseits bedeu-
ten diese privaten Flächen erhebliche Poten-
ziale andererseits wird die Mobilisierung 
erschwert, verzögert sich oder scheitert in 
einigen Fällen an unrentierlichen Kosten, die 
spezifisch sind für Innenentwicklungsflächen 
wie z.B. Kosten für Lärmschutzmaßnahmen, 
Entsorgungskosten, Kosten für den Tiefga-
ragenbau bzw. den Ersatz von notwendigen 
Stellplätzen, Abrisskosten, Umbaukosten bei 
Nutzungs umwandlung etc. 

Die dargestellten Kosten stellen für den Pri-
vatinvestor Hürden dar, die zu einer unverhält-
nismäßigen Schmälerung seiner angestreb-
ten Rendite im Wohnungsbau führen, so dass 
der Wohnungsbau häufig unterbleibt.

3 Zielsetzung bei der 
Wohnungsbauentwicklung
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Neben den Schwierigkeiten der Eigentümer-
aktivierung sind zudem auch Nutzungskonflik-
te und Auseinandersetzungen über die städ-
tebauliche und hochbauliche Gestaltung mit 
Eigentümern sowie – aufgrund der Verdich-
tung im Bestand - mit Bürgern zu erwarten. Die 
große Schwierigkeit bei den (mobilisierten) 
privaten Flächen ist, dass die Entwicklung die-
ser fast ausnahmslos renditeorientiert erfolgt.  
 
Dies bedeutet, dass wohnungspolitische 
sinnvolle Maßnahmen und Wohnungszu-
sammensetzung nicht auf das Interesse der 
Eigentümer bzw. Bauherren stoßen, solan-
ge sich diese nicht für den Eigentümer auch 
„rechnen“. 

Bei Liegenschaftsflächen ist es, seit der Ab-
kehr vom Höchstgebotsverfahren, möglich 
über die Ausschreibungsmodalitäten auch 
wohnungspolitische Interessen aufzuneh-
men. Dieses ist für einen sehr stark nachge-
fragten Wohnstandort wie Eimsbüttel – mit 
entsprechender Mietpreisentwicklung – ein 
wichtiger wohnungspolitscher Ansatz. Aus 
diesem Grund muss es auch ein Ziel von 
Eimsbüttel sein, den Grundstock an Liegen-
schaftsflächen durch den strategischen An-
kauf von neuen Flächen zu erhöhen und auf 
diese Weise mehr Gestaltungsspielräume auf 
dem Wohnungsmarkt zu erlangen. 

Allerdings ist dieser Ankauf aufgrund der 
angespannten Haushaltssituation und der 
beste henden Bodenwerte in Eimsbüttel nur 
in geringem Umfang möglich. Ein Ankauf be-
schränkt sich zudem insbesondere auf bis-
lang noch nicht im Fokus stehende Quartiere, 
die durch Optimierung und Anpassung der 
bestehenden Nutzungen oder durch Neuaus-
weisung noch erhebliches Entwicklungspo-
tenzial beinhalten. 

Vorwiegend wird es deswegen in der Diskus-
sion und Auseinandersetzung mit privaten 
Eigentümern darum gehen die wohnungs-
politischen Akzente einzubringen und diese 

um zusetzen. Auch die Verbesserung des 
Wohnumfelds ist Ziel städtischer Maßnah-
men, muss aber auch – im wohlverstan denen 
Eigeninteresse - ständige Aufgabe aller 
Wohnungseigen tümer sein. 

Das zentrale Ziel der bezirklichen Wohnungs-
politik ist die ausreichende und angemes-
sene Wohnungsversorgung aller Bevölke-
rungsgruppen der Stadt durch ein breites 
und dauer haftes Wohnungsangebot in allen 
Teilmärkten. Es müssen unterschiedliche 
Wohnbedürf nisse berücksichtigt werden. 
Eimsbüttel soll weiterhin ein attraktiver 
Wohnstandort für unterschiedliche Bevölke-
rungsschichten, Generationen, Kulturen sein. 
Dazu ist ein aus reichendes Angebot sowohl 
im Wohneigentumsbereich, als auch im frei 
finanzierten und öffentlich geförderten Miet-
wohnungsbereich erforderlich.



36 Wohnungsbauprogramm 2011/2012 Bezirk Eimsbüttel

1a. Nachverdichtung soll qualitativ und ver
träglich sein. Kerngebiet

1b. Nachverdichtung soll zu einer Entlastung 
des Kerngebiets unter Erhaltung der Iden
tität der Stadtteile führen. Urbanisierungs
zone

1c. Nachverdichtung soll mit neuen städte
baulichen Qualitäten, wie z.B. Wohnum
feldverbesserungen verbunden werden.  
Äußere Stadtteile

2. Notwendige und wertvolle Freiflächen 
– insbesondere in den zentralen Lagen 
stehen für den Wohnungsbau nicht zur 
Verfügung.

3a. Neuer Wohnungsbau darf die beste
henden Infrastruktureinrichtungen nicht 
über lasten. Kerngebiet

3b. Nachverdichtung soll mit einer Stärkung 
der Infrastruktur einhergehen. Urbanise
rungszone + Äußere Stadtteile

4. Durch Wohnungsbauprojekte sollen de
mographische Entwicklungstendenzen 
ge steuert und die soziale Mischung ge
fördert werden.

5. Eimsbüttel setzt sich dafür ein, in allen 
Stadtteilen einen entsprechenden Anteil 
öffentlich geförderter Wohnungen zu rea
lisieren.

6. Der Wohnungsbau in Eimsbüttel soll so
wohl nachhaltig als auch bezahlbar sein.

7a. Das Nebeneinander von Arbeit und Woh
nen soll erhalten bleiben. Die Umnut zung 
von Wohnraum in Büros soll gestoppt, 
leer stehende Büros nach Möglich keit in 
Wohnraum umgewandelt werden. Kern
gebiet

7b. Untergenutzte Gewerbegebiete bie
ten Chancen für die Innenentwicklung.  
Urbanisierungszone + Äußere Stadtteile

3.2  Die 7 Leitlinien der Eimsbütteler   
  Wohnungsbaupolitik
Qualität im Wohnungsbau
Für den Bezirk Eimsbüttel ist die quantitative 
Erhöhung der Wohnungsbestände untrenn-
bar mit einer qualitativen Weiterentwicklung 
in allen Stadtteilen verbunden. Die einzelnen 
Stadtteile des Bezirks haben jeweils ihren 
eigenen Charakter und ihre eigenen Identi-
täten, das stellt eine besondere Qualität dar, 
die es zu bewahren gilt. Die neu gestellten 
Anforde rungen an den Wohnungsbau durch 
den „Vertrag für Hamburg“ bedeuten für alle 
Stadtteile eine Herausforderung. Dieser Her-
ausforderung will sich der Bezirk Eimsbüttel 
stellen, dabei jedoch die bestehenden Quali-
täten erhalten und fördern.

Zu diesem Zweck wurden strategische Leit-
linien zu den zentralen Fragestellungen für 
den Bezirk Eimsbüttel entwickelt und fest-
geschrieben. Sie sollen die Grundlage für die 
weitere Entwicklung des Bezirks bilden und 
die Basis für den Dialog und die Kooperation 
mit den handelnden, gesellschaftlichen Ak-
teuren darstellen. Die Leitlinien sollen dabei 
nicht pau schalisiert gelten, sondern nach Be-
darf in den jeweiligen bezirklichen Teilräumen 
Anwen dung finden. 

Die zentralen Fragestellungen des Bezirks 
wurden in einem bezirksinternen Prozess zu-
nächst definiert und dezernatsübergreifend 
erarbeitet. Unter der Fragestellung „Wo woh-
nen?“ wurden die zentralen Themen Verdich-
tung – Freiraum – Verkehr bearbeitet. „Wie 
wohnen“ nahm Bezug auf Demographie - So-
ziale Mischung - Nachhaltigkeit. 

Mit der Frage  „Wo arbeiten?“ wurden die 
Themen Gewerbe – Büro – Wohnen in den 
Focus ge nommen. Im Anschluss wurden die-
se Themenkomplexe weiter ausgearbeitet 
und mün deten in 7 Leitlinien:
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Erläuterungen zu den Leitlinien
Verdichtung
 Kerngebiet: 
1a. Nachverdichtung soll qualitativ und verträg

lich sein.
 Urbanisierungszone: 
1b. Nachverdichtung soll zu einer Entlastung des 

Kerngebiets unter Erhaltung der Identität der 
Stadtteile führen.

 Äußere Stadtteile:
1c. Nachverdichtung soll mit neuen städte

baulichen Qualitäten, wie z.B. Wohnum
feldverbesserungen verbunden werden.

Die Ressource Boden ist begrenzt. Gleichzei-
tig sollen mehr Wohnungen errichtet werden. 
Dieses führt zwangsläufig zu einer zuneh-
menden Verdichtung in allen Bereichen, in 
denen neue Wohnungen entstehen. Dabei ist 
der Bezirk Eimsbüttel bereits in weiten Teilen 
stark verdichtet, auch die äußeren Stadtteile 
liegen bereits über dem Hamburger Durch-
schnitt. Weiterhin gebieten der sparsame 
Umgang mit der Fläche sowie ökonomische 
und städte bauliche Gründe eine vorrangige 
Entwicklung von Umstrukturierungsflächen.
Ein Ziel dieser Leitlinien ist es, den Heraus-
forderungen aus der weiter anwachsenden 
Verdichtung für alle Teile des Bezirks gewach-
sen zu sein. In den bereits hoch verdichteten 
Bereichen geht es um qualitätsvolle und städ-
tebaulich sinnvolle Lösungen, so müssen z.B. 
flächensparende Wohnformen entwickelt 
und angeboten werden. Gleichzeitig sorgen 
die bereits stark verdichteten Bereiche für 
spürbaren Druck auf die angrenzenden Gebie-
te. Hierbei gilt es den eigenständigen Charme 
dieser einzelnen Quartiere zu berücksichtigen 
und zu bewahren. Die Verdichtung in den bis-
lang nicht so stark verdichteten Bereichen 
muss u.a. mit Wohnumfeldverbesserungen 
verbunden werden. Insgesamt gilt es den 
Charakter des Stadtteils qualitativ und nicht 
nur quantitativ zu stärken.

Freiraum
2. Notwendige und wertvolle Freiflächen – ins

besondere in den zentralen Lagen stehen für 
den Wohnungsbau nicht zur Verfügung.

Freiflächen sind ein wichtiges Gut in einer ur-
banen Gesellschaft. Sie dienen als Erholungs- 
wie Gestaltungsräume sowohl für Menschen 
wie auch für Tiere und Pflanzen. Ein wichti-
ges Kriterium einer Freifläche ist einerseits 
die Nutzbarkeit (durch den Menschen) sowie 
andererseits der Nutzen (für Flora und Fauna). 
Die Verringerung der zusätzlichen Inanspruch-
nahme von Flächen für bauliche Nutzungen 
ist für Freiflächen somit von wichtiger Be-
deutung. Anders als andere Nutzungen wie 
Wohnen, Gewerbe lassen sich Freiräume ge-
wöhnlicherweise nicht stapeln. Als weiterer 
Punkt kommt hinzu, dass mit einer Zunahme 
der Wohnungen auch eine Zunahme der Zahl 
der Nutzer der Freiflächen verbunden ist.

Ein Ziel dieser Leitlinie ist es, die vorhandenen 
Freiflächen im Bezirk Eimsbüttel zu erhalten 
und nach Möglichkeit auch aufzuwerten und 
für die unterschiedlichen Benutzer gruppen 
Gestaltungsfreiräume einzuräumen. Die-
ses kann insbesondere durch die Mehr fach-
Codierung von bestehenden Freiräumen er-
folgen, da die Entwicklung neuer Frei flächen 
in hoch verdichteten Bereichen schwer zu re-
alisieren ist. Gleichwohl kommen der Gestal-
tung und Öffnung – auch der halböffentlichen 
– Räume eine besondere Bedeutung zu, da 
durch sie neue Qualitäten gewonnen werden 
können.
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Demographie
4. Durch Wohnungsbauprojekte sollen demo

graphische Entwicklungstendenzen gesteuert 
und die soziale Mischung gefördert werden.

Eimsbüttel ist - noch mehr als die Gesamtstadt 
- ein Bezirk der Kleinhaushalte. Über 80 % der 
Bevölkerung lebt in 1-2 Personen-Haushalten. 
Dieser Anteil wird sich aufgrund der demogra-
fischen Entwicklung nicht wesentlich verän-
dern. Zunehmende Singlehaushalte, Gebäu-
deabrisse, steigender Wohnflächenverbrauch 
pro Kopf und längeres Lebensalter schaffen 
schon für sich genommen einen ständigen 
Mehrbedarf an Wohnungen. Strate gien der 
Stadtentwicklung können dabei die demogra-
phische Entwicklung der einzelnen Stadtteile 
steuern.

Ein Ziel dieser Leitlinie ist es, sowohl im Be-
stand wie auch im Neubau an die unterschied-
lichen Bevölkerungsgruppen angepasste 
Maßnahmen zu entwickeln und umzusetzen. 
An gesichts der Alterung der Gesellschaft 
und der steigenden Nachfrage ist dabei die 
altenge rechte Anpassung des Wohnungsbe-
standes und einer altengerechten Infrastruk-
tur eine der Aufgaben. Durch diese Maßnah-
men wird es erleichtert, dass alte Menschen 
möglichst lange in ihrer vertrauten Umgebung 
leben können. Weiterhin sollte auch sowohl 
im Be stand wie auch bereits im Neubau diese 
spezifischen Anforderungen angemessen Be-
rücksichtigung finden. Die Integration von se-
niorenspezifischen Wohnbedarfen ist hierbei 
ebenso ein wesentlicher Bestandteil wie auch 
z.B. das Thema familiengerechte Wohnun gen 
inhaltlich in dieser Leitlinie integriert ist.

Erläuterungen zu den Leitlinien (Forts.)

Infrastrukur
 Kerngebiet: 
3a. Neuer Wohnungsbau darf die bestehenden 

Infrastruktureinrichtungen nicht überlasten. 
 Urbanisierungszone + Äußere Stadtteile: 
3b. Nachverdichtung soll mit einer Stärkung der 

Infrastruktur einhergehen.

Durch den Zuwachs von Wohnungen und 
dadurch bedingt mehr Einwohner steigen 
auch die Anforderungen an die soziale, tech-
nische und sonstige Infrastruktur. Dabei äu-
ßern sich diese Anforderungen auf räumlich 
unterschiedliche Weise in den einzelnen 
bezirklichen Teilräumen. Einerseits darf die 
bestehende Infrastruktur (insbesondere im 
Kerngebiet) nicht überlastet werden, anderer-
seits sind teilweise bestehende Nachholbe-
darfe mindes tens zu mildern. Dieses betrifft 
einerseits den ÖPNV, die Schul- wie auch die 
generelle Betreuungssituation als auch ande-
rerseits bspw. den ruhenden Verkehr, insbe-
sondere in den verdichteten Bereichen.

Ein Ziel dieser Leitlinie ist es, den mit dem 
Bevölkerungswachstum verbundenen wach-
senden Anforderungen an die öffentliche 
wie auch sonstige Infrastruktur rechtzeitig 
zu be gegnen. Dies beginnt bereits bei den 
Anforderungen von neuen Bauvorhaben an 
den ruhenden Verkehr und der verträglichen 
Unterbringung von diesem, betrifft aber auch 
gesamtstädtische Interessen beispielsweise 
beim Ausbau und der Auslastung des ÖPNV.
 Die Schaffung von Stellplätzen für Carsha-
ring und von Ladestationen für Elektromobi-
lität bei neuen Wohnungsbauvorhaben soll  
geprüft werden.
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Soziale Mischung
5. Eimsbüttel setzt sich dafür ein, in allen Stadt

teilen einen entsprechenden An teil öffentlich 
geförderter Wohnungen zu realisieren.

Eine soziale Mischung macht Stadt le-
benswert. Der Bestand an preis- und 
belegungsge bundenen Wohnungen geht 
durch das Auslaufen von Bindungen und 
Modernisierungs maßnahmen in Hamburg 
immer weiter zurück. Es werden zu wenige 
neue Sozialwoh nungen bzw. geförderte Woh-
nungen gebaut, auch in Eimsbüttel nicht. Im 
Bezirk liegen nur rund 8 % aller Hamburger 
Sozialwohnungen, das ist unterdurchschnitt-
lich und zudem sehr ungleich verteilt auf die 
Stadtteile Lokstedt, Niendorf, Schnelsen und 
Eidelstedt. Auch die stark nachgefragten 
Wohnlagen brauchen einen Anteil Sozialwoh-
nungen zur Sicherung der Sozialstruktur. Es 
findet zwar Wohnungsneubau statt, dies je-
doch vornehmlich im hochpreisigen Bereich 
und im Eigentumssektor.

Ein Ziel dieser Leitlinie ist es, der zunehmen-
den Spaltung der Stadt entgegen zu wirken  
und die durchmischten Strukturen als Grund-
lage für lebendige Nachbarschaften zu erhal-
ten. Dafür soll preiswerter Mietwohnraum 
über das gesamte Bezirksgebiet erhalten 
und zusätzlich geschaffen werden. Neben 
der Schaffung von familiengerechten Woh-
nungen ist vor allem auf die Schaffung von 
Wohnraum zu achten, der ohne öffentliche 
Transferleis tungen bezahlbar bleibt.

Der Bezirk setzt sich dafür ein, dass im Woh-
nungsneubau mindestens ein Drittel aller ge-
schaffenen Wohnungen im geförderten Woh-
nungsbau erfolgt.

Nachhaltigkeit
6. Der Wohnungsbau in Eimsbüttel soll sowohl 

nachhaltig als auch bezahlbar sein.

Die neben der Miete zu entrichtenden Ne-
benkosten lassen die Gesamtkosten des 
Woh nens immer weiter ansteigen. Ein Grund 
hierfür sind die steigende Energie- und Heiz-
kosten. Das Heraufsetzen der baulichen Stan-
dards für eine energieeffizientere Bauweise 
sorgt zwar für eine Reduzierung der Neben-
kosten aber auch für eine Steigerung der 
Bau kosten. Dies zieht zwangsläufig eine Er-
höhung der Kaltmiete nach sich, welche sel-
ten der Einsparung entspricht. Dennoch ist es 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe ressourcen- 
und klimaschonend zu bauen. Genauso ist es 
allerdings auch eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe bezahlbaren Wohnraum vorzuhalten.

Ein Ziel dieser Leitlinie ist es, trotz ansteigen-
der Baukosten Maßnahmen zu entwickeln 
und zu ergreifen, um bezahlbaren Wohnraum 
zu erhalten und auch zu schaffen.
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Wohnnutzung zugeführt werden. Der Be-
standsschutz der an sässigen Betriebe wird 
dabei berücksichtigt.

Innenentwicklung stellt eine vorrangig  
strategische Aufgabe für die Verwaltung dar. 
Basierend auf den wohnungswirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen im Bezirk Eimsbüttel 
und der dort identifizierten Konflikte und Po-
tenziale (siehe Kapitel 2) und vor dem Hinter-
grund der formulierten Ziele (siehe Kapitel 
1 und 3) sind die Umsetzungsstrategien zur 
Generierung von weiteren Wohnungsbaupo-
tenzialen im Kerngebiet, der Urbanisierungs-
zone und den Ortsamtsbereichen durch eine 
„Projektgruppe Innenentwicklung“ erarbeitet 
worden. Der erste Schritt stellt hierbei die 
systematische Erfassung und Bewertung 
der Innenentwicklungspotenziale dar. Hierbei 
handelt es sich um unterschiedliche, aufein-
ander aufbauende und sich ergänzende Pro-
jekte und Maßnahmen, die im Nachfolgenden 
vorge stellt werden.

Erläuterungen zu den Leitlinien (Forts.)

Gewerbe – Büro – Wohnen
 Kerngebiet: 
7a. Das Nebeneinander von Arbeit und Wohnen 

soll erhalten bleiben. Die Umnutzung von 
Wohnraum in Büros soll gestoppt, leer ste
hende Büros nach Möglichkeit in Wohnraum 
umgewandelt werden.

 Urbanisierungszone + Äußere Stadtteile: 
7b. Untergenutzte Gewerbegebiete bieten Chan

cen für die Innenentwicklung.

Neben dem Wohnen ist eine Grundfunktion 
der Stadt die Arbeit. Hierzu gehört sowohl die 
Bereit stellung von Flächen für Betriebe und 
Firmen als auch der Erhalt von bestehenden 
Ar beitsplätzen. In der verdichteten Stadt sind 
insbesondere Gewerbehöfe und Mischge-
biete sowohl eine Bereicherung des Stadt-
bilds als auch notwendig für den Erhalt von 
wohnort nahen Arbeitsplätzen. Einerseits un-
terliegen integrierte Gewerbehöfe – zumeist 
in zentralen Lagen, in ruhigen Innenhöfen, in 
im Vergleich zum Umfeld niedrigerer Geschos-
sigkeit – einem erheblichen Umwandlungs-
druck, andererseits werden aller dings auch 
be stehende Wohnungen in Büroraum umge-
nutzt. Weiterhin bieten gerade die (großflä-
chigen) untergenutzte Gewerbegebiete eine 
Chance für die Innenent wicklung.

Ein Ziel dieser Leitlinie ist es, die (funktio-
nierenden) Gewerbegebiete und -höfe zu 
erhal ten und zu fördern und Möglichkeiten 
für wohnortnahe Arbeitsplätze zu schaffen 
und zu bewahren. Der Bezirk ist daran inter-
essiert, eine verträgliche Nutzungsmischung 
zu erhalten bzw. zu schaffen und das Ne-
beneinander von Wohnen und Arbeiten im 
Sinne der „Stadt der kurzen Wege“ nachhal-
tig zu stärken. Auf der anderen Seite sollen 
allerdings unterge nutzte oder bereits durch 
Wohnnutzung geprägte Gewerbegebiete auf 
ihre Marktgängig keit geprüft und ggf. einer 
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4.1  Restriktionen

Der Vorrang der Innenentwicklung vor Au-
ßenentwicklung zielt insbesondere auf einen 
ressourcenschonenenden Umgang mit den 
begrenzten Flächen Hamburgs ab. Aber In-
nenentwicklung hat auch ihre Grenzen! Das 
Stadtbild wird zwar zu einem großen Teil durch 
die baulichen Elemente der jeweiligen Stadt-
struktur geprägt, durch die unter schiedliche 
Bebauungsdichte und die Bautypologien, 
aber auch Platz-, Frei- und Natur räume gestal-
ten den Stadtraum und tragen zum Wohlbe-
finden des Menschen bei.

Basierend auf den im Bezirk Eimsbüttel for-
mulierten Zielen und Leitlinien sind zur Wah-
rung der städtebaulichen Qualitäten und 
der Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse somit in einem ersten 
Schritt inhaltliche und fachliche Restriktions-
flächen für die Wohnungsbauentwicklung 
benannt und in einer Karte zusammengestellt 
worden.

Zu den Restriktionsflächen gehören u.a. Flä-
chen im Landschaftsschutzgebiet, Flächen im 
Fluglärmbereich, Ausgleichsflächen, Parkan-
lagen, Spielplätze etc. Eine Bebauung dieser 
Flächen wird vom Bezirk aus den o.g. Grün-
den abgelehnt.

Allerdings bestehen unter den Restriktionsflä-
chen gewisse Abstufungen hinsichtlich des 
Schutzbedürfnisses und eines Erhaltes des 
Status Quo. Jede dieser Restriktionsflächen 
unterliegt somit ggf. einer Einzelfallbetrach-
tung auch im Zusammenhang mit übergeord-
neten Zielvorstellungen und des jeweiligen 
Umfeldes. Im Bedarfsfall ist eine intensive 
Ab stimmung mit den betroffenen Fachäm-
tern und Fachbehörden vorzunehmen bevor 
diese Flächen ggf. unter bestimmten Bedin-
gungen und Auflagen einer wohnbaulichen 
Nutzung zugeführt werden können.

4.2   Generierung von Potenzialen   
  für den Wohnungsneubau

In der Hamburger Verwaltung werden intern 
bereits Datenbanken mit potenziellen Bau-
flächen geführt. Die Behörde für Stadtent-
wicklung und Umwelt verwaltet die Potenzial-
datenbank PAUL, bei der Finanzbehörde wird 
die Immobiliendatenbank eLVIS mit Poten-
zial- bzw. Angebotsflächen auf stadteigenen 
Liegenschaften geführt (siehe jeweils unten).
Die Strategie des „Wachstums nach Innen“ 
bedeutet jedoch eine weitere Verdichtung 
be reits baulich genutzter Stadtteile. Um eine 
geordnete Standortpolitik und nachhaltige 
Flächenvorsorge für die Stadtentwicklung 
im Bezirk Eimsbüttel zu betreiben und in den 
z.T. bereits hoch verdichteten Stadtteilen 
weitere Wohnungsbaupotenziale zu identi-
fizieren wurden verschiedene tlw. flächen-
deckende systematische bzw. thematische 
Untersuchun gen durchgeführt. Die Herange-
hensweisen und Untersuchungsinhalte sind 
im Folgenden beschrieben. Ziel ist eine be-
zirkliche Potenzialflächendatenbank, die alle 
Wohnbauflächen potenziale im Bezirk Eims-
büttel beinhaltet49. In den Ortsamtsbereichen 
sind jedoch noch weitere Untersuchungen 
geplant. Die identifizierten Potenziale der be-
zirklichen Potenzial flächendatenbank sind so-
mit nicht abschließend.

Potenzialflächendatenbank der BSU 
(PAUL50)
Von fachbehördlicher Seite wird bei der Be-
hörde für Stadtentwicklung und Umwelt die 
Potenzialflächendatenbank PAUL geführt. 
Die Bezirke und andere Behörden/Dienst-
stellen können hier potenzielle Bauflächen 
mit mehr als 20 Wohnein heiten melden. 
In einem Steckbrief werden Rahmenda-
ten und der anvisierte Zeithorizont für die 
Umsetzung zu sammengestellt. Die Daten-
bank wird jährlich in Abstimmung mit dem 
Bezirk und weiteren Behörden/Dienststel-
len fortgeschrieben, ist allerdings nur für 
den behördeninternen Ge brauch bestimmt.  

4 Umsetzungsstrategien 
im Bezirk Eimsbüttel
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Die dort geführten übergreifend abgestimm-
ten Informationen werden je doch für die Be-
antwortung der Kleinen und Großen Anfragen 
des Senats herangezogen. Die in dieser Da-
tenbank geführten Flächen wurden i.W. in die 
bezirkliche Potenzialflächen datenbank über-
nommen und durch weitergehende Informa-
tionen ergänzt.

Immobiliendatenbank der Finanzbehörde 
(eLVIS51)
Die ausgewogene und nachhaltige Entwick-
lung des Wohnraumangebotes ist eine zen-
trale städtische Aufgabe. Diese wird u.a. 
durch Kauf, Aktivierung, Entwicklung und Ver-
kauf von Grundstücken und Liegenschaften 
wahrgenommen. Die vom Immobilienmana-
gement der Finanzbehörde bereitgestellten 
unbebauten stätischen Grundstücke, die re-
gelmäßig gegen Gebot verkauft werden sind 
mit detaillierten Objektbeschreibungen und 
Kontakt daten zum Download in einer Immo-
biliendatenbank zusammengestellt.

Für diese Immobiliendatenbank werden zu-
nächst potenzielle Vermarktungsflächenvor-
schläge oder Teilflächenvorschläge gebildet 
und kartographisch dargestellt. Im zweiten 
Schritt werden die Potenzialflächenvorschlä-
ge zu Potenzialflächen „hochgestuft“. In 
diesem Schritt werden die gebildeten Flä-
chen zusätzlich mit verschiedenen Sachdaten 
verknüpft. Nach Klassifizierung der aufberei-
teten Potenzialflächen auf Arbeitsebene be-
ziehungsweise in einer Gutachterkommission 
werden die endgültigen Angebotsflächen er-
stellt. Die Datenbank eLVIS ist nur für einen 
begrenzten Nutzerkreis einsehbar.

Die in der Datenbank der Finanzbehörde 
geführten Flächen wurden in die Potenzial-
flächendatenbank des Bezirkes übernommen 
und hinsichtlich einer wohnbaulichen Nut-
zung von der Projektgruppe bewertet. Soweit 
nützlich wurden Sachdaten und Informatio-
nen übertragen.



Wohnungsbauprogramm 2011/2012 Bezirk Eimsbüttel 43

Strategie 1: 
Baulücken

Flächendeckende Untersuchung im  
Kerngebiet
Der Bezirk Eimsbüttel ist im Hamburger Ver-
gleich einer der am dichtesten besiedelten 
Bezirke. Im Schnitt ist er mehr als doppelt 
so dicht bebaut wie die Gesamtstadt. Insbe-
sondere das Kerngebiet mit den Stadtteilen 
Rotherbaum, Harvestehude, Hoheluft-West 
und Eimsbüttel sticht dabei heraus. Jedoch 
sind selbst in diesen Bereichen, von den 
meisten Bürgern oft gar nicht (mehr) wahr-
genommen, Baulücken vorhanden. Darunter 
verstehen sich nicht nur unbebaute Grund-
stücke oder Grundstücksbereiche innerhalb 
der ansonsten z.T. einheitlich dicht bebauten 
Straßenzüge sondern auch mindergenutzte 
Grundstücke, wie z.B. provisorische Stell-
platzanlagen, eingeschossige Kioske oder 

Super märkte, aber auch z.B. kleinteilige Bau-
substanz in ansonsten mittlerweile wesent-
lich höher verdichteten Bereichen.

Baulücken sind im Wesentlichen erschlos-
sen und an die verkehrliche und soziale Infra-
struktur angebunden. Zudem bergen sie 
selbst im hochverdichteten Kerngebiet ein 
erhebliches Wohnungsbaupotenzial.

Aus den v.g. Gründen und vor dem Hinter-
grund der formulierten Zielsetzung wurde 
somit in einem ersten Schritt eine flächende-
ckende Kartierung der Baulücken in diesem 
Bereich vorgenommen. Durch Auswertung 
von Liegenschaftskarten und Luftbildern, ei-
ner Be standserhebung in der Örtlichkeit so-
wie dem Abgleich zwischen Ist-Situation und 
an grenzender Bebauung sowie der planungs-
rechtlich zulässigen Höchstgrenzen wurde 
der gesamte Bestand an Baulücken im Kern-
gebiet erfasst.

Abbildung 33: Strategie 1
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Strategie 2: 
Nachverdichtung der 50er/60er Jahre 
Quartiere

Thematische Untersuchung im gesamten  
Bezirk
Die mit dem ehemaligen räumlichen Leitbild 
„Wachsen mit Weitsicht“ formulierte Ziel-
setzung der FHH insbesondere auch eine qua-
litätsvolle und nachhaltige innere Ent wicklung 
zu erreichen, war Anlass zur weiteren Inten-
sivierung der seit Jahren be stehenden plane-
rischen Aktivitäten zur Nachverdichtung be-
stehender Wohnquartiere. Insbesondere die 
Quartiere der 1950er / 1960er Jahre bieten 
hier auf Grund ihrer Stand ortintegration und 
der oft großflächig dimensionierten Freiräume 
nach dem Konzept des „fließenden Raumes“ 
große Potenziale für eine Nachverdichtung.

Aus diesem Grund wurde 2008 mit einer flä-
chendeckenden Erfassung der 50er/60er Jah-
re Quartiere im Bezirk Eimsbüttel hinsichtlich 
ihrer Lage, der städtebaulichen Strukturen, 
ihrer Einbindung, Eigentumsverhältnisse etc. 
begonnen. Auf Grundlage dieser Vorunter-
suchung wurden 11 Quartiere ausgewählt und 
hinsichtlich ihrer Nachverdichtungspoten ziale 
in vier Phasen (Bestandsanalyse, Filterung, 
Städtebauliches Konzept, Vertiefung) unter-
sucht. Dabei standen gleichermaßen quanti-
tative sowie qualitative Aspekte im Fokus.

Das im Gutachten verifizierte Nachverdich-
tungspotenzial wurde nunmehr unter den 
heu tigen Gegebenheiten bewertet und in die 
Potenzialflächendatenbank überführt.

Abbildung 34: Strategie 2
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Strategie 3: 
Umwandlung untergenutzter 
Gewerbeflächen

Thematische Untersuchung im gesamten  
Bezirk
Eine der Chancen für eine verstärkte Innen-
entwicklung im Bezirk ist die Umnutzung 
untergenutzter Gewerbeflächen für den Woh-
nungsbau. Hierzu zählen gewerbliche Flä-
chen, die brachgefallen sind, die nicht mehr 
effizient genutzt werden, die auf Grund des 
bau lichen Umfeldes nicht (mehr) für eine ge-
werbliche Nutzung oder aus heutiger Sicht 
nun auch für sensible Nutzungen geeignet er-
scheinen oder die für Betriebserweiterungen 
vorgehalten wurden, die heute nicht mehr 
benötigt werden. Da sich die Umnutzung ge-
werblicher Standorte zu Gunsten des Woh-
nens mit im Einzelfall besonderen Problemen 
wie Verfügbarkeit, erforderlichen Betriebs-
verlagerungen, Altlastensanierung etc. über 
Jahre erstrecken kann, wurde zur Identifizie-
rung dieser Innenentwicklungspotenziale ein 
Gutachten erarbeitet, welches sich mit allen 
planungsrechtlich gesicherten gewerblich-
industriellen Standorten im Bezirk auseinan-
dersetzt.

Im Gutachten zur „Umnutzung untergenutz-
ter Gewerbeflächen für den Wohnungsbau“  
wurden potenzielle Flächen herausgefiltert, 
die die Möglichkeiten einer Gewerbeflächen-
optimierung am Standort bzw. eine Verla-
gerung der Flächen bieten.  Hiermit hat der 
Bezirk Eimsbüttel bereits eine umfangreiche 
Untersuchung von gewerblich genutzten Flä-
chen vollzogen, die einem Gewerbeflächen-
konzept sehr nahe kommt. Demnach sind in 
das Wohnungsbauprogramm insbesondere 
die Flächen aufgenommen worden, welche 
das vorhandene Planungsrecht nur unzurei-
chend ausnutzen und Entwicklungsperspek-
tiven in Richtung Wohnen bieten. Gleich-
wohl ist mit dieser Untersuchung gewerblich 
genutzter Standorte ebenso ein wichtiger 
Schritt zur Sicherung gewerblicher Nutzun-
gen verbunden.
Um die Grundlagen für die Bewertung der  
einzelnen Gebiete zu ermitteln wurden zu-
nächst 37 Gebiete im Rahmen der Be-
standsaufnahme einer ersten orientierenden 
Be trachtung unterzogen. Nach der Durchfüh-
rung vertiefender Ortsbesichtigungen und 
der Auswertung der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen wurde die städtebauliche Aus-
gangssituation in Form von Plänen und Steck-
briefen für die einzelnen Gebiete dargelegt. 

In einem zweiten Schritt wurde die Bewer-
tung der erhobenen Grundlagen in Hinblick 
auf die grundsätzliche Eignung für eine Wohn-
nutzung, eventuelle Restriktionen und der 
Sinn haftigkeit eines langfristigen Erhalts der 
gewerblichen Nutzung am jeweiligen Stand-
ort durchgeführt.
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Darauf aufbauend sind die planerischen 
Handlungsbedarfe und die zeitliche Perspekti-
ve untersucht und dargestellt worden. Im Er-
gebnis kann aus den Steckbriefen abgelesen 
werden, ob die Umnutzung zu einem Wohn-
gebiet sinnvoll und grundsätzlich möglich ist 
oder ob bestehende Konfliktlagen nicht unter 
vertretbarem Aufwand gelöst werden können 
oder auf Grund der Vielfältigkeit der Restrik-
tionen keine angemessene Wohnqualität er-
wartet werden kann.

Im letzten Schritt wurden Handlungsansätze 
für die für eine Umnutzung geeigneten Ge-
werbeflächen formuliert und die konzeptio-
nelle Zielrichtung definiert.

Abbildung 35: Strategie 3
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Strategie 4: 
Umwandlung im Umfeld der BAB 7 - 
Deckel Stellingen und Schnelsen

Thematische Untersuchung im Bereich  
Stellingen und Schnelsen 
Mit dem Ausbau der BAB 7 und den damit 
einhergehenden umfänglichen Lärmschutz-
maßnahmen in Form von Lärmschutzwänden 
und Lärmschutztunneln („Deckel“) im Be-
reich Stellingen und Schnelsen ergeben sich 
für den Bezirk Eimsbüttel einzigartige städte-
bauliche Chancen.

Die Trasse der BAB 7 schneidet in Stellingen 
wie auch in Schnelsen durch vorhandene 
Wohnquartiere und stellt eine kaum über-
windliche Barriere dar. Durch die Überdecke-
lung der Autobahntrasse werden nun diese 
Einschnitte in Teilbereichen geheilt und die 
Stadt strukturen östlich und westlich der Auto-
bahn können wieder zusammengeführt wer-
den. Neben den direkten Auswirkungen des 
Lärmschutzes und der daraus resultierenden 
Erhö hung der Lebensqualität in unmittelba-
rer Nachbarschaft, stellen die “Lärmschutz-
deckel“ mit ihren öffentlichen Grünflächen 
auch für die nähere Umgebung eine deutliche 
Aufwer tung der Wohnlage dar.

Diese neue Qualität stellt für die Stadtteil- und 
Siedlungsentwicklung im Bereich Stellingen 
und Schnelsen neue Perspektiven auf. In Fol-
ge dessen wurden in einem städtebaulichen 
Gutachten die Wohnquartiere im Umfeld der 
„Lärmschutzdeckel“ hinsichtlich ihrer Nach-
verdichtungspotenziale untersucht, die sich 
daraus ergebenden Innenentwicklungspoten-
ziale systematisch erfasst und Ansätze für 
die zukünftige städtebauliche Entwicklung als 
auch erste Handlungsansätze erarbeitet.

Daneben wurde im Sinne der angestrebten 
Stadtreparatur eine Gesamtbetrachtung des 
Untersuchungsraumes vorgenommen, um 
Stadtteilstrukturen integrativ zu bewerten 
und zu optimieren. 

Das Ergebnis des Gutachtens ist, dass die 
Errichtung der Lärmschutzdeckelbauwerke 
eine große Chance und die entscheidenden 
Anstöße für die zukünftige Entwicklung der 
Stadtteile Stellingen und Schnelsen darstel-
len kann.

Abbildung 36: Strategie 4
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Im Zusammenhang mit den Strategien der 
Umnutzung von untergenutzten Gewerbe-
flächen und der Nachverdichtungsmöglich-
keiten im Umfeld der geplanten öffentlichen 
Grünflächen auf den Lärmschutzdeckeln der 
BAB 7, besteht Bedarf an einer Aufwertung 
der Stadträume entlang der Magistralen, ei-
ner besseren funktionalen und ästhetischen 
Gliederung sowie einer optimalen Verwertung 
der bisher nicht oder nur unzureichend ge-
nutzten Flächenreserven – insbesondere im 
Hinblick auf eine Wohnungsnachverdichtung. 
Aus diesem Grund wurde 2010/2011 ein Gut-
achten zur Untersuchung der Nachverdich-
tungspotenziale in erster und zweiter Reihe 
entlang der Magistralen beauftragt.

Dazu wurden beide Magistralenverläufe in 
Bezug auf Bautypologien, Nutzungsvertei-
lungen sowie ihrer Gliederung umfassend 
kartiert und untersucht. Darauf aufbauend 
wurde eine SWOT-Analyse durchgeführt und 
anschließend Handlungsempfehlungen for-
muliert.

Das Gutachten gelangt zu dem Schluss, dass 
sich die Entwicklung beider Magistralen an 
der heute erkennbaren abschnittsweisenden 
Struktur orientieren sollte und beide Räume 
in diesem Rahmen weiter zu entwickeln sind. 
Empfohlen wird daher eine kleinteilige Stra-
tegie, die auf die Qualitäten der jeweiligen 
Teilräume setzt und diese herauszuarbeiten 
versucht. Überwiegend kleinteilige Nachver-
dichtungspotenziale für Wohnen in unter-
schiedlichen Qualitäten finden sich in beiden 
Magistralräumen und sollten kurz- bis mittel-
fristig genutzt werden. Die verkehrlichen Rah-
menbedingungen sind hierfür insgesamt als 
gut zu bewerten, was bei Wohnungsbauvor-
haben gleichzeitig Lärmschutzmaßnahmen 
er forderlich macht. Es wird empfohlen den 
Straßen- und Freiraum beider Magistralen 
quali tativ zu verbessern.

Strategie 5: 
Nachverdichtung im Umfeld der 
Magistralen

Thematische Untersuchung überwiegend 
Urbanisierungszone und äußere Stadtteile
Zwei große Magistralen verbinden das Kern-
gebiet des Bezirks Eimsbüttel mit dem nörd-
lichen bzw. nordwestlichen Umland und neh-
men eine wichtige Erschließungsfunktion 
ein. Eine Magistrale beginnt am Eimsbütteler 
Marktplatz mit der Kieler Straße und gabelt 
sich am Eidelstedter Platz in die Pinneberger 
Chaussee und Holsteiner Chaussee. An der 
Schnittstelle zum Ring 2 verläuft die zweite 
Magistrale beginnend mit dem Lokstedter 
Steindamm Richtung Norden und wird nach 
dem Siemersplatz zur Kollaustraße sowie an-
schließend Friedrich-Ebert-Straße, Frohme-
straße und Schleswiger Damm. Neben der 
verkehrlichen Funktion sind sie als wichtige 
Stadträume und Adressen von unterschied-
lichen Nutzungen zu sehen (Wohnen, Dienst-
leistungen, Gewerbe).

Abbildung 37: Strategie 5
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Strategie 6: 
Nachverdichtung im Umfeld von 
ÖPNV-Haltestellen

Thematische Untersuchung in der Urbanisie-
rungszone und den äußeren Stadtteilen
Für einen Wohnstandort sind neben Versor-
gungseinrichtungen die Erreichbarkeit mit 
dem öffentlichen Personennahverkehr wich-
tige Standortanforderungen. Als weitere Stra-
tegie zur Erfassung von Wohnbaupotenzialen 
wurde daher das Umfeld von ÖPNV-Haltestel-
len in den äußeren Stadtteilen betrachtet. In 
einem Umkreis von 600 m bzw. 800 m um 
die Schnellbahnhaltepunkte der Linien U 2 
(ab Hagendeel Richtung Norden), der AKN 1 
(ab Haltestelle Eidelstedt Richtung Norden) 

und der S3 (Haltestellen Stellingen, Eidels-
tedt, Elbgaustraße) sowie in einem Radius 
von 300 m um die Knotenpunkte der Me-
trobuslinien 4, 5, 21 und 24 in den äußeren 
Stadtteilen im Bezirk Eimsbüttel wurden die-
se Bereich in Bezug auf unbebaute Flächen, 
Baulücken, geringfügig bebaute und minder 
genutzte Grundstücke untersucht. Dabei 
wurden die erstrebten Dichtetypen 1-3 im 
Einzugsbereich der Schnellbahnhaltestellen 
entsprechend des Hamburger Dichtemodells 
mit der derzeiti gen errechneten Dichte in 
Wohngebieten abgeglichen. Darüber hinaus 
wurden Potenziale anhand von Luftbildabglei-
chen iden tifiziert. Flächen die kurzfristig für 
qualitätsvollen Woh nungsbau zur Verfügung 
stehen, wurden anschließend in die bezirkli-
che Potenzialflächendatenbank überführt.

Abbildung 38: Strategie 6
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4.3  Bezirkliche Potenzialflächendatenbank

Für ein erfolgreiches Flächenmanagement 
ist es wichtig die innerörtlichen Wohnungs-
baupotenziale zu erfassen und zu bewerten.

Die Potenzialflächen der v.g. bereits vorhan-
denen Datenbanken der BSU bzw. FB so-
wie der Ergebnisse der sechs strategischen 
Untersuchungen wurden somit in einem  
ersten Schritt zusammengetragen und 
mittels eines Geographischen Informati-
onssystems (GIS) aufbereitet. Die karto-
graphische Darstellung gewährleistet einen 
Überblick über Lage und Umfang, Anzahl und 
Flächendimension sowie die räumliche Ver-
teilung der bisher erhobenen Potenzialflächen 
im Bezirk.

In einem zweiten Schritt erfolgte die Daten-
erhebung zu den einzelnen Potenzialflächen. 
In der bezirklichen Datenbank wurden 
grundlegende Aussagen zur Fläche (Bele-
genheit, Eigentümerstruktur, Bodenrichtwert 
etc.), deren Herkunft (Art der Untersuchung), 
dem geltenden Planungsrecht, über die heuti-
ge Nutzung, das Umfeld sowie Restriktionen 
und Hemmnisse zusammengestellt. Zudem 
wurden erste Einschätzungen hinsichtlich der 
möglichen Nutzung, der potenziellen Wohn-
einheiten, der nächsten Handlungsschritte 
und zusätzliche Bemerkungen aufgenom-
men. Die zeitliche Perspektive hinsichtlich der 
Umsetzung rundet die Zusammenstellung ab.

Die bezirkliche Potenzialflächendatenbank 
versteht sich als Handlungsleitfaden. Einzel-
vorhaben und Einzelinteressen sowie kurzfris-
tig erforderliche Entscheidungen können mit 
ihren Auswirkungen überprüft und in die lang-
fristige Zielsetzung eingebunden werden. Die 
Verwaltung hat so – eine regelmäßige Über-
prüfung und Fortschreibung vorausgesetzt - 
ein nachhaltiges „Handwerkszeug“.

Für das Wohnungsbauprogramm 2011 
/2012 werden 113 Flächenpotenziale vorge-
legt und in Steckbriefen mit Angaben zu rele-
vanten Daten und Fakten aufbereitet. Diese 
wurden mit den bezirklichen Dienststellen 
abge stimmt. Bei jeder Innenentwicklungs-
maßnahme han delt es sich jedoch letztend-
lich um eine Einzelfallbetrachtung, die ggf. ei-
ner weitergehen den Prüfung bedarf, so dass 
die Bewertung und zeitliche Einordnung der 
im Wohnungsbauprogramm 2011/2012 auf-
geführten Potenziale als nicht abschließend 
angesehen werden darf. Ebenso stellen die 
bilanzierten Wohneinheiten eine auf Erfah-
rungswerten basierte Schätzung dar, die je 
nach Investor und Konzept variieren kann. Die 
Steckbriefe sind im Anhang nach Stadtteilen 
gegliedert zu finden.
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4.4  Bezirkliche Flächenpotenziale  
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Abbildung 39: 
Wohnungsbaupotenzialflächen in den Stadtteilen Rotherbaum und Harvestehude, Darstellung unmassstäblich
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Abbildung 40: 
Wohnungsbaupotenzialflächen in den Stadtteilen Eimsbüttel und Hoheluft-West, Darstellung unmassstäblich
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Abbildung 41: 
Wohnungsbaupotenzialflächen im Stadtteil Lokstedt, Darstellung unmassstäblich

Lokstedt (Urbanisierungszone)
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Abbildung 42: 
Wohnungsbaupotenzialflächen im Stadtteil Stellingen, Darstellung unmassstäblich

Stellingen (Urbanisierungszone)
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Abbildung 43: 
Wohnungsbaupotenzialflächen im Stadtteil Eidelstedt, Darstellung unmassstäblich
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Abbildung 44: 
Wohnungsbaupotenzialflächen im Stadtteil Niendorf, Darstellung unmassstäblich
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Abbildung 45: 
Wohnungsbaupotenzialflächen im Stadtteil Schnelsen, Darstellung unmassstäblich

Schnelsen (Äußere Stadtteile)
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In der Urbanisierungszone können die meis-
ten größeren zusammenhängenden Wohn-
projekte realisiert werden. Darin liegt der 
Trend der Bevölkerungszunahme um 5,7 % in 
der Urbanisierungszone begründet (vgl. Kapi-
tel 2)52. Im bereits dicht besiedelten Kernge-
biet sind wie beschrieben überwiegend 
kleinteilige Flächenpotenziale vorhanden, auf 
denen knapp mehr Wohneinheiten errichtet 
werden können als in der Urbanisierungszone 
(vgl. Abbildung 48). Dies spiegelt sich in den 
durchschnittlich zu errichtenden Wohnungen 
wider. Im mittleren Durchschnitt lassen sich 
20 bis 30 Wohneinheiten pro Potenzialfläche 
im Kerngebiet realisieren. Dagegen können 
durchschnittlich 70 bis 100 Wohneinheiten 
in der Urbanisierungszone entstehen. Die im 
Vergleich ebenfalls eher geringe durchschnitt-
liche Anzahl von 20 bis 40 Wohneinheiten in 
den äußeren Stadtteilen ist in der Bauweise 
begründet. Im Gegensatz zu den dominieren-
den Geschosswohnungsbauten im Kernge-
biet und der Urbanisierungszone sind in den 
äußeren Stadtteilen auch vermehrt Ein- und 
Zweifamilienhäuser sowie Reihenhäuser vor-
handen und teilweise vorgesehen. 

Neben der quantitativen Auswertung sollen 
in diesem Rahmen ebenfalls Aussagen zu 
Rahmenbedingungen und Eigenschaften der 
Potenzialflächen getroffen werden. Um den 
Realisierungshorizont53 zu beurteilen, bedarf 
es der Prüfungen bestimmter Parameter, wie 
bestehendes Planungsrecht für eine Wohn-
bebauung oder ggf. vorhandene Restriktio-
nen. Ferner sollte die Frage der Erschließung 
des Grundstücks bzw. der überbaubaren Flä-
chen geklärt sein.

5.1  Auswertung der Wohnungsbau- 
  potenzialflächen bis einschließlich 2015

Das Eimsbütteler Wohnungsbauprogramm 
2011/2012 zeigt Wohnungsbaupotenzialflä-
chen auf, die tlw. erst ab dem Jahr 2016 für 
eine Projektierung zur Verfügung stehen wer-
den. Ge mäß des Vertrags für Hamburg wer-
den im Wohnungsbauprogramm 2011/2012 
allerdings nur Flächenpotenziale von der Po-
litik beschlossen, für die noch bis einschließ-
lich 2015 (Ende der Legislatur) die Erteilung 
einer Baugenehmigung angenommen wer-
den kann. Aus diesem Grund liegt der Fokus 
der Auswertung zunächst auf den Flächenpo-
tenzialen, die bis 2015 für den Wohnungsbau 
aktiviert werden sollen.

Im Wohnungsbauprogramm 2011/2012 wer-
den 113 Potenzialflächen anhand von Steck-
briefen (siehe Anhang) aufbereitet. Für eine 
Entwicklung bis einschließlich 2015 werden 
davon insgesamt 66 Wohnungsbaupotenzi-
alflächen eingestuft. Auf diesen Flächen kön-
nen durchschnittlich rd. 700 Wohneinheiten 
pro Jahr bis einschließlich 2015 genehmigt 
werden. Bei einer Betrachtung der räumli-
chen Verteilung dieser 66 Wohnungsbau-
potenzialflächen zeigt sich, dass die größte 
Zahl der Flächen im Kerngebiet liegt (vgl. 
Abbildung 46). In diesem Teilraum ist insbe-
sondere eine große Anzahl an kleinteiligen 
Flächenpotenzialen (überwiegend Baulücken) 
vorhanden. Die geringste Anzahl an Flächen 
birgt demnach die Urbanisierungszone.
 
Die Anzahl der Flächen ist jedoch nicht ent-
scheidendes Kriterium für ein hohes Poten-
zial hinsichtlich der weiteren wohnbaulichen 
Entwicklung. Vielmehr entscheidend ist die 
Größe der überbaubaren Flächen. Im Ver-
gleich sticht dabei die Urbanisierungszone 
mit insge samt über 50 % der Flächenanteile 
hervor, bietet damit das größte Potenzial und 
steht somit stark im Fokus der Innenentwick-
lung (vgl. Abbildung 47).

5 Erkenntnisse und Umsetzung
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Abbildung 47: 
Anteil der überbaubaren Flächen pro bezirklichem Teilraum bis 2015

Abbildung 46: 
Anteil der Potenzialflächen pro bezirklichem Teilraum bis 2015

Abbildung 48: 
Anzahl der min. und max. Potenziale in Wohneinheiten bis 2015
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Anteil der überbaubaren Flächen pro bezirklichem Teilraum bis 2015 in % 
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Die Mehrzahl der bis 2015 ausgewiesenen 
Wohnungsbaupotenzialflächen befindet sich 
im privaten Eigentum. Folglich ist auch der 
Anteil der identifizierten Wohneinheiten des 
Wohnungsbauprogramms bis 2015 auf priva-
ten Flächen mit 87 % sehr hoch (vgl. Abbil-
dung 49). Hingegen werden lediglich ca. 1/8 
der potenziellen Wohneinheiten bis 2015 auf 
städtischen Flächen errichtet werden kön-
nen. Die Mobilisierung der privaten Eigen-
tümer wird demzufolge eine zentrale Rolle 
einnehmen. Auf Potenzialflächen bzw. auch 
Flächen anteilen im Eigentum der FHH kön-
nen insgesamt ca. 260 bis 420 Wohnungen 
errichtet werden.

Eine positive Voraussetzung für die Errichtung 
der Wohneinheiten ist bestehendes Planungs-
recht für eine Wohnbauung. Bei rund 2/3 der zu 
bebauenden Wohnungsbaupoten zialflächen 
bis einschließlich 2015 ist dies bereits vorhan-
den (vgl. Abbildung 50). Für das verbleibende 
Drittel der Potenzialflächen wird zu prüfen 
sein, ob Befreiungen vom gel tenden Planungs- 
recht und / oder Abweichungen von den bau-
ordnungsrechtlichen An forderungen erteilt 
werden können. Für den überwiegenden Teil 
davon werden allerdings die planungsrecht-
lichen Grundlagen für eine Wohnbebauung 
neu geschaffen werden müssen. 

In Bezug auf ggf. vorhandene Restriktionen 
(vgl. Kapitel 4) sind die entsprechenden Be-
lange in der weiteren Planung in die Abwägung 
einzustellen. Ggf. entstehende Folgen sind zu 
ermitteln bzw. abzuschätzen und zu bewer-
ten. Häufig können gegebene Restriktionen 
im Planungsverfahren durch z.B. bauliche 
Maßnahmen und/oder Kompensationsmaß-
nahmen bewältigt oder gemindert werden 
(bspw. durch Lärmschutzmaßnahmen). Diese 
Abwägung fließt in die Abschätzung des Rea-
lisierungshorizontes ein.

Insgesamt können 90 % aller Potenzialflächen 
bis 2015 kurz- bis mittelfristig einer Wohnbe-
bauung zugeführt werden. Die übrigen 10 % 
der Flächen stehen mittel- bis langfristig für 
eine Wohnbebauung zur Verfügung (vgl. Ab-
bildung 51).

Im Kerngebiet bestehen die Wohnbaupoten-
ziale häufig in nicht ausgenutztem Planungs-
recht auf eher kleinen Flächen (Baulücken), 
so dass Wohnungen dort überwiegend kurz-
fristig realisiert werden könnten. Hier sind 
auf Grund der oft beengten Nachbarschaft 
v.a. kreative Lösungen für eine Bebauung 
gefragt. In der Urbanisierungszone und tlw. 
auch in den äußeren Stadtteilen gilt es mit-
tel- bis langfristig für die zusammenhängen-
den größeren Flächen neues Planungsrecht 
zu schaffen. 
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5.2  Ausblick –     
  Das zusätzliche Potenzial ab 2016

Das Wohnungsbauprogramm 2011/2012 
nennt neben den jährlich bis 2015 zur Verfü-
gung stehenden Flächen weitere Wohnungs-
baupotenzialflächen, die erst ab 2016 für eine 
Entwicklung zur Verfügung stehen werden, 
deren Entwicklung allerdings in den Jahren 
zuvor begonnen werden sollte. Hiernach 
können ab 2016 mindestens weitere 1.748 
Wohnungen realisiert werden. Im Folgenden 
wird eine kurze Auswertung aller Wohnungs-
baupotenzialflächen ab 2016 angeführt. 

Eine Betrachtung der räumlichen Verteilung 
der ab 2016 zur Verfügung stehenden Woh-
nungsbaupotenzialflächen zeigt, dass die 
größte Anzahl der Flächen in den äußeren 
Stadtteilen liegt (vgl. Abbildung 52). 

Allerdings ist auch hier die Anzahl der Flächen 
nicht entscheidendes Kriterium, sondern die 
Größe der überbaubaren Flächen. Bei einem 
Vergleich der überbaubaren Flächen bietet 
auch hier die Urbanisierungszone mit knapp 
50 % der Flächenanteile ab 2016 ff. das größ-
te Potenzial (vgl. Abbildung 53). 

Die meisten Wohneinheiten können dabei 
in Stellingen und in Schnelsen realisiert wer-
den (vgl. Abbildung 54). In diesen Stadtteilen 
liegt langfristig gesehen das größte Flächen-
potenzial, wie z.B. die Verwertungsflächen für 
die Überdeckelung der BAB 7 in Schnelsen 
sowie das neue Zentrum Stellingen am Sport-
platzring. Allerdings müssen dafür bereits 
jetzt Mobilisierungsschritte eingeleitet wer-
den, wie bspw. die erforderliche Verlagerung 
bestehender Nutzungen und die Schaffung 
neuen Planungsrechts.
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Abbildung 53: 
Anteil der überbaubaren Flächen pro Teilraum nach 2016 ff.

Abbildung 54: 
Anteil der Potenzialflächen pro Stadtteil in Wohneinheiten nach 2016 ff.
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B Kein Planungsrecht vorhanden 
 Sollte das vorhandene Planungsrecht 

keinen Wohnungsbau zulassen, ist die  
Än derung des Planungsrechts entspre-
chend den Möglichkeiten des BauGB 
erforder lich. Im Rahmen von Eigentümer-
gesprächen und städtebaulichen Wettbe-
werben werden die Rahmenbedingun-
gen einer zukünftigen Wohnbebauung 
definiert und durch Bebauungspläne pla-
nungsrechtlich gesichert.

Um die planerischen, zeitlichen, und inhalt-
lichen Belange sowie die Interessen der 
Grund eigentümer in den Planungsprozess zu 
integrieren, bedarf es im Wesentlichen der 
fol genden Handlungsschritte, die als Strate-
gie zur Umsetzung des Wohnungsbaupro-
gramms einzelfallbezogen angewendet wer-
den sollten:

Information: 
Das Wohnungsbauprogramm wird veröffent-
licht. So werden alle potenziellen Bauherren 
erreicht und informiert. Ergänzend hierzu 
können Informationsveranstaltungen oder 
Bro schüren über den Inhalt informieren, um 
das Interesse der Eigentümer bzw. möglicher 
In vestoren zu wecken. Durch die Veröffent-
lichung werden die Flächen in das öffentli-
che In teresse gerückt und es erfolgt auch 
eine direkte Ansprache von Investoren und 
Projekt entwicklern für die Wohnungsbaupo-
tenzialflächen des Bezirks. In abgewandelter 
Form entsprechen die Steckbriefe im Woh-
nungsbauprogramm insofern bereits einem 
Bauland kataster, welches vor allem als Daten-
bank für Architekten, Investoren und Bauwilli-
ge zur Verfügung stehen kann.

5.3  Flächenaktivierung

Im Rahmen des Wohnungsbauprogramms 
kommt der gezielten Aktivierung der be-
nannten Wohnungsbaupotenzialflächen eine 
entscheidende Rolle zu. Während sich städ-
tische Fläche relativ leicht aktivieren lassen, 
sieht dieses bei privaten Flächen anders aus. 
Als besondere Herausforderung stellt sich für 
den Bezirk Eimsbüttel dar, das über 80 % der 
Potenzialflächen im Besitz privater Eigentü-
mer sind. Auf diesen privaten Flächen können 
87 % der gesamten durchschnittlich zu errich-
tenden Wohnungen entstehen. Aus diesem 
Grund ist es unabdingbar eine gezielte Akti-
vierungsstrategie der privaten Eigentümer zu 
verfolgen. 

Die Wohnungsbau-Potenzialflächen lassen 
sich in die zwei Aktivierungskategorien ein-
teilen. Entsprechend dieser beiden Kategori-
en lassen sich gleichermaßen zeitliche Ent-
wicklungsparameter erkennen.

A Planungsrecht vorhanden
 Bei dieser Fallkonstellation ist das Pla-

nungsrecht für Wohnungsbau grundsätz-
lich vorhanden und somit eine Bauantrag-
stellung prinzipiell möglich. In diesem 
Fall muss geprüft werden, was einem 
Bauantrag entgegensteht und wie die 
Fläche ak tiviert werden kann. Es gilt hier-
bei die Rahmenbedingungen und (auch 
planungs rechtlichen und bauordnungs-
rechtlichen) Möglichkeiten der jeweiligen 
Potenzial fläche intensiv zu prüfen. Mit 
dem Grundstückseigentümer(n) sollten 
Beratungs- und Abstimmungsgespräche 
geführt werden und in diesen Informa-
tionen und Hilfe stellungen angeboten 
werden. Ebenso können im Weiteren 
Gespräche mit der Finanzbehörde sowie 
auch mit potenziellen Investoren und 
Projektentwicklern in den Fokus treten.  
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Aktivierende Beratung: 
Die Strategie der aktivierenden Eigentü-
mergespräche oder auch aufsuchenden 
Projekt entwicklung soll eine Hilfestellung 
sein, um einerseits ein Bau- oder Verkaufs-
interesse zu generieren und andererseits 
die Rahmenbedingungen einer potenziellen  
Wohnbebauung zu erörtern. Durch das Auf-
zeigen von Entwicklungsmöglichkeiten z.B. in 
Form von Test entwürfen, best practice-Bei-
spielen können den Eigentümern die Wohn-
baupotenziale und der damit verbundene All-
gemeinnutzen vermittelt werden.

Ergänzend dazu können auch Tipps und Hin-
weise zum geförderten Wohnungsbau gege-
ben werden, die eine Wohnbebauung auch 
finanziell unterstützen können.

Planung:
Für etwa 2/3 der Wohnbaupotenziale besteht 
bereits Planungsrecht, das eine Wohnbe-
bauung ermöglicht. Auf diesen Grundstücken 
wird nach dem obligatorischen Baugenehmi-
gungsverfahren eine zügige Bebauung ange-
strebt. Auf den weiteren Potenzialflächen ist 
in der Regel eine Änderung des Planungs-
rechts erforderlich, um Wohnnutzungen zu 
etablieren. Hier stehen die Möglichkeiten 
des BauGB zur Verfügung, insbesondere der 
Bebauungs plan der Innenentwicklung und 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan. 

Die Potenzialflächen stellen sich in ihrer städ-
tebaulichen Charakteristik und Verfügbarkeit 
sehr unterschiedlich dar. Neben der Nachver-
dichtung in überwiegend bebauten Gebieten 
können auch durch intelligente Nutzungsver-
lagerungen Wohnbauflächen generiert wer-
den, die  bisher zumeist durch stadträumliche 
und zeitliche Abhängigkeiten einge schränkt 
sind. Überdies gibt es Flächen, die bisher 
nicht bebaut waren, weil sie minder- oder un-
genutzt sind. Die vorgeschlagenen Strategien 
sind somit nur ein Handlungs rahmen, der auf 
die jeweiligen Eigentumsverhältnisse und pla-
nerischen Restriktionen ab gestimmt werden 
muss. 

Aus strategischer Sicht ist festzuhalten, 
dass Eimsbüttel seine Herausforderung in 
der auf suchenden Projektentwicklung sieht 
bzw. sehen muss, d.h. die Aktivierung der 
bekannten und planungsrechtlich möglichen 
Potenziale rückt in den Fokus. Dabei gilt es 
einerseits die Grundeigentümer der Potenzi-
alflächen zu aktivieren als auch andererseits 
diese mit Bauwilligen und Investoren zusam-
menzubringen. Die Schaffung von neuem 
Planungsrecht ist insbesondere in Verbindung 
mit öffentlich gefördertem Wohnungsbau zu 
sehen. Außer dem hat neues Planungsrecht 
eine Bedeutung für die Aktivierung von grö-
ßeren Potenzial flächen, auch zur Aktivierung 
von bislang nicht für Wohnungszwecke vor-
gesehenen Ge werbeflächen. Allerdings sind 
hierbei auch zeitliche Schwierigkeiten durch 
umfangreiche Planverfahren absehbar. 

Der Aktivierung in Form von Information und 
Beratung kommt somit insbesondere für die-
se Legislatur wegen der schnelleren Umset-
zungsmöglichkeiten der Potenzial flächen eine 
höhere Bedeutung zu.



66 Wohnungsbauprogramm 2011/2012 Bezirk Eimsbüttel

5.4   Wohnungsbaukonferenz 2011

Um die Aktivierung der potenziellen Wohn-
bauflächen anzuschieben und für das Eims-
bütteler Wohnungsbauprogramm in der Öf-
fentlichkeit bei Investoren zu werben, wurde 
am 21.11.2011 die Eimsbütteler Wohnungs-
baukonferenz 2011 unter dem Titel „Hoch-
wertig, bezahlbar und schnell“ durchgeführt.

Zu diesem Anlass fanden sich über 150 Gäste 
aus der Wohnungswirtschaft, der Politik und 
der Verwaltung sowie Planer und Architek-
ten im Lichthof der Staats- und Universitäts-
bibliothek zusammen. Dr. Torsten Sevecke 
Leiter des Bezirksamtes Eimsbüttel und der 
Erste Bürgermeister der Freien und Hanse-
stadt Hamburg Olaf Scholz eröffneten die 
Eimsbütteler Wohnungsbau konferenz im 
Lichthof der Staats- und Universitätsbiblio-
thek. 

Olaf Scholz (Erster Bürgermeister der Freien 
und Hansestadt Hamburg): „Die bisher vor-
liegenden Zahlen sind ermutigend: Wir haben 
uns vorgenommen, dass pro Jahr der Bau von 
6.000 neuen Wohnungen genehmigt werden 
soll. Mehr als 5.000 Genehmigungen haben 
die Bezirke dem Senat bereits gemeldet, 
davon alleine über 700 in Eimsbüttel. Damit 
kann sich der Bezirk zu Recht als ein Motor 
des „Vertrags für Hamburg“ bezeich nen.“ 

Der Vertrag für Hamburg stellt eine große 
Herausforderung für die Bezirke dar. Vor al-
lem in Eimsbüttel müssen „sehr dicke Bret-
ter gebohrt werden, um die gesteckten Ziele 
zu er reichen“, so der Erste Bürgermeister 
Olaf Scholz in seiner Rede. Denn der Bezirk 
Eims büttel ist im Hamburger Vergleich einer 
der am dichtesten besiedelten Bezirke. Im 
Schnitt ist er mehr als doppelt so dicht be-
baut wie die Gesamtstadt. Gleichzeitig ist 
der Bezirk Eimsbüttel ein überaus nachge-
fragter Wohnstandort mit einer entsprechen-
den Mietpreis entwicklung. Demgegenüber 
verfügt Eimsbüttel einerseits kaum über  

Liegenschaftsflächen und andererseits nur 
über geringe Bestände von öffentlich geför-
dertem Wohnungsbau. 

Dr. Torsten Sevecke (Bezirksamtsleiter Eims-
büttel): „Eimsbüttel als ein überaus nachge-
fragter Wohnstandort ist im Wohnungsbau 
hervorragend aufgestellt. Aufholen müssen 
wir noch bei dem sozialen Wohnungsbau. 
Wegen der geringen Bestände im öffentlich 
geför derten Sozialwohnungsbau und man-
gels größerer Konversions- und Freiflächen 
sind die Möglichkeiten hier begrenzt. Woran 
es uns aber nicht fehlt, das sind Kreativität, 
Fantasie und vor allen Dingen Sportsgeist. 
Mit diesem Paket und Ihrer aller Unterstüt-
zung stellen wir uns jeder Herausforderung 
– und zwar erfolgreich.“ 

Wichtige Grundlange zur Erreichung der 
vereinbarten Wohnungszahlen ist das Eims-
bütteler Wohnungsbauprogramm, welches 
an diesem Abend vorgestellt wurde. Es ent-
hält eine Analyse der wohnungswirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen des Bezirkes 
sowie Leit linien für die Wohnungsbaupolitik 
und die Erläuterung zu den differenzierten 
Erhebungs strategien der Potenzialflächen, 
die in Form von Steckbriefen aufgearbeitet 
wurden. 

Als eine Kernbotschaft ist die herausra-
gende Bedeutung der an das Kerngebiet 
(Rother baum, Harvestehude, Eimsbüttel und 
Hoheluft-West) anschließenden Urbanisie-
rungszone (Stellingen und Lokstedt) für die 
wohnbauliche Entwicklung des Bezirkes zu 
konstatieren. Ferner besteht für die meisten 
identifizierten Potenziale bereits Planungs-
recht. Bei der Um setzung des Wohnungs-
bauprogramms sind also insbesondere die 
privaten Eigentümer und Wohnungsbauun-
ternehmen gefordert. Letztlich liegt die be-
sondere Herausforderung in Eimsbüttel in der 
Schaffung und Siche rung von bezahlbarem 
Wohnraum für die verschiedenen Bevölke-
rungsgruppen. 
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Wohnungsbaus in Eimsbüttel diskutiert. 
Im Gespräch waren: 
•	 Michael Sachs (Wohnungsbaukoordinator 

und Staatsrat, Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt, Hamburg), 

•	 Sun Jensch (BFW Landesverband Nord 
e.V., Hamburg), 

•	 Peter Jorzick (Hamburg Team Gesell-
schaft für Projektentwicklung mbH, Ham-
burg), 

•	 Klaus Weise (Vorstand Wohnungsgenos-
senschaft von 1904 e.G., Hamburg), 

•	 Ralf Sommer (Vorstandsvorsitzender 
Wohnungsbaukreditanstalt, Hamburg), 

•	 Georg Reisner (Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, München), 

•	 Birgit Fuhlendorf (Dezernentin für Wirt-
schaft, Bauen und Umwelt, Bezirksamt 
Eims büttel), 

•	 Frank Döblitz (Vorsitzender Stadtpla-
nungsausschuss, Bezirksversammlung 
Eims büttel).

Im weiteren Verlauf der Fachtagung wurde 
der Blick nach München gerichtet. Herr Georg 
Reisner vom Referat für Stadtplanung und  
Bodenordnung der Landeshauptstadt Mün-
chen stellte das wohnungspolitische Hand-
lungsprogramm „Wohnen in München“ und 
den Mün cheer Weg „Sozialgerechte Boden-
nutzung“ vor. 

Die derzeitige Situation der Wohnungsbauför-
derung und -bedingungen wurden von dem 
Vorstandsvorsitzenden der Wohnungsbau-
kreditanstalt, Herrn Ralf Sommer, dargelegt. 
Hier standen insbesondere die Vorstellung 
des neu eingerichteten Zweiten Förderwe-
ges und die Veranschaulichung der damit 
eröffneten Chancen im Vordergrund. Anhand 
von Beispielrechnungen wurde auch die Ren-
tabilität diesen neuen Instruments aufgezeigt.

Unter dem Motto „Hochwertig, bezahl-
bar und schnell – Herausforderungen im 
Wohnungs bau“ wurde anschließend unter 
der Moderation von Anette Reiners vom 
NDR 90,3 zu Strategien für die Realisie-
rung eines qualitätsvollen und bezahlbaren 

	  
Abbildung 55: 
Podiumsdiskussion der Eimsbütteler Wohnungsbaukonferenz 201155
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Zudem war das Plenum aufgerufen, zur 
Diskussion bzw. weiteren Wohnungs bau-
entwick lung in Eimsbüttel Fragen zu stellen. 
Diese warfen u.a. folgende Themen auf:
•	 Wie kann man sozialen Wohnungsbau auf 

privaten Flächen durchsetzen/realisieren?
•	 Könnte auch der Ankauf von Wohnungs-

bindungsrechten ein ergänzendes Instru-
ment sein?

•	 Wie wird Planungsrecht geschaffen? 
Wer überzeugt private Eigentümer, ihre 
Grundstücke zu veräußern? Ein Investor 
oder der Bezirk? Wer spricht mit den Ei-
gentümern?

•	 Kann man die Wohnungsbauförderung 
nicht Bierdeckel-gerecht konzipieren?

•	 Benötigt mehr Verdichtung nicht eine Ver-
kehrsinfrastruktur, die nicht auf das Auto 
setzt: Radwege, Stadtbahn, Stellplätze 
für Fahrräder, Car-Sharing-Angebote? 
 
Die Inputstatements, die eingebrachten 
Fragestellungen und Diskussionsbeiträge 
der Teilnehmer werden ausgewertet und 
sollen in die weitere Wohnungsbauent-
wicklung bzw. in die Fortschreibung des 
Wohnungsbauprogramms einfließen. Die 
Wohnungsbaukonfe renz wird insgesamt 
in einer Broschüre dokumentiert.

5.5  Schaffung von gefördertem    
  Wohnungsbau

Allgemeine Ausgangslage
Im Vertrag für Hamburg wurde das Ziel formu-
liert, in Projekten im Geschosswohnungsbau 
einen Anteil von 30 % öffentlich geförderten 
Mietwohnungen (1. und 2. Förderweg) für 
Haushalte mit mittlerem und geringem Ein-
kommen zu erreichen. Die Umsetzung wird 
auch bei Verfahren, die in der Federführung 
der BSU liegen (sog. Senatspläne) erwartet.

Der räumliche Schwerpunkt für die Schaf-
fung von preiswertem Wohnraum soll dabei 
auch  auf die nachgefragten innerstädtischen 
Wohnlagen gelegt werden.

In den Wohnungsbauprogrammen soll jeder 
Bezirk für die jeweiligen Standorte die Ziele 
des Bezirks vor dem Hintergrund einer Ge-
samtschau über den Bezirk formulieren und 
ver suchen umzusetzen. Hierbei kommt es 
auf den jeweiligen Einzelfall an. Demnach 
können in bestimmten Bereichen 50 % bis 
100 % geförderte Wohnungen errichtet und 
im Umkehrschluss könnte in anderen Quar-
tieren ganz auf geförderten Wohnungsbau 
verzichtet werden. Die Summe je Bezirk darf 
jedoch die im Vertrag für Hamburg festgeleg-
ten 30 % öffentlich geförderte Wohnungen 
nicht unter schreiten.

Die Realisierung von 30% geförderten Miet-
wohnungsbau im Geschosswohnungsbau ist 
ein politisch erstrebenswertes Ziel, jedoch in 
der Praxis oft schwer beeinflussbar. Die Be-
zirke sind bei der Umsetzung grundsätzlich 
auf die Bereitschaft der Bauträger angewie-
sen, da sich viele der potenziellen Wohn-
bauflächen im privaten Eigentum befinden. 
Insbeson dere im Bezirk Eimsbüttel, welcher 
über keine nennenswerten Liegenschafts-
grundstücke verfügt, können ohne eine kon-
sequente Nutzung der Liegenschaftsflächen 
für geförderten Wohnungsbau kaum woh-
nungspolitische Akzente gesetzt werden.  
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Handhabung im Bezirk Eimsbüttel
Im Bezirk Eimsbüttel ist der Bestand an So-
zialwohnungen im Vergleich mit anderen Be-
zirken als gering einzustufen. Insbesondere 
das Kerngebiet weist nur einen sehr ge ringen 
Bestand an Sozialwohnungen (knapp 12 % 
der bestehenden Sozialwohnungen im Be-
zirk) auf. Hinzu kommt, dass seit 2010 im-
mer mehr Sozialwohnungen aus der Bindung 
laufen und bis zum Jahr 2016 weitere 2.700 
Wohnungen im gesamten Bezirk die Bindung 
ver lieren werden. Auf die im Kapitel 2 darge-
legten Inhalte sowie die daraus resultierende 
Bedeutung des Themas „Schaffung von ge-
fördertem Wohnungsbau“ im Bezirk Eims-
büttel auch vor dem Hintergrund der unter 
Kapitel 3 aufgeführten Leitlinie zum sozialen 
Woh nungsbau wird verwiesen.

Aus diesem Grund verpflichtet sich der Be-
zirk Eimsbüttel dem verstärkten Neubau von 
öffentlich gefördertem Wohnungsbau und 
möchte vor allem auch in den stark nachge-
fragten Wohnlagen Eimsbüttels preiswerten 
Wohnraum – trotz der begrenzten Möglich-
keiten zur Umsetzung dieses wohnungspoli-
tischen Ziels – schaffen. 

Als Handlungsschwerpunkte zur Erreichung 
der genannten Ziele im Segment öffentlich 
geförderter Wohnungsbau für Eimsbüttel 
wurden drei Fall-Konstellationen identifiziert:
•	 Wohnungsbau auf stadteigenen Liegen-

schaftsflächen
•	 Wohnungsbau auf privaten Grundstücken,  

Möglichkeiten im Rahmen neu aufzustel-
lender Bebauungspläne

•	 Möglichkeiten im Rahmen sich bereits im 
Verfahren befindlicher Bebauungspläne.

Dabei kommt dem ersten Punkt (Liegen-
schaftsflächen) eine besondere Bedeutung 
zu, da die Steuerung des Anteils öffentlich ge-
förderter Wohnungen hierbei direkt über die 
Ver gabe gesteuert werden kann. Aufgrund 
der wenigen Liegenschaftsflächen im Bezirk  
sollte für diese Flächen angestrebt werden, 
einen maximal möglichen Anteil an öffentlich 
geför derten Wohnungen zu verlangen und in 
das Vergabeverfahren einzuspeisen.

Ähnlich soll bei den neu aufzustellenden 
Bebauungsplänen verfahren werden. Auch 
bei diesen ist eine Einflussnahme frühzeitig 
möglich und die Entwicklung der potenziellen 
Wohnbaufläche an einen möglichst hohen 
Anteil an öffentlich geförderten Wohnungen 
zu knüpfen und im Rahmen von städtebauli-
chen Verträgen zu sichern. Es sollte das Ziel 
sein, auf diesen Flächen mehr als den gemäß 
Vertrag für Hamburg geforderten Anteil zu 
erreichen. Im Umgang mit Bauwilligen und 
Grundeigentümer wie auch mit potenziellen 
Käufern und Verkäufern sollte daher frühzeitig 
und transparent eine Einigung über die An-
zahl der öffentlich geförderten Wohnungen 
erreicht werden.

Bei bereits im Verfahren befindlichen Bebau-
ungsplänen ist es vom jeweiligen Einzelfall 
abhängig inwieweit das Ziel gemäß Vertrag 
für Hamburg sowie insbesondere darüber 
hinaus erreicht und umgesetzt werden kann.  
Hierzu sollte zu jedem Bebauungsplan das 
Gespräch mit dem jeweiligen Investor ge-
sucht werden. 

Der Bezirk Eimsbüttel fühlt sich dem verstärk-
ten Neubau von öffentlich gefördertem Woh-
nungsbau verpflichtet und strebt daher die 
Realisierung und insbesondere die Siche rung 
von geförderten Wohnungen bei der Umset-
zung des Wohnungsbauprogramms an.
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Übersicht Wohnungsbaupotentialflächen6
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2012 2013 2014 2015 2016 
ff.

 

Rotherbaum

Rotherbaum 1.26 Grindelhof 87 25 25 25 nein Planungsrecht vorhanden; Eigentümer beraten 25

Rotherbaum 1.30 Durchschnitt 27, 29 / An der Verbindungsbahn 80 80 80 nein Planungsrecht z.T. vorhanden; Bauvorbescheid für 30 WE und 68 Studentenwohnungen liegt vor 
(2010); Eigentümer kontaktieren

80

Rotherbaum 1.32 Bundesstraße 36 35 35 35 nein Planungsrecht vorhanden (Achtung: planungsrechtliche Vorgabe: Kerngebiet); prüfen: Erhalt Tankstel-
le oder Verfügbarkeit Tankstellengrundstück

35

Harvestehude

Harvestehude 2.18 Kaiser-Friedrich-Ufer nördl. von 28 30 30 30 nein Genehmigung gemäß § 34 BauGB 30

Eimsbüttel

Eimsbüttel 3.1 Eckbebauung Heinrichstraße / Nagels Allee / Eimsbütteler 
Chaussee

20 20 20 nein Planungsrecht i.W. vorhanden (Achtung: Planungsrechtliche Ausweisung: Geschäftsgebiet); ein 
Vorbescheid für ein mehrgeschossiges Wohn- und Geschäftshaus ist nicht in Anspruch genommen 
worden; Eigentümer aktivieren; Befreiungen über Vorbescheid klären

20

Eimsbüttel 3.3 Eppendorfer Weg 131, Alardusstraße 18 40 40 40 nein Bebauungsplan-Verfahren abschließen (Vorweggenehmigungsreife liegt vor), Vorhabenträger + Archi-
tekt bereiten bereits konkret Umnutzung vor

40

Eimsbüttel 3.7 Eimsbütteler Marktplatz 8-16, Spengelweg 2-4, Faberstra-
ße 2-28, Lappenbergsallee 1-21

100 100 100 nein für Nachverdichtung wird B-Plan-Aufstellung erforderlich; Abstimmungsgespräche mit den Baugenos-
senschaften laufen bereits; die geplanten Maßnahmen beinhalten Neubau, Aufstockung und bauliche 
Verbindung vorhandener Gebäude unter Eingriff in die vorhandene Bausubstanz (Grundrissumgestal-
tung)

100

Eimsbüttel 3.29a Kieler Straße 188 25 25 25 nein SAGA hat Interesse an einer Bebauung und war bereits zu ersten Gesprächen bei SL; Vorstellung: be-
stehendes Gebäude soll abgerissen werden, neue Bebauung (Schallschutzriegel) parallel zur Straße, 
Park im rückwärtigen Bereich neu herstellen; nach Meinung von WBZ kann eine Befreiung für dieses 
Konzept erteilt werden; Vorbescheidsverfahren

25

Eimsbüttel 3.29b Kieler Straße 204 30 30 30 nein SAGA hat Interesse an einer Bebauung und war bereits zu ersten Gesprächen bei SL; Vorstellung: 
Feuerwehr bleibt bestehen, neue Bebauung (Schallschutzriegel) parallel zur Straße, Kita integrieren; 
nach Meinung von WBZ kann eine Befreiung hierfür erteilt werden; Zufahrten Feuerwehr und Tiefga-
rage müssen berücksichtigt werden; Vorbescheidsverfahren

30

Eimsbüttel 3.34a Eimsbütteler Marktplatz, zw. Nr. 13 und 31 20 20 20 nein im Bereich Eimsbütteler Marktplatz zz. kein Wohnungsbaupotenzial, Baumerhalt hat Priorität, erst 
nach Abgang des Baumes als Wohnungsbaupotenzial denkbar; Bereich Eduardstraße: Planungsrecht 
nicht vorhanden, aber Befreiung ggf. möglich, Vorbescheidsverfahren nach § 63 HBauO für ein Mehr-
familienhaus mit 26 WE und TG läuft zz.

20

Eimsbüttel 3.74 Tiedemannstraße 1-5 25 25 25 nein beide Flurstücke gehören demselben Eigentümer, dieser hat Interesse an einer Bebauung vorerst des 
Flurstückes 1661 bekundet, es haben erste Gespräche mit dem Architekten stattgefunden. Anmer-
kung: beide Flurstücke können getrennt voneinander entwickelt werden; Achtung: planungsrechtliche 
Vorgabe: gemischte Nutzungen; Eigentümer beraten, Vorbescheidsantrag - Klärung hinsichtlich der 
MI Ausweisung (da der Eigentümer beide Flurstücke hält, ist eine 70 % Wohnbebauung auf d. Flst. 
1661 und in Teilen 1659 und 30% Gewerbe auf dem Flst. 1659 realisierbar)

25

Eimsbüttel 3.96 Emilienstraße 70 25 25 25 ? ehemaliger Eimsbütteler Grünzug; FNP: Grünfläche, aber Lapro: Milieu Verdichteter Stadtraum, 
planungsrechtlich ebenfalls nicht als Grünfläche gesichert; Fläche ist zudem auf allen Seiten von Be-
bauung umschlossen; Bebauung jedoch nur im Zusammenhang mit Grundrissumgestaltung Gebäude 
Emilienstraße 70 möglich (derselbe Eigentümer); Eigentümergespräche; prüfen: Befreiung möglich?

25

Eimsbüttel 3.126 Eimsbütteler Chaussee 39 - 47 30 30 30 nein Planungsrecht vorhanden (Vorweggenehmigungsreife); Vorbescheid für 33 WE (Stadthäuser u. Ge-
schoßwohnungsbau) ist abgelaufen, neuer Vorbescheidsantrag

30

Hoheluft-West

Hoheluft-West 4.1 Hoheluftchaussee 13-85, Bismarckstraße 128-136, Molt-
kestraße 1-57, Eppendorfer Weg 192-200

100 100 100 nein Vorweggenehmigungsreife; Realisierungschance abhängig von den jeweiligen Eigen tümerinteressen; 
Eigentümergespräche; prüfen, ob rückwärtige Bebauung grundstücksübergreifend möglich ist

15 15 15 15 40
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Rotherbaum

Rotherbaum 1.26 Grindelhof 87 25 25 25 nein Planungsrecht vorhanden; Eigentümer beraten 25

Rotherbaum 1.30 Durchschnitt 27, 29 / An der Verbindungsbahn 80 80 80 nein Planungsrecht z.T. vorhanden; Bauvorbescheid für 30 WE und 68 Studentenwohnungen liegt vor 
(2010); Eigentümer kontaktieren

80

Rotherbaum 1.32 Bundesstraße 36 35 35 35 nein Planungsrecht vorhanden (Achtung: planungsrechtliche Vorgabe: Kerngebiet); prüfen: Erhalt Tankstel-
le oder Verfügbarkeit Tankstellengrundstück

35

Harvestehude

Harvestehude 2.18 Kaiser-Friedrich-Ufer nördl. von 28 30 30 30 nein Genehmigung gemäß § 34 BauGB 30

Eimsbüttel

Eimsbüttel 3.1 Eckbebauung Heinrichstraße / Nagels Allee / Eimsbütteler 
Chaussee

20 20 20 nein Planungsrecht i.W. vorhanden (Achtung: Planungsrechtliche Ausweisung: Geschäftsgebiet); ein 
Vorbescheid für ein mehrgeschossiges Wohn- und Geschäftshaus ist nicht in Anspruch genommen 
worden; Eigentümer aktivieren; Befreiungen über Vorbescheid klären

20

Eimsbüttel 3.3 Eppendorfer Weg 131, Alardusstraße 18 40 40 40 nein Bebauungsplan-Verfahren abschließen (Vorweggenehmigungsreife liegt vor), Vorhabenträger + Archi-
tekt bereiten bereits konkret Umnutzung vor

40

Eimsbüttel 3.7 Eimsbütteler Marktplatz 8-16, Spengelweg 2-4, Faberstra-
ße 2-28, Lappenbergsallee 1-21

100 100 100 nein für Nachverdichtung wird B-Plan-Aufstellung erforderlich; Abstimmungsgespräche mit den Baugenos-
senschaften laufen bereits; die geplanten Maßnahmen beinhalten Neubau, Aufstockung und bauliche 
Verbindung vorhandener Gebäude unter Eingriff in die vorhandene Bausubstanz (Grundrissumgestal-
tung)

100

Eimsbüttel 3.29a Kieler Straße 188 25 25 25 nein SAGA hat Interesse an einer Bebauung und war bereits zu ersten Gesprächen bei SL; Vorstellung: be-
stehendes Gebäude soll abgerissen werden, neue Bebauung (Schallschutzriegel) parallel zur Straße, 
Park im rückwärtigen Bereich neu herstellen; nach Meinung von WBZ kann eine Befreiung für dieses 
Konzept erteilt werden; Vorbescheidsverfahren

25

Eimsbüttel 3.29b Kieler Straße 204 30 30 30 nein SAGA hat Interesse an einer Bebauung und war bereits zu ersten Gesprächen bei SL; Vorstellung: 
Feuerwehr bleibt bestehen, neue Bebauung (Schallschutzriegel) parallel zur Straße, Kita integrieren; 
nach Meinung von WBZ kann eine Befreiung hierfür erteilt werden; Zufahrten Feuerwehr und Tiefga-
rage müssen berücksichtigt werden; Vorbescheidsverfahren

30

Eimsbüttel 3.34a Eimsbütteler Marktplatz, zw. Nr. 13 und 31 20 20 20 nein im Bereich Eimsbütteler Marktplatz zz. kein Wohnungsbaupotenzial, Baumerhalt hat Priorität, erst 
nach Abgang des Baumes als Wohnungsbaupotenzial denkbar; Bereich Eduardstraße: Planungsrecht 
nicht vorhanden, aber Befreiung ggf. möglich, Vorbescheidsverfahren nach § 63 HBauO für ein Mehr-
familienhaus mit 26 WE und TG läuft zz.

20

Eimsbüttel 3.74 Tiedemannstraße 1-5 25 25 25 nein beide Flurstücke gehören demselben Eigentümer, dieser hat Interesse an einer Bebauung vorerst des 
Flurstückes 1661 bekundet, es haben erste Gespräche mit dem Architekten stattgefunden. Anmer-
kung: beide Flurstücke können getrennt voneinander entwickelt werden; Achtung: planungsrechtliche 
Vorgabe: gemischte Nutzungen; Eigentümer beraten, Vorbescheidsantrag - Klärung hinsichtlich der 
MI Ausweisung (da der Eigentümer beide Flurstücke hält, ist eine 70 % Wohnbebauung auf d. Flst. 
1661 und in Teilen 1659 und 30% Gewerbe auf dem Flst. 1659 realisierbar)

25

Eimsbüttel 3.96 Emilienstraße 70 25 25 25 ? ehemaliger Eimsbütteler Grünzug; FNP: Grünfläche, aber Lapro: Milieu Verdichteter Stadtraum, 
planungsrechtlich ebenfalls nicht als Grünfläche gesichert; Fläche ist zudem auf allen Seiten von Be-
bauung umschlossen; Bebauung jedoch nur im Zusammenhang mit Grundrissumgestaltung Gebäude 
Emilienstraße 70 möglich (derselbe Eigentümer); Eigentümergespräche; prüfen: Befreiung möglich?

25

Eimsbüttel 3.126 Eimsbütteler Chaussee 39 - 47 30 30 30 nein Planungsrecht vorhanden (Vorweggenehmigungsreife); Vorbescheid für 33 WE (Stadthäuser u. Ge-
schoßwohnungsbau) ist abgelaufen, neuer Vorbescheidsantrag

30

Hoheluft-West

Hoheluft-West 4.1 Hoheluftchaussee 13-85, Bismarckstraße 128-136, Molt-
kestraße 1-57, Eppendorfer Weg 192-200

100 100 100 nein Vorweggenehmigungsreife; Realisierungschance abhängig von den jeweiligen Eigen tümerinteressen; 
Eigentümergespräche; prüfen, ob rückwärtige Bebauung grundstücksübergreifend möglich ist

15 15 15 15 40
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Hoheluft-West 4.3 Gärtnerstraße 67 / 67a 20 20 20 ? SAGA-Objekt, Areal langfristig vermietet; Klärung Verwertungsmöglichkeiten; Planungsrecht ändern? 20

Hoheluft-West 4.32 Hoheluftchaussee 155-167 / Troplowitzstraße 30 30 30 ? prüfen: Befreiung möglich oder Planungsrecht ändern?; Eigentümergespräche (Verlagerungsbereit-
schaft prüfen und ggf. unterstützen)

30

Lokstedt

Lokstedt 5.3a Stresemannallee 38-52 20 20 20 nein Planungsrecht ist vorhanden; für das Flst. 2572 läuft zz. ein Vorbescheidsverfahren nach § 63 HBauO 
für die Errichtung von zwei Mehrfamilienhäusern mit Tiefgarage; Ansprache der Eigentümer (Teil-
eigentum)

20

Lokstedt 5.6 Süderfeldstraße 24-26 250 250 250 ja 2010 wurde ein städtebaulicher Wettbewerb zur Bebauung der Fläche durchgeführt; für das Flst-1353 
läuft zz. das Vorbescheidsverfahren gem. § 63 HBauO für die Errichtung von zwei Stadthäusern und 
einem Zweifamilienhaus (6+5+2 WE); Bodensanierung; Bebauungsplanverfahren

150 100

Lokstedt 5.7g Vogt-Wells-Straße 6-20, Kollaustraße 7-13, Stapelstraße 
22, 24

25 25 25 nein Planungsrecht vorhanden (Vorweggenehmigungsreife); für das Flst. 516 läuft zz. ein Vorbescheidsver-
fahren gem. § 63 HBauO für die Errichtung eines Wohn- und Gewerbegebäudes mit TG (III+DG)

25

Lokstedt 5.8 Julius-Vosseler-Straße 2, Spritzenweg 5 und 14, Behr-
mannplatz 3

135 135 135 ja Architektenwettbewerb hat im Sommer 2010 stattgefunden; DRK ist zz. auf der Suche nach einem 
Investor und einem neuen Standort für die derzeit vorhandenen Nutzungen; auf Grund Umsetzung 
BV-Beschluss ist Beschluss zur ÖPD bislang im Stapla vertagt worden; Verlagerungsmöglichkeiten 
THW werden zz. vom Bezirk geprüft; Fläche eignet sich für eine Bebauung durch SAGA GWG; B-Plan 
weiterführen (nächster Schritt: ÖPD)

135

Lokstedt 5.9 Feldhoopstücken, zwischen Nr. 45a und 47a 40 40 10 30 ja die Bezirksversammlung hat mehrheitlich zur Herstellung der Erschließung der Fläche die Öffnung 
der Straße Feldhoopstücken zur Kollaustraße gefordert; die von der Bezirks- 
versammlung geforderte Verkehrsanbindung wird erneut an die Senatsbehörden herangetragen

40

Lokstedt 5.25 Julius-Vosseler-Straße 98 50 50 50 nein Planungsrecht zwar nur z.T. vorhanden, aber Baugenehmigungsverfahren nach § 62 HBauO für den 
Neubau eines Lebensmittelmarktes sowie der Errichtung von 39 Studentenappartements und zwei 
Wohngebäuden mit insgesamt 28 WE läuft derzeit; Baugenehmigung erteilen

50

Lokstedt 5.36 Lokstedter Höhe, Julius-Vosseler-Straße (rückwärtig 
Lokstedter Höhe 9 und Julius-Vosseler-Straße 76-80)

40 40 40 nein von der FB als Angebotsfläche geführt, Flächenstatus: disponiert, Vergabeform: Verkauf, Verfügbar-
keit: sofort; Fläche ist im Rahmen des Ideenträgerwettbewerbes überplant worden; erste Gespräche 
mit SL und weiteren Behörden wurden bereits geführt und Konzept/Entwurf gemäß der Gespräche 
überarbeitet; weitere Abstimmungsgespräche erforderlich; Anhandgabe; Änderung Planungsrecht

40

Lokstedt 5.38 Julius-Vosseler-Straße 106 / 108 100 100 100 ja Flst. 1909+2262: bei der FB als Angebotsfläche mit folgendem Hinweis geführt: Grundstück ist mit 
einem Wohnhaus bebaut (2 Mietparteien), in Verwaltung der SAGA, Erwerber muss Gebäude räumen 
lassen, da kein öffentliches Interesse zur Räumung besteht, SAGA hilft bei Ersatzwohnraum; Verga-
beform: Verkauf, Verfügbarkeit: binnen 1 Jahr; Verlagerung Kleingärten prüfen; B-Plan-Änderung

100

Stellingen

Stellingen 6.2 Spannskamp, Högenstraße 200 200 200 ja Verwertungsfläche Deckel A7 (Fertigstellung Ende 2015 / Anfang 2016 geplant); von der FB als Po-
tenzialfläche geführt. Bebauungsplanverfahren abschließen; parallel Konzeptausschreibung vorberei-
ten und durchführen; Kündigung Kleingartenparzellen, Verlagerung Kleingärten

200

Stellingen 6.3a Sportplatzring 36 / Basselweg 150 100 50 150 ja Verlagerung der Sportplätze und damit Möglichkeit der Neubebauung der Fläche steht in Abhängig-
keit zur Verlagerung der Informatik (geplant für 2014); Sportplätze verlagern (Bereich B-Plan Stellingen 
61); Wettbewerb; städtebauliches Konzept; Planungsrecht ändern

150

Stellingen 6.3b Kieler Straße 416a + 424, Sportplatzring 47 25 25 25 nein Baugenehmigungsverfahren für 30 WE läuft derzeit 25

Stellingen 6.4f Schmalenbrook 35 35 35 ? Realisierungschance abhängig vom Eigentümerinteresse; Ersatz für Garagen erforderlich (Quartiers-
garage); Eigentümergespräche; prüfen: Befreiung möglich?

35

Stellingen 6.5 Spannskamp 100 100 20 80 ja Gespräche mit den Eigentümern; Planungsrecht ändern 100

Stellingen 6.15 Kieler Straße 550a-h und 560 20 20 20 ? Verschiedene Varianten und zeitliche Abfolgen der Nachverdichtung möglich und denkbar (Neubebau-
ung, Abriss/Neubau, Aufstockung), jeweils auch einzeln realisierbar; Realisierungschance insgesamt 
abhängig vom Eigentümerinteresse und ggf. bestehender Miet-/Pachtverträge; Ersatz für ggf. 
entfallende Stellplätze/Garagen schaffen; Eigentümer gespräche; Laufzeit Miet-/Pachtverträge prüfen; 
prüfen: Befreiung möglich?

20
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Hoheluft-West 4.3 Gärtnerstraße 67 / 67a 20 20 20 ? SAGA-Objekt, Areal langfristig vermietet; Klärung Verwertungsmöglichkeiten; Planungsrecht ändern? 20

Hoheluft-West 4.32 Hoheluftchaussee 155-167 / Troplowitzstraße 30 30 30 ? prüfen: Befreiung möglich oder Planungsrecht ändern?; Eigentümergespräche (Verlagerungsbereit-
schaft prüfen und ggf. unterstützen)

30

Lokstedt

Lokstedt 5.3a Stresemannallee 38-52 20 20 20 nein Planungsrecht ist vorhanden; für das Flst. 2572 läuft zz. ein Vorbescheidsverfahren nach § 63 HBauO 
für die Errichtung von zwei Mehrfamilienhäusern mit Tiefgarage; Ansprache der Eigentümer (Teil-
eigentum)

20

Lokstedt 5.6 Süderfeldstraße 24-26 250 250 250 ja 2010 wurde ein städtebaulicher Wettbewerb zur Bebauung der Fläche durchgeführt; für das Flst-1353 
läuft zz. das Vorbescheidsverfahren gem. § 63 HBauO für die Errichtung von zwei Stadthäusern und 
einem Zweifamilienhaus (6+5+2 WE); Bodensanierung; Bebauungsplanverfahren

150 100

Lokstedt 5.7g Vogt-Wells-Straße 6-20, Kollaustraße 7-13, Stapelstraße 
22, 24

25 25 25 nein Planungsrecht vorhanden (Vorweggenehmigungsreife); für das Flst. 516 läuft zz. ein Vorbescheidsver-
fahren gem. § 63 HBauO für die Errichtung eines Wohn- und Gewerbegebäudes mit TG (III+DG)

25

Lokstedt 5.8 Julius-Vosseler-Straße 2, Spritzenweg 5 und 14, Behr-
mannplatz 3

135 135 135 ja Architektenwettbewerb hat im Sommer 2010 stattgefunden; DRK ist zz. auf der Suche nach einem 
Investor und einem neuen Standort für die derzeit vorhandenen Nutzungen; auf Grund Umsetzung 
BV-Beschluss ist Beschluss zur ÖPD bislang im Stapla vertagt worden; Verlagerungsmöglichkeiten 
THW werden zz. vom Bezirk geprüft; Fläche eignet sich für eine Bebauung durch SAGA GWG; B-Plan 
weiterführen (nächster Schritt: ÖPD)

135

Lokstedt 5.9 Feldhoopstücken, zwischen Nr. 45a und 47a 40 40 10 30 ja die Bezirksversammlung hat mehrheitlich zur Herstellung der Erschließung der Fläche die Öffnung 
der Straße Feldhoopstücken zur Kollaustraße gefordert; die von der Bezirks- 
versammlung geforderte Verkehrsanbindung wird erneut an die Senatsbehörden herangetragen

40

Lokstedt 5.25 Julius-Vosseler-Straße 98 50 50 50 nein Planungsrecht zwar nur z.T. vorhanden, aber Baugenehmigungsverfahren nach § 62 HBauO für den 
Neubau eines Lebensmittelmarktes sowie der Errichtung von 39 Studentenappartements und zwei 
Wohngebäuden mit insgesamt 28 WE läuft derzeit; Baugenehmigung erteilen

50

Lokstedt 5.36 Lokstedter Höhe, Julius-Vosseler-Straße (rückwärtig 
Lokstedter Höhe 9 und Julius-Vosseler-Straße 76-80)

40 40 40 nein von der FB als Angebotsfläche geführt, Flächenstatus: disponiert, Vergabeform: Verkauf, Verfügbar-
keit: sofort; Fläche ist im Rahmen des Ideenträgerwettbewerbes überplant worden; erste Gespräche 
mit SL und weiteren Behörden wurden bereits geführt und Konzept/Entwurf gemäß der Gespräche 
überarbeitet; weitere Abstimmungsgespräche erforderlich; Anhandgabe; Änderung Planungsrecht

40

Lokstedt 5.38 Julius-Vosseler-Straße 106 / 108 100 100 100 ja Flst. 1909+2262: bei der FB als Angebotsfläche mit folgendem Hinweis geführt: Grundstück ist mit 
einem Wohnhaus bebaut (2 Mietparteien), in Verwaltung der SAGA, Erwerber muss Gebäude räumen 
lassen, da kein öffentliches Interesse zur Räumung besteht, SAGA hilft bei Ersatzwohnraum; Verga-
beform: Verkauf, Verfügbarkeit: binnen 1 Jahr; Verlagerung Kleingärten prüfen; B-Plan-Änderung

100

Stellingen

Stellingen 6.2 Spannskamp, Högenstraße 200 200 200 ja Verwertungsfläche Deckel A7 (Fertigstellung Ende 2015 / Anfang 2016 geplant); von der FB als Po-
tenzialfläche geführt. Bebauungsplanverfahren abschließen; parallel Konzeptausschreibung vorberei-
ten und durchführen; Kündigung Kleingartenparzellen, Verlagerung Kleingärten

200

Stellingen 6.3a Sportplatzring 36 / Basselweg 150 100 50 150 ja Verlagerung der Sportplätze und damit Möglichkeit der Neubebauung der Fläche steht in Abhängig-
keit zur Verlagerung der Informatik (geplant für 2014); Sportplätze verlagern (Bereich B-Plan Stellingen 
61); Wettbewerb; städtebauliches Konzept; Planungsrecht ändern

150

Stellingen 6.3b Kieler Straße 416a + 424, Sportplatzring 47 25 25 25 nein Baugenehmigungsverfahren für 30 WE läuft derzeit 25

Stellingen 6.4f Schmalenbrook 35 35 35 ? Realisierungschance abhängig vom Eigentümerinteresse; Ersatz für Garagen erforderlich (Quartiers-
garage); Eigentümergespräche; prüfen: Befreiung möglich?

35

Stellingen 6.5 Spannskamp 100 100 20 80 ja Gespräche mit den Eigentümern; Planungsrecht ändern 100

Stellingen 6.15 Kieler Straße 550a-h und 560 20 20 20 ? Verschiedene Varianten und zeitliche Abfolgen der Nachverdichtung möglich und denkbar (Neubebau-
ung, Abriss/Neubau, Aufstockung), jeweils auch einzeln realisierbar; Realisierungschance insgesamt 
abhängig vom Eigentümerinteresse und ggf. bestehender Miet-/Pachtverträge; Ersatz für ggf. 
entfallende Stellplätze/Garagen schaffen; Eigentümer gespräche; Laufzeit Miet-/Pachtverträge prüfen; 
prüfen: Befreiung möglich?

20
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Stellingen 6.23 Kieler Straße 407-415, Melanchthonstraße 8+10, 
Volksparkstraße 7-19, Molkenbuhrstraße 14-22

100 100 100 ja verschiedene Varianten und zeitliche Abfolgen der Nachverdichtung möglich und denkbar (Neubebau-
ung, Abriss/Neubau, Aufstockung), jeweils auch einzeln realisierbar; Realisierungschance insgesamt 
abhängig von den Eigentümerinteressen und der Abstimmung der Eigentümer sowie ggf. bestehen-
der Miet-/Pachtverträge; Ersatz für ggf. entfallende Stellplätze/Garagen schaffen (Quartiersgarage); 
Eigentümergespräche; Laufzeit Miet-/Pachtverträge prüfen; Planungsrecht ändern

100

Stellingen 6.24 Alte Volksparkstraße 3-23, 25+27, Kieler Straße 421+425, 100 100 100 ja Verschiedene Varianten und zeitliche Abfolgen der Nachverdichtung möglich und denkbar (Neubebau-
ung, Abriss/Neubau, Aufstockung), jeweils auch einzeln realisierbar; Realisierungschance insgesamt 
abhängig von den Eigentümerinteressen sowie ggf. bestehender Miet-/Pachtverträge; Ersatz für ggf. 
entfallende Stellplätze/Garagen schaffen (Quartiersgarage); Eigentümergespräche; Laufzeit Miet-/
Pachtverträge prüfen; Planungsrecht ändern

100

Stellingen 6.32 Kieler Straße 570+570a, Düngelskamp 8-28, Olloweg 
31-43d

50 50 50 ja Nachverdichtung in zwei Varianten denkbar: a) Verdichtung auf den bestehenden Freiflächen und 
unbebauten Grundstücksteilen (z.B. Bauen in 2. Reihe) - kurzfristig, b) Verdichtung durch grundlegen-
de Veränderung und Neuorganisation - langfristig; Realisierungschance insgesamt abhängig von den 
Eigentümerinteressen; Eigentümer gespräche; Planungsrecht ändern

50

Stellingen 6.35 Randstraße 111, 113 45 45 45 nein Planungsrecht bis auf Flst. 892 vorhanden; es gibt bereits Verwertungsabsichten für die Grundstücke 
Randstraße 111+113 (VII-geschossiges Gebäude mit ca. 45 WE und MK-Nutzung im EG); Realisie-
rungschance auf Flst. 892 abhängig von den Verwertungsabsichten der FB; Vorbescheid; Verwer-
tungsmöglichkeiten für Flst. 892 klären

45

Eidelstedt

Eidelstedt 7.1 Reichsbahnstraße 6-14, Kapitelbuschweg 2-9 85 85 5 80 ja Fläche ist z.T. durch etablierte Nutzer in Anspruch genommen, jedoch keine effiziente Ausnutzung 
des Standortes, im GE-Gutachten (03/2011) ist diese Fläche somit als kurzfristiges Potenzial bewer-
tet; Planungsrecht muss jedoch neu geschaffen werden; Projektentwickler möchte auf einem Teil 
(Flst. 1349, 6605, 6172?, 1352, 1353) kurzfristig Wohnungsbau realisieren, Flurstücke sind bereits 
von ihm gesichert; BWVI wird eine Verwertung der Flächen "Kapitelbuschweg" für Wohnungsbau mit-
tragen; Teilbereiche eignen sich für eine Bebauung durch SAGA GWG; Flst. 1349: als Angebotsfläche 
bei der FB geführt, Vergabeform: Verkauf, Verfügbarkeit: sofort; Bebauungsplanverfahren; Eigentü-
mer kontaktieren, ggf. Bodenordnung

85

Eidelstedt 7.5 Holsteiner Chaussee 39, Nebenbahnstraße 16-24 (rück-
wärtig)

30 30 30 nein Planungsrecht vorhanden; Bodenordnungsverfahren abgeschlossen; Vorbescheid für Bauvorhaben 
auf Flst. 898 von Dez. 2010 (29 Stadthäuser); Genehmigungsverfahren

30

Eidelstedt 7.7 Heidacker 64-68, Dallbregen 62-86, Hellasweg 24-28, Fur-
chenacker 3a-3d, Rebenacker 5-17, Hörgensweg 59-79

70 70 70 ? Stärkung und Ausbau des maßstäblichen Gebäudebestandes an der Straße Dallbregen durch 
Aufstockung des Gebäuderiegels und moderate Überbauung der groß dimensionierten Grünfläche; 
Potenzial eignet sich für eine Bebauung durch SAGA GWG; Realisierungschance jedoch abhängig 
vom Eigentümerinteresse; Ersatz für entfallende Stell plätze muss geschaffen werden; Eigentümerge-
spräche; prüfen: Befreiung möglich?

70

Eidelstedt 7.27 Lüttwisch 10 90 90 30 60 nein für die Potenzialfläche besteht Interesse eines Investors bzgl. einer Bebauung (es liegt ein vorläufiges 
Konzept für eine Bebauung vor, dieses soll durch den Investor überarbeitet werden); Konzept abstim-
men; Vorbescheidverfahren; Verlagerung/Aufgabe Sportplatz

50 40

Eidelstedt 7.34 Kieler Straße 711/713 60 60 60 nein Eigentümerinteresse bzgl. einer Bebauung ist vorhanden; Vorbescheid, Bauantrag 60

Niendorf

Niendorf 8.2 Wagrierweg 12, Moorflagen 9-21 20 20 20 nein Planungsrecht vorhanden; Realisierungschance abhängig vom jeweiligen Eigentümer interesse 20

Niendorf 8.22f Nordalbingerweg südöstlich Nr. 14 20 20 20 ? Eigentümergespräch; prüfen: Befreiung möglich? 20

Schnelsen

Schnelsen 9.1 Graf-Johann-Weg 70 70 70 nein Baugenehmigung wurde erteilt, aber nicht ausgeführt; kein Bauwille erkennbar; Fläche eignet sich für 
eine Bebauung durch SAGA GWG, SAGA kontaktieren

20 50

Schnelsen 9.2 Holsteiner Chaussee 243-263, Pinneberger  
Straße 1-17, Süntelstraße 1-3, Hogenfelder Kamp

200 180 20 50 150 ja Erweiterungsbedarf Albertinen Krankenhaus abklären; auf Teilflächen Restriktionen durch wertvolle 
Biotoptypen (ab Wertstufe 6) nach Biotopkataster BSU, 2008; großer Baum bestand; städtebauliches 
Konzept; Planungsrechtänderung

200
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Stellingen 6.23 Kieler Straße 407-415, Melanchthonstraße 8+10, 
Volksparkstraße 7-19, Molkenbuhrstraße 14-22

100 100 100 ja verschiedene Varianten und zeitliche Abfolgen der Nachverdichtung möglich und denkbar (Neubebau-
ung, Abriss/Neubau, Aufstockung), jeweils auch einzeln realisierbar; Realisierungschance insgesamt 
abhängig von den Eigentümerinteressen und der Abstimmung der Eigentümer sowie ggf. bestehen-
der Miet-/Pachtverträge; Ersatz für ggf. entfallende Stellplätze/Garagen schaffen (Quartiersgarage); 
Eigentümergespräche; Laufzeit Miet-/Pachtverträge prüfen; Planungsrecht ändern

100

Stellingen 6.24 Alte Volksparkstraße 3-23, 25+27, Kieler Straße 421+425, 100 100 100 ja Verschiedene Varianten und zeitliche Abfolgen der Nachverdichtung möglich und denkbar (Neubebau-
ung, Abriss/Neubau, Aufstockung), jeweils auch einzeln realisierbar; Realisierungschance insgesamt 
abhängig von den Eigentümerinteressen sowie ggf. bestehender Miet-/Pachtverträge; Ersatz für ggf. 
entfallende Stellplätze/Garagen schaffen (Quartiersgarage); Eigentümergespräche; Laufzeit Miet-/
Pachtverträge prüfen; Planungsrecht ändern

100

Stellingen 6.32 Kieler Straße 570+570a, Düngelskamp 8-28, Olloweg 
31-43d

50 50 50 ja Nachverdichtung in zwei Varianten denkbar: a) Verdichtung auf den bestehenden Freiflächen und 
unbebauten Grundstücksteilen (z.B. Bauen in 2. Reihe) - kurzfristig, b) Verdichtung durch grundlegen-
de Veränderung und Neuorganisation - langfristig; Realisierungschance insgesamt abhängig von den 
Eigentümerinteressen; Eigentümer gespräche; Planungsrecht ändern

50

Stellingen 6.35 Randstraße 111, 113 45 45 45 nein Planungsrecht bis auf Flst. 892 vorhanden; es gibt bereits Verwertungsabsichten für die Grundstücke 
Randstraße 111+113 (VII-geschossiges Gebäude mit ca. 45 WE und MK-Nutzung im EG); Realisie-
rungschance auf Flst. 892 abhängig von den Verwertungsabsichten der FB; Vorbescheid; Verwer-
tungsmöglichkeiten für Flst. 892 klären

45

Eidelstedt

Eidelstedt 7.1 Reichsbahnstraße 6-14, Kapitelbuschweg 2-9 85 85 5 80 ja Fläche ist z.T. durch etablierte Nutzer in Anspruch genommen, jedoch keine effiziente Ausnutzung 
des Standortes, im GE-Gutachten (03/2011) ist diese Fläche somit als kurzfristiges Potenzial bewer-
tet; Planungsrecht muss jedoch neu geschaffen werden; Projektentwickler möchte auf einem Teil 
(Flst. 1349, 6605, 6172?, 1352, 1353) kurzfristig Wohnungsbau realisieren, Flurstücke sind bereits 
von ihm gesichert; BWVI wird eine Verwertung der Flächen "Kapitelbuschweg" für Wohnungsbau mit-
tragen; Teilbereiche eignen sich für eine Bebauung durch SAGA GWG; Flst. 1349: als Angebotsfläche 
bei der FB geführt, Vergabeform: Verkauf, Verfügbarkeit: sofort; Bebauungsplanverfahren; Eigentü-
mer kontaktieren, ggf. Bodenordnung

85

Eidelstedt 7.5 Holsteiner Chaussee 39, Nebenbahnstraße 16-24 (rück-
wärtig)

30 30 30 nein Planungsrecht vorhanden; Bodenordnungsverfahren abgeschlossen; Vorbescheid für Bauvorhaben 
auf Flst. 898 von Dez. 2010 (29 Stadthäuser); Genehmigungsverfahren

30

Eidelstedt 7.7 Heidacker 64-68, Dallbregen 62-86, Hellasweg 24-28, Fur-
chenacker 3a-3d, Rebenacker 5-17, Hörgensweg 59-79

70 70 70 ? Stärkung und Ausbau des maßstäblichen Gebäudebestandes an der Straße Dallbregen durch 
Aufstockung des Gebäuderiegels und moderate Überbauung der groß dimensionierten Grünfläche; 
Potenzial eignet sich für eine Bebauung durch SAGA GWG; Realisierungschance jedoch abhängig 
vom Eigentümerinteresse; Ersatz für entfallende Stell plätze muss geschaffen werden; Eigentümerge-
spräche; prüfen: Befreiung möglich?

70

Eidelstedt 7.27 Lüttwisch 10 90 90 30 60 nein für die Potenzialfläche besteht Interesse eines Investors bzgl. einer Bebauung (es liegt ein vorläufiges 
Konzept für eine Bebauung vor, dieses soll durch den Investor überarbeitet werden); Konzept abstim-
men; Vorbescheidverfahren; Verlagerung/Aufgabe Sportplatz

50 40

Eidelstedt 7.34 Kieler Straße 711/713 60 60 60 nein Eigentümerinteresse bzgl. einer Bebauung ist vorhanden; Vorbescheid, Bauantrag 60

Niendorf

Niendorf 8.2 Wagrierweg 12, Moorflagen 9-21 20 20 20 nein Planungsrecht vorhanden; Realisierungschance abhängig vom jeweiligen Eigentümer interesse 20

Niendorf 8.22f Nordalbingerweg südöstlich Nr. 14 20 20 20 ? Eigentümergespräch; prüfen: Befreiung möglich? 20

Schnelsen

Schnelsen 9.1 Graf-Johann-Weg 70 70 70 nein Baugenehmigung wurde erteilt, aber nicht ausgeführt; kein Bauwille erkennbar; Fläche eignet sich für 
eine Bebauung durch SAGA GWG, SAGA kontaktieren

20 50

Schnelsen 9.2 Holsteiner Chaussee 243-263, Pinneberger  
Straße 1-17, Süntelstraße 1-3, Hogenfelder Kamp

200 180 20 50 150 ja Erweiterungsbedarf Albertinen Krankenhaus abklären; auf Teilflächen Restriktionen durch wertvolle 
Biotoptypen (ab Wertstufe 6) nach Biotopkataster BSU, 2008; großer Baum bestand; städtebauliches 
Konzept; Planungsrechtänderung

200
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Schnelsen 9.4 Peter-Timm-Straße 35 35 35 ja Verwertungsfläche Deckel A7, Potenzialfläche der Finanzbehörde; Planungsrecht ändern; Restrik-
tionsfläche: wertvolle Biotoptypen (ab Wertstufe 6) nach Biotopkataster BSU, 2008; umfangreicher 
Baumbestand

35

Schnelsen 9.5 Ellerbeker Weg 5-7, Holsteiner Chaussee 345 20 20 10 10 nein Planungsrecht vorhanden; Erschließung herstellen; Teilflächen liegen im Landschaftsschutzgebiet; 
Teilflächen sind wertvolle Biotoptypen (ab Wertstufe 6) nach Biotopkataster BSU, 2008; Teilflächen 
sind Ausgleichsfläche (Stand 2011)

20

Schnelsen 9.6 Holsteiner Chaussee 395-397 20 20 20 ? Verwertungsfläche Deckel A7, Potenzialfläche der Finanzbehörde; derzeitige Bebauung auf Qualität 
und Alter überprüfen; prüfen: Befreiung möglich?

20

Schnelsen 9.7 Königskinderweg 57 30 30 30 nein Vorweggenehmigungsreife 30

Schnelsen 9.28c Riekbornweg 1, Oldesloer Str. 54-58 90 90 90 ja Wohnen nur möglich, wenn Lärmproblematik gelöst wird; Planungsrecht ändern; Verlagerung der 
bestehenden Nutzungen

90

Schnelsen 9.56 Pinnebergerstraße 21-59, Süntelstraße 6-16, Egenbüttler 
Weg

200 200 200 ja Planungsrecht ändern 200

Schnelsen 9.98b Frohmestraße 43a 20 20 20 ja Kann erst realisiert werden, wenn der Autobahn-Deckel hergestellt wurde, sonst aufgrund des Lärms 
nicht für eine Wohnbebauung geeignet; Planungsrecht für den gesamten Bereich 9.98a-d ändern; 
Landschaftsschutzgebiet

20

Schnelsen 9.99 Frohmestraße 28-40 40 40 40 nein Eigentümergespräche (sinnvoll wäre eine Wohnbauentwicklung grundstücksübergreifend) 40

Schnelsen 9.100 Glißmannweg 3-11 30 30 30 nein Eigentümergespräche (sinnvoll wäre eine Wohnbauentwicklung grundstücksübergreifend) 30

geschätzte Summe sonstige Projekte  < 20 WE 435 360 75 20 415 geschätzte Summe sonstige Projekte  < 20 WE 55 80 50 35 215

Summe Baupotenziale WE (min.) 530 365 545 500 1745

zusätzliche WE bei höherer Ausnutzung der Potenzialflächen 220 270 245 200 1130

Summe: 3685 3435 250 795 2890

Summe Baupotenziale WE (max.) 750 635 790 700 2875
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Schnelsen 9.4 Peter-Timm-Straße 35 35 35 ja Verwertungsfläche Deckel A7, Potenzialfläche der Finanzbehörde; Planungsrecht ändern; Restrik-
tionsfläche: wertvolle Biotoptypen (ab Wertstufe 6) nach Biotopkataster BSU, 2008; umfangreicher 
Baumbestand

35

Schnelsen 9.5 Ellerbeker Weg 5-7, Holsteiner Chaussee 345 20 20 10 10 nein Planungsrecht vorhanden; Erschließung herstellen; Teilflächen liegen im Landschaftsschutzgebiet; 
Teilflächen sind wertvolle Biotoptypen (ab Wertstufe 6) nach Biotopkataster BSU, 2008; Teilflächen 
sind Ausgleichsfläche (Stand 2011)

20

Schnelsen 9.6 Holsteiner Chaussee 395-397 20 20 20 ? Verwertungsfläche Deckel A7, Potenzialfläche der Finanzbehörde; derzeitige Bebauung auf Qualität 
und Alter überprüfen; prüfen: Befreiung möglich?

20

Schnelsen 9.7 Königskinderweg 57 30 30 30 nein Vorweggenehmigungsreife 30

Schnelsen 9.28c Riekbornweg 1, Oldesloer Str. 54-58 90 90 90 ja Wohnen nur möglich, wenn Lärmproblematik gelöst wird; Planungsrecht ändern; Verlagerung der 
bestehenden Nutzungen

90

Schnelsen 9.56 Pinnebergerstraße 21-59, Süntelstraße 6-16, Egenbüttler 
Weg

200 200 200 ja Planungsrecht ändern 200

Schnelsen 9.98b Frohmestraße 43a 20 20 20 ja Kann erst realisiert werden, wenn der Autobahn-Deckel hergestellt wurde, sonst aufgrund des Lärms 
nicht für eine Wohnbebauung geeignet; Planungsrecht für den gesamten Bereich 9.98a-d ändern; 
Landschaftsschutzgebiet

20

Schnelsen 9.99 Frohmestraße 28-40 40 40 40 nein Eigentümergespräche (sinnvoll wäre eine Wohnbauentwicklung grundstücksübergreifend) 40

Schnelsen 9.100 Glißmannweg 3-11 30 30 30 nein Eigentümergespräche (sinnvoll wäre eine Wohnbauentwicklung grundstücksübergreifend) 30

geschätzte Summe sonstige Projekte  < 20 WE 435 360 75 20 415 geschätzte Summe sonstige Projekte  < 20 WE 55 80 50 35 215

Summe Baupotenziale WE (min.) 530 365 545 500 1745

zusätzliche WE bei höherer Ausnutzung der Potenzialflächen 220 270 245 200 1130

Summe: 3685 3435 250 795 2890

Summe Baupotenziale WE (max.) 750 635 790 700 2875
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Endnotenverzeichnis

1 Aus Drucksache19/2995: Vorlage eines Wohnungsbauentwicklungsplanes vom 05.05.2009

2 Quelle: Statistikamt Nord. Ohne Wohneinheiten in Nichtwohngebäuden und durch  

Baumaßnahmen in bestehenden Gebäuden.

3 Quelle: Statistikamt Nord. Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt

4 Vgl.: LBS Metropole Hamburg - Wohnungsbau für eine wachsende Stadt, Mai 2005. 

5 Quelle: Statistikamt Nord. Hamburger Stadtteilprofile der verschiedenen Jahre. Jahreszahlen anhand 

des Melderegisters jeweils mit Stand 31.12.  

Das Absinken im Jahr 2008 ist sowohl auf die hamburgweite Bereinigung des Melderegisters als 

auch auf die Bezirksverwaltungsreform zurückzuführen, bei deren Umsetzung eine Gebietsände-

rung erfolgt ist (Teile des Bezirkes Eimsbüttel wurden dem neuen Stadtteil Sternschanze – Bezirk 

Altona – zugeordnet). 

6 Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile der verschiedenen Jahre. 

Die Zu-/Fortzüge beinhalten dabei sowohl die innerstädtischen Umzüge als auch die Zuzüge von 

außerhalb und die Fortzüge nach außerhalb Hamburgs. Der Wert im Jahr 2008 ist ebenfalls vor dem 

Hintergrund der Melderegisterbereinigung sowie der Bezirksverwaltungsreform zu sehen.

7 Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile 2011.

8 Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile 2011.

9 Eigene Berechnung.  

Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile 2011.10 

10 Quelle: Statistikamt Nord, Kleinräumige Bevölkerungsschätzung 2009 vom 16.12.2009.

11 Eigene Berechnung. Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord,  

Kleinräumige Bevölkerungsschätzung 2009 vom 16.12.2009.

12 U.a. Haspa-Studie „L(i)ebenswertes Hamburg.  

Die Lebensqualität der Hansestadt im deutschen Metropolen vergleich“, Mai 2010.

13 Vgl. Haspa-Studie „L(i)ebenswertes Hamburg.  

Die Lebensqualität der Hansestadt im deutschen Metropolen vergleich“, Mai 2010, S. 5.

14 Statistikamt Nord, Kleinräumige Bevölkerungsschätzung 2009 vom 16.12.2009

15 Auch wenn die kleinräumige Bevölkerungsschätzung des Statistikamtes zum Teil besonderen  

Variablen unterliegt, die dessen Prognosen beeinflussen (z.B. den Annahmen zu den  

Neubauprojekten oder dem gewählten Vorausschätzungsmodell), lassen sich grundsätzliche  

Tendenzen ableiten und erkennen. Diese werden zudem auch durch andere Prognosen,  

z.B. die zitierte Haspa-Studie, vorausgesagt.

16  Eigene Berechnung. Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord,  

Kleinräumige Bevölkerungsschätzung 2009 vom 16.12.2009.  

Als Bezugsgröße für die Ausgangsbevölkerung wurde vom Statistikamt der Bevölkerungsstand 

nach dem Melderegister mit Stand 30.04.2009 verwendet. Abweichungen zwischen den Werten  

für den Bezirk Eimsbüttel und den aus den Teilräumen gebildeten Durchschnittswerten ergeben 

sich aufgrund von Rundungen in ver schiedenen Rechenzwischenschritten.

17 Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile der verschiedenen Jahre.

18 Eigene Berechnung. Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile der 

verschiedenen Jahre.

19 Stand: 31.12.2010.

20 Quelle: Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile der verschiedenen Jahre.  

Anzahl der Wohnungen einschließlich der Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern.
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21 Quelle: Statistikamt Nord. Ohne Wohneinheiten in Nichtwohngebäuden und durch  

Baumaßnahmen in bestehenden Gebäuden. 

22 Eigene Berechnung. Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord, Hamburger  

Stadtteilprofile der verschiedenen Jahre.  

Anzahl der Wohnungen einschließlich der Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern.

23 Quelle für die Werte 2000-2009: Statistikamt Nord.  

Quelle der Werte 2010: Jones Lang LaSalle: „on.point – Residential City Profile.  

Der Wohnungsmarkt Hamburg – 1. Halbjahr 2011, S. 4.

24 vgl. Jones Lang LaSalle: „on.point – Residential City Profile.  

Der Wohnungsmarkt Hamburg – 1. Halbjahr 2011, S. 5.

25 Quelle: Stadtteilüberblicke des Online-Immobilienportals immobilienscout24.de  

unter http://www.immobilien-scout24.de/Wohnumfeld/Hamburg/Hamburg/StadtKreis/index.

html - Letzter Abruf vom 28.09.2011. Die Preisangaben basieren auf den durchschnittlichen 

Angebotspreisen für Mietwohnungen und basieren auf historischen Angebotsdaten des 

Immobilienportals, Stand: 2009.

26 Eigene Berechnung.  

Quelle der Datengrundlage: Stadtteilüberblicke des Online-Immobilienportals immobilien-

scout24.de unter http://www.immobilienscout24.de/Wohnumfeld/Hamburg/Hamburg/Stadt-

Kreis/index.html - Letzter Abruf vom 28.09.2011.

27 Eigene Berechnung. Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord,  

Hamburger Stadtteilprofile 2011.

28 Eigene Berechnung. Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord,  

Hamburger Stadtteilprofile der jeweiligen Jahre.

29 Eigene Berechnung auf Grundlage der in diesem Abschnitt aufgezeigten Relationen.

30 vgl. Jones Lang LaSalle: „on.point – Residential City Profile. Der Wohnungsmarkt Hamburg – 

1. Halbjahr 2011, S. 7.

31 vgl. Haspa-Studie „L(i)ebenswertes Hamburg.  

Die Lebensqualität der Hansestadt im deutschen Metropolen vergleich“, Mai 2010, S. 16.

32 Eigene Berechnung.  

Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile 2011.

33 Eigene Berechnung.  

Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile 2011.

34 Eigene Berechnung. Quelle der Datengrundlage: Statistikamt Nord,  

Hamburger Stadtteilprofile der jeweiligen Jahre.

35 2004 lag nach eigenen Berechnungen das durchschnittliche Einkommen je Lohn- und 

Einkommensteuerpflichtigem im Kerngebiet bei 46.468EUR, in der Urbanisierungszone bei 

29.874EUR und in den äußeren Stadtteilen bei 31.378 EUR. Quelle der Datengrundlage: 

Stadtteil-Datenbank des Statistikamtes Nord unter http://www.statistik-nord.de/fileadmin/

regional/regional.php - Letzter Abruf vom 29.09.2011. Nach 2004 wurden vom Statistikamt 

Nord keine Daten mehr zum Einkommen publiziert. 

36  Bezogen auf die jeweils eigenen Bestände in Hamburg insgesamt.

37 Quelle: Eigene Zusammenstellung anhand der Internetpräsenzen der genannten  

Unternehmen. Zeitpunkt der Recherche: September 2011    
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38 Da im Rahmen der Recherche nicht alle Genossenschaften mit Wohnungsbestand in Eimsbüttel 

berücksichtigt werden konnten, wurde die nachgewiesene Zahl von 22.239 auf 24.000 aufgerundet 

und für die Berechnung zu Grunde gelegt.

39 Eigene Berechnung anhand der Anzahl der Privat- und Einpersonenhaushalte für die Jahre 2009 und 

2010. Quelle der Datengrundlage: Stadtteil-Datenbank des Statistikamtes Nord 

 unter http://www.statistik-nord.de/filead-min/regional/regional.php - Letzter Abruf vom 29.09.2011.

40 vgl. Jones Lang LaSalle: „on.point – Residential City Profile. Der Wohnungsmarkt Hamburg – 1. 

Halbjahr 2011, S. 4.

41 Quelle: Statistikamt Nord. Zur besseren Darstellung wurden die beiden maßstabsgetreuen  

Entwicklungslinien in einer Abbildung ohne Maßstab zusammengeführt.

42 Eigene Berechnung. Quelle: Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile 2011.

43 Eigene Berechnung. Quelle: Statistikamt Nord, Hamburger Stadtteilprofile 2011.

44 Wohnberechtigungsscheine (§5-Scheine) werden grundsätzlich nur erteilt, wenn das  

Jahreseinkommen des Antragstellers gesetzlich bestimmte Einkommensgrenzen nicht  

überschreitet. Dringlichkeitsscheine (DKS) werden erteilt, wenn man aufgrund einer  

außergewöhnlichen Lebenssituation (z.B. Krankheit, Schutz der Familie) dringend auf eine andere 

Wohnung angewiesen, aber alleine nicht in der Lage ist, eine angemessene Wohnung zu finden.

45 Quelle: Auswertung der Ausstellungs- und Versorgungsbilanzen (%5-Scheine/Dringlichkeitsscheine) 

des Bezirksamtes Eimsbüttel, Fachamt Grundsicherung und Soziales, E/SDZ 142.

46 Quelle: Auswertung der Ausstellungs- und Versorgungsbilanzen (%5-Scheine/Dringlichkeitsscheine) 

des Bezirksamtes Eimsbüttel, Fachamt Grundsicherung und Soziales, E/SDZ 142.

47 Die Bezirksämter stellen allerdings nur Berechtigungsscheine für Bürger aus, die ihren gemeldeten 

Wohnsitz im jeweiligen Bezirk haben.

48 Quelle: Auswertung der Ausstellungs- und Versorgungsbilanzen (%5-Scheine/Dringlichkeitsscheine) 

des Bezirksamtes Eimsbüttel, Fachamt Grundsicherung und Soziales, E/SDZ 142. Die Zahlen geben 

die Menge der unversorgten Inhaber am Erhebungsstichtag des jeweiligen Halbjahres an.  

Die Angabe für das 2. Halbjahr 2011 bezieht sich auf den Stand 05.10.2011.

49 Hinweis: Die im Wohnungsbauprogramm 2011/2012 enthaltenen Wohnungsbaupotenzialflächen 

stellen einen Auszug aus der Potenzialflächendatenbank dar. Auf Kapitel 4.3 wird verwiesen.

50 Potenzialflächenauskunft der Landesplanung der Freien und Hansestadt Hamburg

51 elektronisches Liegenschafts-Verwaltungs-Informationssystem

52 Jedoch ist darauf hinzuweisen, dass die geschätzte Bevölkerungszunahme und –verteilung auf den 

einzelnen Stadtteile auf den bekannten Flächenpotenzialen basiert.  

Werden darüber hinaus Potenzialflächen aktiviert, kann sich die Prognose deutlich verschieben.

53 hinsichtlich der Erläuterung der zeitlichen Abschnitte s. Anhang  

54 Quelle: Präsentation von Georg Reisner, Referat für Stadtplanung und Bodenordnung der  

Landeshauptstadt München im Rahmen der Eimsbütteler Wohnungsbaukonferenz am 21.11.2011

55 Quelle: Büro Luchterhandt, Hamburg
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Abb.   Abbildung

AGV   Allgemeines Grundvermögen

BAB   Bundesautobahn

BauGB   Baugesetzbuch

BGF   Bruttogeschossfläche

B-Plan   Bebauungsplan

bspw.   beispielsweise

BSU   Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 

bzw.   beziehungsweise 

ca.    zirka

DG    Dachgeschoss

DKS   Dringlichkeitsschein

EFH   Einfamilienhaus

EG    Erdgeschoss

eLVIS   elektronisches Liegenschafts-Verwaltungs-Informationssystem

entl.   entlang

etc.    et cetera

EW    Einwohner

FB    Finanzbehörde

ff.    fortfolgende

FHH   Freie und Hansestadt Hamburg

Flst(k).   Flurstück

FNP   Flächennutzungsplan

GE    Gewerbegebiet

Ggf.   Gegebenenfalls

GIS    Geographisches Informationssystem

GFZ   Geschossflächenzahl

GRZ   Grundflächenzahl

GWB   Geschosswohnungsbau

HBauO   Hamburger Bauordnung

Abkürzungsverzeichnis
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i.W.   im Weiteren

k.A.   keine Angabe

KG    Kerngebiet

max.   maximal

MI    Mischgebiet

MK    Kerngebiet (Baugebiet)

min.   minimal

Mio.   Million(en)

o.ä.    oder ähnliches

OG    Obergeschoss

ÖPNV   Öffentlicher Personennahverkehr

PAUL   Potenzialflächenauskunft der Landesplanung der FHH

qm / m²   Quadratmeter

Reg.-Nr.   Registriernummer

rd.    rund

SL    Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung

s.o.    siehe oben

TG    Tiefgarage

tlw.    teilweise

Txt.    Text

u.a.    unter anderem

v.a.    vor allem

v.g.    vorher genannte(n)

vgl.    vergleiche

W    Wohnbauflächen

WA    Allgemeines Wohngebiet

WE    Wohneinheit

z.B.    zum Beispiel

z.T.    zum Teil

zz.    zurzeit







Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksamt Eimsbüttel
Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung
Grindelberg 62-66
20144 Hamburg
Email: stadtplanung@eimsbuettel.hamburg.de


